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VON RENÉ NEHRING

D roht der FDP ein weiteres Mal 
die Beteiligung an einer Bun-
desregierung zum Verhängnis 
zu werden? Zumindest verlie-

ren die Liberalen seit ihrem Einstieg in 
die Ampelkoalition in bundesweiten Um-
fragen kontinuierlich an Zustimmung. Bei 
den seitdem abgehaltenen Landtagswah-
len fuhren sie stets Verluste ein, in Nie-
dersachen, im Saarland und zuletzt in 
Berlin flogen sie sogar aus den Landtagen. 

Als Grund für den Niedergang der FDP 
gilt, dass die Partei und ihre führenden 
Köpfe im Alltag des politischen Gesche-
hens kaum wahrgenommen werden. Ge-
lingt es den grünen Ministern Habeck, 
Baerbock und Paus, mit ihren Plänen für 
die Energiewende, eine „feministische 
Außenpolitik“ oder eine Neuausrichtung 
der Familienpolitik regelmäßig die Agenda 
zu bestimmen, und sorgt allein die media-
le Präsenz von Bundeskanzler Scholz da-
für, dass auch die SPD genügend Aufmerk-
samkeit erfährt, so werden die Liberalen 
meist nur als Mitläufer der Projekte ihrer 
Koalitionspartner wahrgenommen. 

So brauchte etwa Gesundheitsminis-
ter Karl Lauterbach (SPD) mit seinen 
Wünschen nach drastischen Coronamaß-
nahmen selbst dann keine Sorgen vor sei-
nem Kabinettskollegen Justizminister 
Marco Buschmann (FDP) zu haben, als 
um Deutschland herum fast alle Be-

schränkungen längst aufgehoben waren. 
Und der Widerstand des liberalen Finanz-
ministers Christian Lindner gegen die ra-
sant wachsende Neuverschuldung hielt 
sich auch in Grenzen. 

Dabei bieten die politischen Umstände 
fast täglich neue Steilvorlagen für die FDP. 
Allein der systematische Abbau der sozia-
len Marktwirtschaft durch Wirtschaftsmi-
nister Habeck und dessen Pläne zur Er-
richtung einer ökologischen Plan- und 
Kommandowirtschaft wären ein Mega-
Thema für eine liberale Partei. Wo bleibt 
das Veto der FDP-Minister gegen die kon-
tinuierliche Ausweitung der Kompetenzen 
des Staates? Wo bleibt der Einspruch der 
liberalen Kabinettsmitglieder gegen die 
mutwillige Gefährdung von Schlüssel-
branchen wie der deutschen Automobil-
industrie? Und wo bleibt ihr Einsatz für 
eine Erneuerung unserer Gesellschaft, bei 
der die erbrachten Leistungen wieder im 
Vordergrund stehen – und nicht die Hal-
tung oder das Geschlecht, die Hautfarbe 
und die Religionszugehörigkeit? 

Enttäuschte Bürger wenden sich ab
Fassungslos muss die Mehrheit der Bun-
desbürger zusehen, wie die 14,8-Prozent-
Partei Bündnis90/DieGrünen systema-
tisch die seit den Tagen des Wirtschafts-
wunders allgemein anerkannten Funda-
mente des deutschen Wohlstands abträgt 
– und die Einzigen, die die Möglichkeit 
hätten, dies zu verhindern, eben die Libe-

ralen, allenfalls lauen Widerstand leisten, 
letztendlich jedoch alles geschehen lassen. 

Den jüngsten Schlag der Grünen ent-
hüllte in dieser Woche die „Bild“-Zei-
tung. Laut deren Bericht sieht ein Refe-
rentenentwurf aus dem Hause von Wirt-
schafts- und Klimaminister Habeck das 
endgültige Aus für Öl- und Gasheizungen 
vor. Schon ab dem nächsten Jahr sollen 
demnach in Deutschland nur noch Hei-
zungen neu eingebaut werden, die aus 
„mindestens 65 Prozent erneuerbarer 
Energie“ Wärme produzieren. Bereits 
eingebaute Heizungen sollen maximal 
dreißig Jahre weiterlaufen dürfen. 

Tatsächlich kritisierten diesmal zahl-
reiche FDP-Politiker den grünen Entwurf 
umgehend als „Überforderung der Bür-
ger“, als „ökonomisch und ökologisch 
nicht sinnvoll“ sowie nicht zuletzt als 
praktisch undurchführbar, da das Gesetz 
rund zwei Drittel der deutschen Hei-
zungsanlagen betreffe. Weshalb sie denn 
auch ankündigten, dass die FDP diesem 
Gesetz nicht zustimmen werde. 

Angesichts des bisherigen Verhaltens 
der Liberalen in der Bundesregierung ist 
jedoch Skepsis erlaubt, ob und wie lange 
die FDP tatsächlich Widerstand leisten-
wird. Fakt ist: Eine bürgerliche Partei, die 
jegliche bürgerlichen Maßstäbe vermis-
sen lässt und im Ernstfall nicht die Inter-
essen der Bürger vertritt, braucht sich 
nicht zu wundern, wenn ihr die Bürger 
den Rücken kehren. 

POLITIK

Für die FDP schlägt nun die 
Stunde der Wahrheit 

Wenn die Liberalen sich nicht endlich gegen den grünen Umbau der 
Gesellschaft stemmen, werden sie nicht mehr gebraucht
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AUFGEFALLEN

Die fragwürdige 
Haltung der 

Kriegsgegner
Seit ihrer Petition für Verhandlungen 
mit Russland im Ukrainekrieg und die 
Ablehnung von westlichen Waffenlie-
ferungen an die Ukraine erfahren die 
Feministin Alice Schwarzer und die 
Linke-Politikerin Sahra Wagenknecht 
viel Zuspruch – und noch mehr Kritik. 
Gleichwohl luden sie am vergangenen 
Sonnabend zu einer Demonstration 
unter dem Motto „Aufstand für den 
Frieden“ am Brandenburger Tor. 

Dabei waren sie bemüht, nicht als 
allzu „Putin-freundlich“ zu gelten und 
kritiserten deshalb nicht nur die 
„westliche Kriegsrhetorik“ und die 
militärische Unterstützung für die Uk-
raine, sondern verurteilten auch den 
russischen Angriff gegen das Nachbar-
land. Und doch hinkt die Argumenta-
tion der beiden Aktivistinnen. 

Dies zeigt der Vergleich mit dem 
Vietnamkrieg, der die deutsche Frie-
densbewegung ebenfalls bewegte. Da-
mals lagen die Dinge ziemlich genau 
umgekehrt. Die USA waren eindeutig 
der Aggressor – und Russland (damals 
die Sowjetunion) ermöglichte mit sei-
nen Militärhilfen das Überleben Viet-
nams, das ohne diese Hilfe schnell auf 
verlorenem Posten gestanden hätte. 
Auch die Sowjetunion achtete – wie 
heute der Westen – bei ihren Hilfen 
darauf, nicht direkt in den Krieg hin-
eingezogen zu werden. Dennoch rich-
teten sich die Demos der deutschen 
Friedensbewegung damals ausschließ-
lich gegen die USA. Niemand wäre auf 
die Idee gekommen, diejenigen, die 
den Vietnamesen Hilfe leisteten, als 
Kriegstreiber zu bezeichnen. � neh

Scheitern mit Ansage
Obwohl die „Erneuerbaren“ Deutschlands Strom- und Wärmebedarf nicht decken können,  

setzt die Bundesregierung ihren energiepolitischen Sonderweg fort  Seite 3
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VON WOLFGANG KAUFMANN

M ittlerweile gibt es mehr als 
30 sogenannte Faktenche-
cker-Organisationen in der 
Europäischen Union, wel-

che ihre Aufgabe darin sehen, den Wahr-
heitsgehalt von politisch brisanten Aus-
sagen zu überprüfen und gegebenenfalls 
Richtigstellungen zu verbreiten. In 
Deutschland sind auf diesem Gebiet ins-
besondere die „Faktenfinder“ der öffent-
lich-rechtlichen Medien, der Deutschen 
Presse-Agentur und des angeblich ge-
meinnützigen Recherche-Netzwerkes 
Correctiv aktiv. 

Deren Finanzierung erfolgt entweder 
durch die Rundfunk-Zwangsabgabe, den 
Steuerzahler oder – wie im Falle von Cor-
rectiv – durch Spenden. Die Letzteren 
wiederum kommen unter anderem von 
Geldgebern wie der Bundeszentrale für 
politische Bildung, den Open Society 
Foundations des US-Multimilliardärs 
George Soros, den Technologiekonzernen 
Meta Platforms und Google sowie der 
Staatskanzlei des Landes Nordrhein-
Westfalen. 

Darüber hinaus kooperieren etliche 
Faktenchecker-Organisationen mit dem 
International Fact-Checking Network 
(IFCN) des in den USA ansässigen Poyn-
ter Institute, welches ebenfalls von Meta 
gesponsert wird. Außerdem unterhalten 
auch die Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) und die Europäische Union mit 
NewsGuard Technologies beziehungswei-
se dem European Digital Media Observa-
tory (EDMO) eigene Prüfungsstellen für 
Fakten.

Manipulative Tricks
All diese Faktenchecker-Organisationen 
wollen „einseitige oder falsche Informa-
tionen“ bekämpfen, deren gezielte Ver-
breitung erfolge, „um unsere Gesellschaft 
zu spalten, Hass zu schüren oder Geschäf-
te zu machen“.

Hintergründig haben sie selbst dabei 
finanzielle Interessen und eine politisch-
ideologische Agenda. Denn das Ziel der 
Faktenprüfer besteht darin, den gesell-
schaftlichen Diskurs auf einen bestimm-
ten Meinungskorridor einzuengen und 
sicherzustellen, dass die in der Öffent-
lichkeit kursierenden Aussagen das Welt-
bild ihrer staatlichen, überstaatlichen 

oder privaten Auftraggeber stützen. Oder 
anders ausgedrückt: Faktenprüfer sind 
keine unabhängigen Gutachter oder neu-
tralen „Wahrheitswächter“, sondern be-
zahlte Erfüllungsgehilfen einflussreicher 
Kräfte in Staat und Wirtschaft, die strikt 
interessengeleitet vorgehen. Dazu gehört 
auch die Diskreditierung von kritischen 
Meinungen, welche den jeweiligen Regie-
rungen missfallen – eine Aufgabe, zu der 
in totalitären Regimen die Geheimdienste 
herhalten müssen.

Die Faktenchecker bedienen sich da-
bei einer ganzen Reihe von typischen Me-
thoden oder Tricks. So greifen sie vielfach 
auf das sogenannte Framing zurück, also 
die einleitende Stimmungsmache durch 
das negative „Einrahmen“ von Aussagen 
nach dem Schema „Putin-Sympathisan-
ten und die AfD verbreiten jetzt folgende 
Behauptung …“

Darüber hinaus hagelt es persönliche 
Angriffe gegen Personen, deren Äußerun-
gen im Dienste der „guten Sache“ zu wi-
derlegen sind. In diesem Zusammenhang 
wird dann immer gern das Wort „umstrit-

ten“ verwendet oder eine Kontaktschuld 
konstruiert: Wer mit dem oder dem in 
Verbindung stehe, der disqualifiziere sich 
damit selbst.

Die anonymen Experten
Ansonsten gehen Faktenprüfer gerne so 
vor, dass sie die wegzudiskutierenden In-
formationen absichtlich unkorrekt wie-
dergeben oder maßlos überinterpretie-
ren, um so Angriffspunkte für ihre Kritik 
zu finden. Oder sie tarnen den Umstand 
der kompletten Unwiderlegbarkeit der 
Kernaussage, welcher sie zu Leibe rücken 
wollten, durch einen gewaltigen Wort-
schwall über Nebensächlichkeiten, der 
fast jeden Leser einschläfert.

Eine weitere übliche Vorgehensweise 
der Faktenchecker ist die selektive Aus-
wahl von Experten. Einerseits ignorieren 
die angeblichen Verfechter der Wahrheit 
sämtliche Verteidiger der von ihnen an-
gegriffenen Positionen – ganz gleich, wie 
qualifiziert diese sind. Andererseits 
kommt aber nahezu jeder zu Wort, der et-
was gesagt hat, was zur eigenen Argumen-

tation passt, selbst wenn er eine absolute 
Minderheitenmeinung vertritt. 

Diese Rosinenpickerei geht so weit, 
dass man auf Fachleute verweist, „die 
nicht namentlich zitiert werden wollen“, 
was die Frage nahelegt, ob es diese Exper-
ten überhaupt gibt. So geschehen bei-
spielsweise beim „Fact-Checking“ des 
ZDF zur Frage der Verantwortlichkeit für 
die Anschläge auf die Nord-Stream-Pipe-
lines: Ein Fachmann „für maritime Strate-
gie und Sicherheit“ aus Kiel, der lieber 
anonym bleiben wolle, habe gesagt, dass 
die USA nicht hinter den Sprengungen 
stecken könnten, also kämen diese auch 
keinesfalls als Täter in Frage.

Mit ähnlich dubioser und tendenziö-
ser Rabulistik stellten die Faktenchecker 
in der jüngeren Vergangenheit zahlreiche 
obrigkeitlich unerwünschte Aussagen als 
Lüge hin – sei es zur Corona-Politik und 
den Corona-Impfungen zum Ukraine-
krieg und den Fehlleistungen der Mitglie-
der der Bundesregierung, oder sei es an-
dererseits zu dem angeblich menschge-
machten Klimawandel.

Immer schön bei der Wahrheit bleiben
Alles nur im Dienste der „guten Sache“? – Auch Faktenchecker recherchieren auf tendenziöse Weise

Faktenprüfer Journalistische Recherchenetzwerke wie Correctiv haben Falschmeldungen den Kampf angesagt. 
Doch ganz so uneigennützig und unabhängig, wie sie behaupten, agieren sie dabei keineswegs
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Fakt oder Fake? Investigative Journalisten überprüfen Nachrichtentexte auf ihren Wahrheitsgehalt. Nur: Was ist die Wahrheit?

Während der Corona-Pandemie verbrei-
teten deutsche Politiker, Wissenschaftler 
und die großen Medien zahlreiche Falsch-
meldungen. Zweifel an diesen wurden als 
„Verschwörungstheorien“ abgetan, wobei 
die staatlich besoldeten Faktenprüfer eine 
federführende Rolle spielten.

Das Ganze begann bereits Anfang 
2020, als es zunächst offiziell hieß, das in 
China grassierende Virus sei keine Gefahr 
für Deutschland. Dann gingen die Fakten-
prüfer gegen jeden vor, der den Verdacht 
zu äußern wagte, der Erreger SARS-CoV-2 
könne von chinesischen Forschern ge-
züchtet worden sein – wofür es aber schon 
zu Beginn der Pandemie ernst zu neh-
mende Belege gab.

Dem folgte die „Mutter aller regie-
rungsamtlichen Lügen“, als das von Jens 
Spahn geleitete Bundesgesundheitsminis-
terium am 14. März 2020 verkündete: 
„Achtung Fake News! Es wird behauptet 
und rasch verbreitet, das Bundesministe-
rium für Gesundheit/die Bundesregierung 
würde bald massive weitere Einschrän-
kungen des öffentlichen Lebens ankündi-
gen. Das stimmt NICHT! Bitte helfen Sie 
mit, ihre Verbreitung zu stoppen.“ Auch 
hier warfen sich die Faktenprüfer sogleich 
für den Staat in die Bresche, wonach dann 
aber zwei Tage später genau diese Ein-
schränkungen verkündet wurden.

Und so ging es 2020, 2021 und 2022 
weiter: Alles, was dem gerade geltenden 

Regierungsnarrativ widersprach, wurde 
von den vermeintlichen Hütern der Wahr-
heit gnadenlos niedergemacht, egal ob es 
um die Wirksamkeit von Lockdowns und 
Impfungen oder Abrechnungsskandale 
und Impfschäden ging. 

Dabei standen die Faktenprüfer am 
Ende oft selbst als Verbreiter von Falsch-
meldungen da. So bestätigte der Bundes-
rechnungshof die als „nicht richtig“ de-
klarierte Aussage der angeblichen „Coro-
na-Schwurbler“, dass die Krankenhäuser 
vielfach zu Unrecht staatliche Gelder für 
ihre Intensivbetten kassiert hätten.

Ein anderes Beispiel ist die lang anhal-
tende zähe Leugnung von Impfnebenwir-
kungen oder -schäden beziehungsweise 

deren haarsträubende Relativierung 
durch die Faktenchecker, welche einseitig 
den Standpunkt der Pharmaindustrie so-
wie der Impfpflicht-Befürworter vertra-
ten und seriöse wissenschaftliche Studien 
ignorierten.

Dabei drängen manche Faktenprüfer 
ihre ideologischen Gegner in Rückzugs-
gefechte, obwohl mittlerweile feststeht, 
dass die meisten „Verschwörungstheo-
rien“ einen sehr wahren Kern hatten. Zu 
nennen wären hier unter anderem die ak-
tuellen Faktenverdrehungen bei der Dis-
kussion der Cochrane-Studie zum kaum 
vorhandenen Nutzen von Masken bei der 
Verhinderung der Übertragung des Coro-
na-Virus von Mensch zu Mensch.� W.K.

CORONA-TATSACHEN

Aus Prinzip auf der Seite der Mächtigen
Die Pandemie brachte es an den Tag: Wie die Faktenprüfer aus ideologischen Gründen nicht selten danebenlagen

Alles, was dem 
gerade geltenden 

Regierungsnarrativ 
widersprach,  

wurde von den 
vermeintlichen 

Hütern der Wahrheit 
gnadenlos 

niedergemacht

KLIMASTREIT

Faktenreiche 
Verdrehungen  
der Tatsachen

Die Faktenprüfer des öffentlich-recht-
lichen TV- und Hörfunksenders ARD, 
welche als „Faktenfinder“ auftreten, 
haben unlängst eine graphische Dar-
stellung des dänischen Statistik-Pro-
fessors Bjørn Lomborg kritisiert. Die-
se zeigt die drastische Abnahme der 
Zahl der Todesopfer infolge von Ext-
remwetterlagen um 98 Prozent, ob-
wohl sich die Weltbevölkerung im 
untersuchten Zeitraum zwischen 1920 
und 2020 vervierfachte. 

Das rief die ARD-Mitarbeiter Carla 
Reveland und Pascal Siggelkow auf 
den Plan, welche am 20. Januar ver-
kündeten: „Im Netz kursiert eine Gra-
fik, die einen Rückgang der klimabe-
dingten Todesfälle in den vergange-
nen hundert Jahren zeigt, um die Fol-
gen des Klimawandels zu verharmlo-
sen. Dabei ist die Grafik aus vielerlei 
Hinsicht irreführend.“ So seien „die 
Daten vor allem mit Blick auf die ers-
ten Jahrzehnte des 20. Jahrhunderts“ 
lückenhaft. Und darüber hinaus gebe 
es auch keine Angaben über „hitzebe-
dingte Todesfälle“.

Allerdings unterstützen diese Um-
stände Lomborgs Argumentation eher 
noch. Wenn anfangs tatsächlich eine 
Untererfassung der Toten stattfand, 
dann wäre der Rückgang bei den Kli-
maopfern ja sogar noch größer. Gleich-
falls ist es unsinnig, die Nichtberück-
sichtigung von Hitzetoten zu rügen, 
ohne parallel auch das Fehlen von 
Daten über an Kälte Gestorbene zu be-
mängeln. Denn die Zahl der Letzteren 
dürfte im Untersuchungszeitraum 
ebenfalls recht hoch gewesen sein.

Einen weiteren logischen Fehler 
begingen Reveland und Siggelkow, als 
sie anführten, dass die finanziellen 
Schäden aufgrund von Klimaereignis-
sen in den letzten Jahrzehnten deut-
lich zugenommen hätten, was defini-
tiv von mehr Extremwetterlagen zeu-
ge. Tatsächlich sind die höheren Scha-
denssummen nach übereinstimmen-
den Angaben der Versicherungsunter-
nehmen einzig und allein die Folge der 
gestiegenen Wirtschaftsleistung und 
eines rechnerischen Wertzuwachses 
von Immobilien und Sachgütern nicht 
zuletzt durch die Inflation.� W.K.
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VON FRITZ VAHRENHOLT

D ie Strom- und Gaspreise 
sind im Februar deutlich 
gesunken. Allerdings lie-
gen sie noch doppelt so 
hoch wie 2021 und viermal 
so hoch wie im internatio-

nalen Wettbewerb. Ursachen für den leichten 
Rückgang sind der milde Winter, die bis April 
weiterlaufenden Kernkraftwerke sowie die 
wieder hinzugeschalteten Kohlekraftwerke. 
Aber nach wie vor haben wir die höchsten 
Strompreise der Welt nach Burkina Faso.

Die große Energiekrise steht uns aber erst 
noch bevor. Wenn die Kernkraftwerke im Ap-
ril vom Netz gehen und im nächsten Frühjahr 
die Ersatzkraftwerke auf Kohlebasis vom 
Netz gehen werden, wird es ein böses Erwa-
chen geben. Der vom Bundeskanzler ange-
kündigte Bau von täglich fünf Windkraftwer-
ken wird das Problem nicht lösen.

Die Alternativen liegen vor  
unserer Haustür
Denn Windkraftwerke liefern nur ein Viertel 
des Jahres ihre volle Leistung. An 140 Tagen 
liefern sie nahezu keinen Strom. Die Bundes-
regierung glaubt, mit 40 neuen Gaskraftwer-
ken diese Lücke ausgleichen zu können. Die-
se Kraftwerke sollen bis 2030 auf Wasserstoff 
umgebaut werden. 

Ausreichenden Wasserstoff wird es aber 
nicht geben. Es fehlen Elektrolyseure für 
Wasserstoff, Leitungen für Wasserstoff, Spei-
cher für Wasserstoff und selbst Wasserstoff-
kraftwerke müssen noch entwickelt werden. 
Am Ende ist Wasserstoffstrom viermal so 
teuer wie Erdgasstrom. 

Was Kanzler Scholz nicht sagt: Wir steu-
ern in eine langanhaltende Stromkrise. Sie 
wird Deutschland viele, viele Arbeitsplätze 
kosten. Aber auch klimapolitisch ist der Zu-
bau von 40 neuen Gaskraftwerken kurzsich-
tig. Schon im letzten Jahr kaufte Deutschland 
auf den Gasweltmärkten massiv ein und trieb 
die Preise hoch. Das führte zum Ergebnis, 
dass sich Staaten wie Pakistan oder Bangla-
desh Gasimporte nicht mehr leisten können. 
Pakistan hat daher beschlossen, keine Gas-
kraftwerke mehr zu bauen, sondern die Koh-
lekraftwerkskapazitäten zu vervierfachen. 
Wir legen Kohlekraftwerke still, treiben un-
seren eigenen Strompreis hoch und Pakistan 
baut Kohlekraftwerke hinzu. Das ist das Er-
gebnis einfältiger Energiepolitik.

Stattdessen wäre es nötig, sich auf unsere 
eigenen Kräfte zu besinnen und die Erdgas-
vorräte in Norddeutschland zu fördern. Statt 
Frackinggas aus den USA zu importieren, 
könnten wir Erdgas aus dem Tiefengestein 
viel umweltfreundlicher fördern als es die 
USA tun. Die CO₂-Bilanz wäre um 25 Prozent 
niedriger und auch die Kosten wären deut-
lich geringer. Selbstverständlich müssen wir 
auch unsere eigenen Braunkohlevorräte nut-
zen und das bei der Verbrennung entstehen-
de CO₂ aus den Kraftwerken abscheiden und 
in tiefes Basaltgestein verpressen. Wir wis-
sen, dass sich das CO₂ innerhalb von zwei 
Jahren mit dem Basalt zu einem dolomitähn-
lichen Gestein verbindet. Und selbstver-
ständlich müssen wir unsere Kernkraftwerke 
weiter laufen lassen, wenn wir eine bedroh-
liche Stromkrise vermeiden wollen.

Aus der Eindimensionalität des 
Klimaschutzes befreien
Natürlich müssen wir die CO₂-Emissionen 
senken. Aber wir sollten dabei auch alle ver-
fügbaren und verantwortbaren Energiequel-
len nutzen, um Wohlstand zu sichern und 
eine breit angelegte Entwicklung möglich zu 
machen, von den Erneuerbaren Energien 
über die Kernkraft bis hin zum blauen Was-
serstoff aus Kohle, Öl und Gas. Wir müssen 
das Angebot an Energie erweitern und nicht 
verknappen, wenn wir unsere industriellen 

Die große Energiekrise kommt erst noch
Dass Deutschland diesen Winter glimpflich übersteht, ändert nichts daran, dass die Energiewende scheitern wird.  

Doch steht zu befürchten, dass die Politik erst dann umlenkt, wenn die eigene Wirtschaft irreversibel geschädigt ist 

Arbeitsplätze und bezahlbare Energiekosten 
behalten wollen. Wir müssen den ideologi-
schen Feldzug gegen Kernenergie und fossile 
Energien einstellen und diese Quellen ver-
antwortbar nutzen. Und wir sollten offen 
sein für neue Technologien wie etwa die Fu-
sionstechnologie. Und wir müssen Energie-
politik aus der Eindimensionalität des Klima-
schutzes befreien sowie der Versorgungssi-
cherheit und der Bezahlbarkeit wieder den 
notwendigen Stellenwert geben.

Da sind, nicht zuletzt seit dem Ukraine-
krieg, erhebliche Zweifel entstanden, ob 
Deutschland den richtigen Weg eingeschlagen 
hat, sich hierzulande allein auf Wind- und 
Sonnenenergie zu verlassen. Denn die Ver-
stromung von preiswertem Erdgas aus Russ-
land in Gaskraftwerken war die Lösung, um 
die unstete Stromversorgung durch Wind und 
Sonne auszugleichen. Dieser Weg ist vorerst 
versperrt, denn Russland lenkt seinen Export 
aus den Jamal-Feldern um nach China. Die 
Pipeline „Power of Siberia 2“ nach China wird 
gebaut und wird etwa soviel Gas nach China 
liefern wie Nord Stream 1 geliefert hat. 

Die alternative Belieferung mit Fracking-
Gas aus den USA ist langfristig nicht belast-
bar, da der US-amerikanische Präsident Joe 
Biden die Erschließung neuer Fracking-Fel-
der auf öffentlichem Grund untersagt hat 
und daher im Verlauf der nächsten Jahre die 
Förderung aus bestehenden Feldern zurück-
gehen wird. Was mit den Exporten nach Eu-
ropa aus den USA passieren wird, wenn Erd-
gas in den USA knapp und (wegen des Ex-
ports) teurer wird, kann man leicht vorher-
sehen. Als Mitte letzten Jahres die Ölpreise 
in die Höhe schnellten, erwägte der Präsi-
dent ein Ausfuhrverbot für Öl. Bei Gas kann 
uns das schnell wieder passieren.

Die großen Tabus – die eigene Erdgasför-
derung, die CO₂-Abscheidung bei Nutzung 
heimischer Braunkohle und die Weiterent-
wicklung der Kernenergie – stehen auf dem 

Prüfstand. Und je länger an diesen Tabus 
festgehalten wird, desto offensichtlicher 
wird, dass der bisherige Weg der Energiewen-
de gescheitert ist.

Symptome des Scheiterns
In ihrem in der letzten Woche verabschiede-
ten Bericht zur „Versorgungssicherheit 
Strom“ kommt die Bundesnetzagentur schon 
jetzt nicht umhin, darauf hinzuweisen, dass 
die Stromversorgung in den nächsten Jahren 
nur gesichert ist, wenn steigende Importe 
aus Frankreich, Tschechien und Polen statt-
finden und wenn „Lastmanagementpotentia-
le zur Lastreduktion in Knappheitssituatio-
nen“ erfolgen. Die vernebelnde Sprache be-
deutet auf Deutsch, dass die Versorgungssi-
cherheit nur gewährleistet werden kann, 
wenn industrielle und private Verbraucher 
jederzeit abgeschaltet werden können. Das 
ist eine beeindruckende neue Definition von 
Versorgungssicherheit.

Das liegt auf der Linie der von der Bundes-
netzagentur vorgeschlagenen Drosselung von 
E-Auto-Ladestationen und Wärmepumpen-
anschlüssen. Wie berichtet wurde, sollte in 
Mangelsituationen lediglich eine Reichweite 
von 50 Kilometern durch die Ladestation er-
möglicht werden. Die Energiewende zeigt die 
Symptome des Scheiterns bereits bei 900.000 
E-Autos und einer Million Wärmepumpen, 
also bei zwei Prozent Zielerfüllung. 

Wenn wir nicht auf einen Industriestrom-
preis von 4 Cent je Kilowattstunde kommen, 
wie ihn Kanzler Scholz im Wahlkampf ver-
sprochen hat, wird die stromintensive Indus-
trie in Deutschland keine Zukunft haben.

Die Einsicht wird viel zu spät kommen
Mit diesen düsteren Aussichten befasse ich 
mich ausführlich in meinem neuen Buch „Die 
große Energiekrise“, das gerade erschienen 
ist. Darin heißt es: „Ich bin fest davon über-
zeugt, dass wir auch noch im Jahre 2045 den 

größten Teil unserer Energieversorgung 
durch Erdgas und Erdölprodukte abdecken 
werden. Das gilt allemal, wenn im Stromsek-
tor, der für die Arbeitsplätze und Wertschöp-
fung entscheidend ist, weiter die Weichen 
falsch gestellt werden. Ein Land, das ökono-
misch hart zurückfällt, wird sich viele Blüten-
träume, wie etwa von teurer Wasserstoffwirt-
schaft, nicht mehr leisten können. 

Ein Land auf dem Niveau eines Schwel-
lenlandes – und auf das steuern wir zu – wird 
keinen Beitrag zur Weiterentwicklung der 
Energietechnologie erbringen können. Am 
Ende wird es sich auch Energieimporte im-
mer weniger leisten können. Dann, viel zu 
spät, wird es notgedrungen die heimischen 
Quellen wie eigenes Schiefergas und heimi-
sche Braunkohle anzapfen müssen.“ 

Lernen durch Scheitern
Ich beschreibe in diesem Buch auch, wie sich 
durch die harte Krisenerfahrung das gesell-
schaftliche Bewusstsein wieder verändern 
wird: „Eine Gesellschaft, die nie Energie-
knappheiten kannte und die mit infantilen 
politischen Aussagen wie des Speicherns vom 
Strom im Netz oder der Speicherung von 
Strom durch Tiefkühlhähnchen oder der Kos-
ten der Energiewende in Form von Eiskugeln 
für dumm verkauft wurde, muss erst die bit-
tere Erfahrung machen, dass die Energiewen-
de gescheitert ist. Erst dann ist sie bereit, 
neue Risken und Chancen zu ergreifen. 

Mit der Energiewende platzen andere 
politisch korrekte Mantras. Das E-Auto hat in 
einer Welt von 300 Euro pro Kilowatt keine 
Zukunft. Es geht schnell, Technologien, Un-
ternehmen und Arbeitsplätze zu zerstören. 
Es wird lange dauern, bis in Deutschland wie-
der Verbrennungsmotoren entwickelt wer-
den, um die uns die Welt beneidet. Es werden 
Jahre vergehen, bis für diese Entwicklung 
CO₂-armer synthetischer Kraftstoff politi-
sche Mehrheiten findet.“

Von Fallstricken befreien
Aber es gibt Alternativen und eine Zukunfts-
perspektive: „Es wird zehn bis zwanzig Jahre 
dauern, bis wir uns aus den Trümmern dieser 
Politik hervorgearbeitet haben. Aber weltweit 
neue Wege in Forschung und Entwicklung 
würden zumindest der nächsten Generation 
helfen, eine Zehn-Milliarden-Menschheit mit 
zuverlässigen und preiswerten Energien zu 
versorgen und nicht wie die jetzige Genera-
tion in die selbstgestellte Falle einer langen 
Energiekrise zu stolpern. 

Aber um sich von all den Fallstricken zu 
befreien, braucht es eine Zeitenwende der 
Energiepolitik, eine Abkehr vom grünen 
Monster des Green Deal, der uns in diese 
missliche Lage gebracht hat. Der Krieg gegen 
den Kohlenstoff muss beendet werden. So 
wie es sogar der Weltklimarat gefordert hat: 
Ja zur Kernenergie, Ja zu fossilen Quellen 
mit CO₂-Abscheidung und Ja zu Erneuerba-
ren Energien.“

Erst wenn uns irgendwann wieder eine 
Energie zur Verfügung steht, die preiswert 
und umweltfreundlich ist und die Versor-
gungssicherheit verspricht – erst dann wer-
den wir die selbstverschuldete Große Ener-
giekrise endlich überwinden können.  

Eine gekürzte Fassung dieses Beitrags ist auch er-
schienen auf www.dersandwirt.de.

b Prof. Dr. Fritz Vahrenholt war von 1991 
bis 1997 Umweltsenator der Freien und  
Hansestadt Hamburg und anschließend  
Mitglied im Vorstand der Deutschen Shell  
sowie Vorstandsvorsitzender der REpower 
Systems und der RWE Innogy. Seit 1998 ist er 
Honorarprofessor an der Universität Hamburg. 
Zu seinen Schriften gehört „Unerwünschte 
Wahrheiten. Was Sie über den Klimawandel 
wissen sollten“ (Langen Müller 2020). 
www.vahrenholt.net

Notwendige Korrektur: „Wir müssen das Angebot an Energie erweitern und nicht verknappen, wenn wir unsere industriellen 
Arbeitsplätze und bezahlbare Energiekosten behalten wollen“� Foto: Mauritius
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Mit ihrem Projekt einer „Meldestelle 
Antifeminismus“ hat die linksgerichtete 
Berliner Amadeu-Antonio-Stiftung eine 
Welle der Kritik erzeugt. Über das On-
line-Portal können Bürger anonym aller-
lei „antifeministische“ Vorfälle und Äu-
ßerungen melden. Einige Kritiker ver-
gleichen das Portal mit einer Stasi-De-
nunziationsstelle, andere mit einem On-
line-Pranger für unliebsame Ansichten. 
Besonders erregt viele, dass für das Pro-
jekt auch noch üppig Steuergelder flie-
ßen. Mit 133.000 Euro förderte das von 
der Grünen-Politikerin Lisa Paus geleite-
te Familienministerium im vergangenen 
Jahr die Meldestelle, die zusammen mit 
der grünen Heinrich-Böll-Stiftung be-
trieben wird.

Die Union fordert, die staatliche För-
derung zu beenden. Die Vize-Vorsitzende 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Doro-
thee Bär empörte sich in einer Pressemit-
teilung über das „Paus’sche Petz-Portal“. 

Sie lehnt es ab, „mit Steuergeldern eine 
Stiftung zu stärken, die eine Meldestelle 
zum Denunzieren und Diffamieren be-
treibt, und die zudem über 20 Jahre von 
einer ehemaligen inoffiziellen Mitarbeite-
rin der Stasi geführt wurde“. Damit spielt 
Bär auf die Tatsache an, dass die Gründe-
rin und langjährige Chefin der Amadeu-
Antonio-Stiftung, Annetta Kahane, zu 
DDR-Zeiten für das Ministerium für 
Staatssicherheit (Stasi) Bekannte und 
Oppositionelle bespitzelte.

Mit ähnlichen Worten fordert auch die 
AfD, das Meldeportal der Stiftung nicht 
mehr staatlich zu fördern. Sie etabliere 
eine Kultur der Denunziation und des 
Misstrauens, kritisierte die AfD-Bundes-
tagsabgeordnete Mariana Harder-Kühnel, 
die Obfrau im Familienausschuss ist. Au-
ßerdem werde der Begriff des „Antifemi-
nismus“ zu weit ausgedehnt. Prompt kri-
tisierten linke Journalisten wie die „Spie-
gel“-Redakteurin Ann-Christin Müller, 

dass Union und AfD hier gemeinsame 
Sache machten und dass die CSU-Politi-
kerin Bär sogar den Stasi-Vorwurf noch-
mals erwähne.

Die Amadeu-Antonio-Stiftung geriet 
durch mehrere kritische Medienberichte 
so weit in die Defensive, dass sie sich zu 
einer Klarstellung gezwungen sah. „Die 
Meldestelle ist kein Pranger, sondern An-
laufstelle für Betroffene“, schreibt sie. 
Gleichzeitig macht sie klar, dass sie den 
Begriff „Antifeminismus“ sehr weit fasst. 
Darunter verstehe sie alle „Diskriminie-
rungsformen …, die sich gegen Emanzipa-
tionsbestrebungen, gegen Geschlechter-
gerechtigkeit und gegen körperliche so-
wie geschlechtliche Selbstbestimmung 
richten“. Wie der Berliner „Tagesspiegel“ 
meldet, sollen neben misogynen Angrif-
fen und Gewaltvorfällen auch „antifemi-
nistische Sprüche“, Kampagnen gegen 
geschlechtergerechte Sprache oder Sti-
cker mit Worten wie „Gender-Ideologie“ 

angeprangert werden können. Im Klar-
text: Wer sich gegen die Gender-Sprache 
stellt, begeht demnach eine „antifeminis-
tische“ Attacke, die – auch wenn sie un-
terhalb der Strafbarkeit liegt – von der 
Stiftung in der Kategorie „Hate-Speech“ 
dokumentiert wird. 

Dass der Amadeu-Antonio-Stiftung 
demnächst der Steuergeldhahn abge-
dreht wird, ist nicht zu erwarten. Die 1998 
gegründete Stiftung hat sich zu einer der 
wichtigsten rot-grün-roten Vorfeldorga-
nisationen entwickelt. „Wir sind eine ra-
sant wachsende Stiftung mit einem gro-
ßen Aufgabenfeld. In den vergangenen 
fünf Jahren hat sich die Zahl der Vollzeit-
stellen auf rund 100 verdoppelt, das Jah-
resbudget beträgt inzwischen sieben Mil-
lionen Euro“, freute sich Geschäftsführer 
Timo Rheinfrank in einem Interview. Das 
Ziel der Stiftung beschreibt er ganz breit. 
„Wir kämpfen gegen Menschenfeindlich-
keit jeder Art.“� Robert Mühlbauer

DENUNZIANTENTUM

Eine neue Stasi-Meldestelle?
Der linken Amadeu-Antonio-Stiftung bläst derzeit viel kalter Wind ins Gesicht

b MELDUNGEN

Kaum Hilfe aus 
dem Ausland
Nürnberg – Wie die Bundesagentur 
für Arbeit zugibt, konnte sie 2022 le-
diglich 656 Pflegekräfte aus dem Aus-
land nach Deutschland vermitteln, 
obwohl sie in den Vorjahren Vermitt-
lungsabsprachen und Kooperations-
vereinbarungen mit den Regierungen 
von Bosnien und Herzegowina, Tune-
sien, El Salvador, Serbien, Vietnam, 
Indien, Indonesien, Mexiko, Jordani-
en, Brasilien, Kolumbien und den 
Philippinen getroffen hat. Die meis-
ten der im Vorjahr neu angeworbenen 
250 Pflegekräfte stammen dabei aus 
dem zuletzt genannten Inselstaat. 
Die Bundesrepublik benötigt pers-
pektivisch allerdings bis zu 180.000 
Pflegekräfte mehr. Deshalb bemän-
gelte der gesundheitspolitische Spre-
cher der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion, Tino Sorge: „Die Bundesregie-
rung tut zu wenig, um Pflegekräfte 
aus dem Ausland … zu holen.“ Außer-
dem kritisierte er die langwierigen 
Visa-Verfahren.� W.K.

An der Ahr 
wird gewartet
Bonn – Auf den Konten der Aktion 
Deutschland Hilft sowie des Aktions-
bündnisses Katastrophenhilfe liegen 
immer noch 187,53 Millionen Euro 
Spendengelder für die Opfer der 
Flutkatastrophe in Rheinland-Pfalz 
und Nordrhein-Westfalen vom Juli 
2021. Dies erklären die beteiligten 
Hilfsorganisationen von der Caritas 
über die Diakonie bis hin zum Deut-
schen Roten Kreuz und den Malte-
sern vor allem damit, dass der Wie-
deraufbau der zerstörten Wohnungen 
und Häuser stocke, weil es an Gut-
achtern, Handwerkern und Baumate-
rialien fehle. Außerdem seien manche 
Betroffene immer noch zu traumati-
siert, um Anträge auf Unterstützung 
zu stellen. Dahingegen sieht der 
Deutsche Fundraising Verband ande-
re Ursachen. Dazu zählen der man-
gelhafte Informationsaustausch zwi-
schen den Hilfsorganisationen, Ver-
sicherungen und Behörden sowie ei-
ne übermäßige Bürokratie in Kombi-
nation mit einem veralteten Gemein-
nützigkeitsrecht.� W.K.

Ukrainer knapp 
hinter Türken
Wiesbaden – Den Berechnungen des 
Statistischen Bundesamtes zufolge 
hat sich die Zahl der in Deutschland 
lebenden Personen mit ukrainischer 
Staatsbürgerschaft seit dem Beginn 
der russischen Invasion mehr als ver-
siebenfacht. Damit bilden die Ukrai-
ner nach türkischen Staatsangehöri-
gen die zweitgrößte ausländische Be-
völkerungsgruppe. 2022 wurden rund 
1,1 Millionen Zuzüge aus der Ukraine 
registriert, denen 139.000 Fortzüge 
gegenüberstanden. Wie die Behörde 
weiterhin mitteilt, waren 63 Prozent 
der eingereisten Ukrainer weiblich 
und ein Drittel jünger als 18 Jahre. Da-
hingegen lag der Anteil der über 
60-jährigen nur bei 13 Prozent. Die 
meisten der Kriegsflüchtlinge kamen 
in Nordrhein-Westfalen, Bayern, Ba-
den-Württemberg und Niedersach-
sen unter. Drei Viertel der Ukrainer 
bezogen dabei direkt nach ihrer An-
kunft private Wohnungen von Deut-
schen.� W.K.

VON PETER ENTINGER

I n Würde altern ist ein viel geäußer- 
ter Wunsch. Fast alle Betreiber von 
Senioreneinrichtungen werben da-
mit. Doch die Realität sieht anders 

aus. Rund ein Drittel aller Pflegebedürfti-
gen in Heimen ist auf Sozialhilfe ange-
wiesen. Das geht aus einem aktuellen Be-
richt der Krankenkasse DAK-Gesundheit 
hervor. 

Trotz deutlich gestiegener Altersein-
künfte werde der Anteil der Pflegeheimbe-
wohner, die Sozialhilfe in Anspruch neh-
men müssen, im Laufe dieses Jahres wie-
der auf ein Drittel anwachsen und bis 2026 
voraussichtlich 36 Prozent betragen. And-
reas Storm, Vorstandsvorsitzender der 
DAK-Gesundheit, fordert als neue pflege-
politische Zielsetzung von der Bundesre-

gierung, die Sozialhilfequote in Einrich-
tungen auf unter 30 Prozent zu begrenzen. 
Trotz der bisherigen Reformen werden ab 
Mitte dieses Jahres im Durchschnitt Ei-
genanteilswerte erreicht, die höher sind 
als jemals zuvor, so die Berechnungen von 
Heinz Rothgang, Professor für Gesund-
heitsökonomie an der Universität Bre-
men, der die Analyse im Auftrag der DAK 
durchführte. 

Nur eine Teilkaskoversicherung
Die Bundesregierung hatte im vergange-
nen Jahr ein System von Entlastungszu-
schlägen eingeführt, die mit der Pflege-
dauer steigen. Dennoch stieg der durch-
schnittliche Eigenanteil der Bewohner 
zum Jahreswechsel auf 2468 Euro pro Mo-
nat. Die Zahl der Bewohner in den Pflege-
einrichtungen ist in den vergangenen zehn 

Jahren massiv in die Höhe geschnellt: von 
620.249 im Jahr 2010 über 676.584 im Jahr 
2015 auf rund 731.000 Ende 2020. Inzwi-
schen hat sich die Zahl Schätzungen zu-
folge der 800.000er-Marke genähert.

Bei den 80- bis 85-Jährigen ist nach 
Einschätzung des Gesundheitsministe-
riums bereits jeder Vierte pflegebedürf-
tig. Da die Zahl alter Menschen in der 
Bevölkerung zunimmt, sei dementspre-
chend auch mit einem Anstieg der Zahl 
pflege- und betreuungsbedürftiger Per-
sonen zu rechnen. Bei den über 90-Jähri-
gen sind mehr als acht Zehntel pflegebe-
dürftig, was nicht zwingend bedeutet, in 
eine Einrichtung umziehen zu müssen. 
Im Dezember 2021 waren in Deutschland 
knapp fünf Millionen Menschen pflege-
bedürftig im Sinne des Pflegeversiche-
rungsgesetzes. 

Rund drei Viertel aller Pflegebedürfti-
gen werden zu Hause gepflegt. Das ge-
schieht durch ihre Angehörigen oder durch 
Mitarbeiter ambulanter Pflegedienste, wo-
bei das eine das andere nicht ausschließt. 
Auch das ist ein teures Unterfangen. „Da-
mit Menschen gar nicht erst ins Pflege-
heim kommen, müssen wir die Pflege in 
den eigenen vier Wänden viel stärker för-
dern. Das Pflegegeld sollte noch in diesem 
Jahr um mindestens zehn Prozent erhöht 
werden. Es sollte jährlich eine Anpassung 
der Leistungen an die allgemeine Kosten-
entwicklung erfolgen, und wir brauchen 
das im Koalitionsvertrag beschlossene 
Entlastungsbudget, also die Zusammenfas-
sung der Kurzzeit- und Verhinderungspfle-
ge“, fordert der DAK-Vorstandsvorsitzen-
de von der Politik, welcher der Christde-
mokrat früher selbst einmal unter ande-
rem als saarländischer Gesundheitsminis-
ter angehört hat.

Steigende Eigenanteile
Dadurch, dass die Ansprüche und Auflagen 
an die Heimbetreiber immer höher wer-
den, würden die Kosten ins Uferlose stei-
gen. „Heimpflege wird zu einer Sozialhilfe-
pflege“, heißt es in der Analyse der DAK. 
Die Reformen der Vergangenheit haben 
zwar dafür gesorgt, dass die Bewohner ab 
dem dritten Aufenthaltsjahr in einer Ein-
richtung entlastet werden, aber dies geht 
an der Lebensrealität vorbei. Mehr als vier 
Zehntel der männlichen Bewohner sterben 
innerhalb der ersten drei Monate. Bei Frau-
en, deren Lebenserwartung generell höher 
ist, liegt die Quote zwischen 25 und 30 Pro-
zent. Innerhalb der ersten drei Monate 
nach dem Umzug stürzen Senioren häufi-
ger als zuvor. Und im ersten Jahr im Heim 
ist die Sterberate höher als in anderen Jah-
ren. Um die Pflege in Deutschland bezahl-
bar zu machen, wurde 1995 die Pflegever-
sicherung eingeführt. Sie ist allerdings nur 
eine Teilkaskoversicherung. Für Heimbe-
wohner kommen noch Kosten für Unter-
kunft, Verpflegung und auch für Investitio-
nen in den Einrichtungen hinzu. 

Der Paritätische Wohlfahrtsverband 
forderte daher einen Ausbau der Pflegever-
sicherung zu einer Pflegevollversicherung. 
Diese solle für alle pflegebedingten Kosten 
aufkommen. Der Sozialverband VdK ist der 
Ansicht, die Pflege von Angehörigen zu 
Hause zu stärken. Dies sei menschlicher 
und im Endeffekt deutlich billiger. Z„Wir 
brauchen dringend Hilfe für die Pflege in 
den eigenen vier Wänden in Form von 
Hauswirtschaft und Betreuung“, sagt die 
Vorsitzende Verena Bentele. Denn durch 
die steigenden Lebenshaltungskosten und 
die Inflation fehle es mehr und mehr an 
Geld für eine professionelle Betreuung.

PFLEGEVERSICHERUNG

Armutsrisiko Altern
Heimbewohner sind zunehmend auf Sozialhilfe angewiesen

Immer öfter von Altersarmut bedroht: Bewohner von Pflegeheimen� Foto: imago/Imagebroker
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VON HERMANN MÜLLER

O bwohl CDU und Grüne oft 
sehr unterschiedliche Positi-
onen vertreten, funktionier-
te die in Brandenburg regie-

rende rot-schwarz-grüne Keniakoalition 
bislang erstaunlich reibungslos. Nach 
dem überraschenden Rücktritt der Co-
Vorsitzende der Grünen in Brandenburg, 
Julia Schmidt, sehen Beobachter nun al-
lerdings schwierige Zeiten auf die märki-
schen Grünen und auch auf die Regie-
rungskoalition zukommen. Schmidts 
Rücktritt war ohne Vorwarnung gekom-
men: Überraschend hatte die Co-Chefin 
am Sonnabend, den 18. Februar, über 
Twitter ihren Rücktritt vom Parteivorsitz 
erklärt und zudem angekündigt, nicht als 
Spitzenkandidatin für die Landtagswahl 
zur Verfügung zu stehen: „Ich möchte 
vielmehr zunächst mein Studium ab-
schließen, was zuletzt neben der politi-
schen Tätigkeit immer schwieriger gelun-
gen ist“, so die 29-Jährige.

Feuer aus der eigenen Partei 
Nur kurz darauf verbreitete der Landes-
vorstand der Grünen seine Sicht der Din-
ge. In einer Pressemitteilung teilte das 
Gremium mit, Schmidt sei einstimmig 
das Vertrauen entzogen worden. „Voran-
gegangen waren wiederholte Fälle un-
tragbaren Fehlverhaltens“, so Alexandra 
Pichl, bislang Mitvorsitzende des Grü-
nen-Landesverbandes neben Schmidt. 
Gegenüber der Berliner Boulevardzei-
tung „B.Z.“ sagte Pichl: „Julia Schmidt 
hat wiederholt Falschaussagen getroffen, 
um sich als Spitzenkandidatin zu etablie-
ren.“ Weiter warf Pichl ihrer bisherigen 
Co-Landesvorsitzenden vor, „in den ver-
gangenen Wochen vor allem in eigener 
Sache unterwegs“ gewesen zu sein und 
mehrfach die Parteigremien umgangen 
zu haben.

Dass die Grünen keine weiteren Infor-
mationen liefern, ließ alsbald Spekulatio-
nen über die tatsächlichen Rücktritts-
gründe aufkommen. Wie die „Potsdamer 
Neuesten Nachrichten“ berichteten, soll 
ein Mix verschiedener Gründe dazu ge-
führt haben, dass der Grünen-Landesvor-
stand am Abend des 17. Februar Schmidt 
ultimativ aufgefordert habe, ihren Rück-
tritt zu unterschreiben. Vorgeworfen wur-
den ihr laut dem Bericht Illoyalität, eigen-

mächtiges Handeln und auch eine zu gro-
ße Nähe zur CDU.

Tatsächlich kam eine der ersten öf-
fentlichen Reaktion auf den Rücktritt der 
Grünen-Politikerin erstaunlicherweise 
aus den Reihen der märkischen Union. 
Der CDU-Fraktionsvorsitzende Jan Red-
mann schrieb auf Twitter, er bedauere 
den Rückzug von Schmidt. „Die Branden-
burger Grünen verlieren einen ihrer pro-
filiertesten Köpfe“, so Redmann. Der 
Fraktionschef weiter: „Ich habe sie in Ver-
handlungen durchaus kreativ und kom-
promissfähig erlebt. Das wird fehlen.“ 

Mit Blick auf die Keniakoalition könn-
te Redmann damit durchaus richtigliegen. 
Schmidt hatte zwar öffentlich immer wie-
der Kritik an den Koalitionspartnern SPD 
und CDU geübt. Sie galt aber auch als An-
sprechpartner, wenn die Koalitionspart-
ner etwas mit den Grünen klären wollten. 
Nachgesagt wird der Zurückgetretenen, 
sie habe gleichermaßen zu Ministerpräsi-
dent Dietmar Woidke (SPD) als auch zum 

CDU-Fraktionschef Redmann einen gu-
ten Draht gehabt. 

Gerade zwischen märkischer Union 
und den dortigen Grünen sind reichlich 
Konfliktthemen vorhanden, die eigentlich 
kaum überbrückbar scheinen. Erst vor 
Kurzem etwa forderte Brandenburgs In-
nenminister Michael Stübgen (CDU) eine 
Begrenzung der Zuwanderung nach 
Deutschland, einen „Migrationsstopp“. 
Kabinettskollegin Ursula Nonnemacher 
von den Grünen, als Ministerin zuständig 
für Soziales und Integration, hielt mit 
Forderungen dagegen, die Aufnahmeka-
pazitäten in den Erstaufnahmeeinrich-
tungen müssten vergrößert werden, und 
Asylbewerber sollten schneller Zugang 
zum Arbeitsmarkt bekommen. 

Zusammenhalt wird schwierig
Dauerzankpunkte zwischen Grünen und 
CDU sind ein neues Jagdgesetz und ein 
Agrarstrukturgesetz. Beide Projekte sind 
Agrarminister Axel Vogel (Grüne) ein be-

sonderes Anliegen. Die Union kann sich 
mit den Vorhaben jedoch nicht anfreun-
den. Die CDU will dagegen Brandenburgs 
Polizeigesetz erneuern. Hierbei sind es 
wiederum die Grünen, die blockieren. Die 
grüne Parteibasis trägt zudem nur mit 
Grollen den Bau eines Abschiebezen-
trums am Flughafen BER mit. Ohne die 
gut vernetzte Schmidt könnte es bis zu 
den Landtagswahlen im Herbst 2024 sehr 
viel schwieriger werden, die Konflikte in 
der Dreierkoalition weiter unter der De-
cke zu halten.  

Gut anderthalb Jahre vor den Land-
tagswahlen kann der Rücktritt von Julia 
Schmidt überdies die Wahlchancen der 
Grünen in der Mark beeinträchtigen. Die 
beiden Grünen-Minister Nonnemacher 
und Vogel haben bereits erklärt, als Spit-
zenkandidaten nicht mehr zur Verfügung 
zu stehen. Schmidt war bis zu ihrem 
Rücktritt dagegen immer wieder als 
mögliche Spitzenkandidatin genannt 
worden.

POTSDAM

Dunkle Wolken über der Koalition
Der Rücktritt von Brandenburgs Grünen-Co-Chefin Julia Schmidt hinterlässt eine brisante Lücke

Galt als Klammer zum Koalitionspartner CDU: Julia Schmidt (Grüne)� Foto: imago/Markus Pichlmaier

b KOLUMNE

Schon im vergangenen Dezember hat 
Brandenburgs Landtag beschlossen, den 
Posten eines Polizeibeauftragten einzu-
richten. Inzwischen steht auch fest, wer 
den Posten übernehmen soll. Die Frakti-
onsspitzen der drei Koalitionsparteien 
SPD, CDU und Grüne haben sich auf die 
SPD-Politikerin Inka Gossmann-Reetz ge-
einigt. Die Innenpolitikerin ist am 22. Fe-
bruar im Landtag ins Amt gewählt worden. 

Die Entscheidung, eine aktive Politi-
kerin auf diese Position zu setzen, stieß 
zumindest einen Abgeordneten des Re-
gierungslagers ab. In geheimer Abstim-
mung erhielt die bisherige Landtagsabge-
ordnete 49 der abgegebenen gültigen 
Stimmen. Die drei Koalitionspartner 
kommen im Landtag allerdings auf 50 Sit-
ze. Nicht gut angekommen ist bei einem 
Teil der Abgeordneten – auch bei jenen, 
die letztlich für sie stimmten –, dass die 

gewählte SPD-Innenpolitikern im Parla-
ment selbst bei der Schaffung des Postens 
mitgewirkt hatte. Auf einer Plenarsitzung 
im vergangenen Dezember war sie es so-
gar gewesen, die für die SPD-Fraktion be-
gründet hatte, warum Brandenburg die 
neue Beauftragtenstelle benötige.

Misstrauensbeweis gegen Polizei?
Teils scharfe Reaktionen löste die Beset-
zung bei der Opposition aus: Man habe  
sich nicht vorstellen können, dass eine 
Person, die „aktiv an der Ausarbeitung 
dieser Stellung, an der Ausarbeitung des 
Gesetzes“ mitgearbeitet habe, zwei Mo-
nate später dann diesen Posten bekom-
men solle. „Das hat nicht nur ein Ge-
schmäckle, das ist einfach für die politi-
sche Hygiene, für die Außendarstellung – 
dass der Landtag sich nicht selber Positio-
nen schafft – sehr schwierig“, so die Frak-

tion der Freien Wähler. Aus deren Sicht 
wäre es gerade bei der Erstbesetzung not-
wendig gewesen, jemanden mit dieser 
neuen Aufgabe zu betrauen, der selbst im 
Bereich der Polizei tätig war.

Sebastian Walter von der Linkspartei 
brachte keine Kritik an Gossmann-Reetz 
vor, bemängelte jedoch das Auswahlver-
fahren der Regierungskoalition: „Viel-
leicht hätte es ja eine deutlich bessere 
Person gegeben. Ich weiß nicht, was Ge-
werkschaften und Verbände zur Person 
Gossmann-Reetz sagen“, so der Frakti-
onschef der Linkspartei.

Der AfD-Abgeordnete Wilko Möller, 
früher selbst Kommissar bei der Bundes-
polizei, kritisierte ganz offen, mit dem 
Polizeibeauftragten sei ein kostspieliger 
Versorgungsposten für Politiker geschaf-
fen worden. Auch die Gewerkschaft der 
Polizei hatte im Vorfeld bei einer Land-

tagsanhörung davon gesprochen, dass die 
Beauftragtenstelle einen „Misstrauensbe-
weis“ der Politik gegenüber der Polizei 
darstelle. Die Polizeigewerkschafter hat-
ten dabei auf bereits bestehende Be-
schwerdemöglichkeiten für Polizisten 
hingewiesen. Zuständig sein soll die Be-
auftragte aber nur zum Teil für Polizisten, 
die auf Missstände in der Arbeit ihrer Be-
hörde hinweisen wollen. Zudem soll die 
Polizeibeauftragte aber auch Ansprech-
partner für Bürger sein, die Beschwerden 
über die Polizei vorbringen wollen.

Bei ihrer Arbeit als Polizeibeauftragte 
wird Inka Gossmann-Reetz künftig auf 
vier Mitarbeiter zurückgreifen können. 
Im Haushalt des Landes werden die Ge-
samtkosten für den neu geschaffenen 
Posten des Polizeibeauftragten jedes Jahr 
mit mehreren Hunderttausend Euro zu 
Buche schlagen. � H.M.

BEHÖRDEN

Scharfe Kritik am „Polizeibeauftragten“
„Versorgungsposten“: SPD-Politikerin bekommt neue Position, an deren Schaffung sie selbst mitwirkte

Friedensdemo 
VON VERA LENGSFELD

Tagelang waren Sahra Wagenknecht 
und Alice Schwarzer in aller Munde. 
Das mediale Echo auf ihren Aufruf, das 
von ihnen verfasste Friedensmanifest, 
das über 700.000 Leute unterschrei-
ben haben, glich einem Tsunami. Das 
verbale Trommelfeuer sollte wohl 
möglichst viele Menschen abschre-
cken, an der Demonstration vor dem 
Brandenburger Tor teilzunehmen. 

Die Hetze glich der, mit welcher 
die Demonstrationen gegen die Coro-
na-Maßnahmen der Regierung be-
dacht wurden. Die Terminologie, mit 
der Impfskeptiker und Verteidiger 
unserer Grundrechte bedacht wurden 
– Querdenker, Gefährder, Nazis, 
Schwurbler – wurde übernommen und 
weiterentwickelt. Friedensschwurbler 
nennt der ältere, weiße Mann mit ro-
tem Hahnenkamm, der für den „Spie-
gel“ schreibt, alle Menschen, die nach 
wie vor der Meinung sind, dass jeder 
Tag Krieg zu viel ist und deshalb alle 
Anstrengungen unternommen wer-
den müssen, um ihn zu beenden. Ver-
handlungen müssen dabei eine Option 
sein. Wer die Grünen daran erinnert, 
dass sie vor anderthalb Jahren mit 
dem Slogan „Keine Waffen in Krisen-
gebiete“ Wahlwerbung für sich ge-
macht haben, ist jetzt ein Friedens-
schwurbler. 

Trotz des Schneeregens und der 
eisigen Kälte waren Tausende Bürger 
auf der Straße. Die Teilnehmerzahl lag 
dichter an der von den Veranstaltern 
genannten 50.000 als an den von der 
Polizei angegebenen 13.000. Wenn so 
viele Menschen mit der Ukraine-Poli-
tik nicht einverstanden sind und eine 
Rutschbahn in den Dritten Weltkrieg 
befürchten, sollte das Anlass für eine 
ernste gesellschaftliche Diskussion 
sein. Stattdessen gibt es wieder eine 
Diffamierungs-Kampagne.  Man muss 
nicht die Meinung von Wagenknecht 
und Schwarzer teilen, um besorgt über 
das Verschwinden der offenen Debat-
te zu sein, ohne die keine Demokratie 
existieren kann. Übrigens haben die 
Corona-„Schwurbler“ Recht behalten.

b MELDUNG

Streit um 
Flüchtigen
Potsdam/Berlin – Brandenburgs Jus-
tizministerin Susanne Hoffmann 
(CDU) ist nach der Flucht eines 
64-jährigen Sexualstraftäters unter 
Druck geraten. Der von der Boulevard-
presse als „Sadist von Nauen“ be-
zeichnete Täter war wegen Totschlags 
und mehrerer Sexualdelikte zu 14 Jah-
ren Haft mit anschließender Siche-
rungsverwahrung verurteilt worden. 
Nach der Verbüßung seiner Haft war 
der Mann 2017 in Brandenburg an der 
Havel in Sicherungsverwahrung ge-
kommen. Am 15. Februar war ihm 
während eines begleiteten Ausgangs 
im Berliner Europacenter die Flucht 
gelungen. Die Fahndung der Polizei 
verlief bislang ohne Ergebnis. Im 
Brandenburger Landtag kritisierte 
Péter Vida, der Fraktionsvorsitzende 
der Freien Wähler, dass die Suche mit 
öffentlichem Fahndungsfoto erst am 
17. Februar, also zwei Tagen nach der 
Flucht, begonnen habe. Vida stellte 
auch in Frage, ob eine Ausführung des 
Sicherungsverwahrten von Branden-
burg an der Havel nach Berlin erfor-
derlich gewesen ist. � H.M.
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Berlin erlässt 
Schulden
Berlin – Seit dem Jahr 2000 hat die 
Bundesrepublik Deutschland laut An-
gaben der Bundesregierung 51 auslän-
dischen Staaten Schulden in Höhe von 
knapp 15,8 Milliarden Euro erlassen. 
Die meisten Schulden mit 4,7 Milliar-
den wurden dem Irak erlassen, gefolgt 
von Nigeria mit 2,4 Milliarden, Kame-
run mit 1,4 Milliarden, und beim Kongo  
wurde auf eine Milliarde Euro verzich-
tet. Zum Jahresende 2021 hatte Ägyp-
ten mit 1,65 Milliarden Euro die höchs-
ten Schulden bei der Bundesrepublik, 
gefolgt von Indien mit 1,35 Milliarde 
und Pakistan mit einer Milliarde. 
Selbst China steht mit 991 Millionen 
Euro bei Deutschland in der Kreide, 
gefolgt von Simbabwe mit 833 Millio-
nen. Mit 106 Millionen Euro hat die 
Ukraine die geringste Verbindlichkeit 
gegenüber der Bundesrepublik. Grün-
de für den Schuldenerlass nannte die 
Regierung nicht.� MRK

Millionen für 
das Kosovo 
Berlin – Der Maßnahmenkatalog der 
Bundesregierung für die deutsche bila-
terale sowie nichtstaatliche Entwick-
lungszusammenarbeit mit dem Kosovo 
hat im Januar dieses Jahres 256 Millio-
nen Euro umfasst. Bei Regierungsver-
handlungen im Dezember 2022 seien 
Mittel in Höhe von 37 Millionen Euro 
zugesagt worden. diese werden einge-
setzt für die Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit in der Region, für die Schaf-
fung einer modernen Infrastruktur, die 
Nutzung Erneuerbarer Energien sowie 
zur Unterstützung einer „guten Regie-
rungsführung“, wozu die Bekämpfung 
der Korruption und der Aufbau von 
Rechtsstaatlichkeit zählen. Die bisheri-
ge Entwicklungszusammenarbeit mit 
dem Kosovo bewertet die Bundesregie-
rung positiv. Erste Erfolge seien bei der 
Arbeitsweise der Justiz und der Be-
kämpfung von organisierter Kriminali-
tät zu verzeichnen.� MRK

Polen bezog 
russisches Öl
Warschau – Laut Angaben des polni-
schen Ölkonzerns Orlen hat Russland 
die Öllieferungen über die Druschba-
Pipelne gestoppt, nachdem die EU ein 
neues Sanktionspaket verabschiedet 
hat. Bis dahin hatte Polen weiterhin 
Rohöl aus Russland importiert. Damit 
verstieß das Land gegen seine Selbst-
verpflichtung vom Mai 2022, „Öl-Ein-
fuhren aus russischer Produktion bis 
Jahresende 2022 zu stoppen“. Wie der 
börsennotierte Mineralölveredler und 
Tankstellenbetreiber Orlen mitteilte, 
bezog er noch rund zehn Prozent sei-
nes Rohöls über den Nordstrang der 
Druschba-Pipeline aus Russland. Das 
macht 3,5 Millionen Tonnen pro Jahr 
aus. Die Nichteinhaltung ihrer Ver-
pflichtung erklärte die Regierung in 
Warschau unter anderem damit, dass 
Polen der größte Kraftstofflieferant 
der Ukraine sei: Seit Kriegsbeginn ha-
be man fast die Hälfte der eigenen Ein-
fuhren dafür verwendet. Außerdem 
müsse Polen Vertragsstrafen an Russ-
land zahlen, wenn es die langfristigen 
Lieferverträge vorzeitig kündige. Ne-
ben Polen beziehen auch Ungarn, 
Tschechien und die Slowakei weiter 
russisches Rohöl über die Druschba-
Leitung. � W.K.

MEDIZIN

Wie gefährlich ist das Marburgvirus?
In Äquatorialguinea ist das Marburgfieber ausgebrochen – Die Sterberate liegt bei bis zu 88 Prozent

Putins lange erwartete Rede zur Lage der 
Nation hat kaum Neues gebracht. Da sind 
sich die Beobachter im Westen wie im Os-
ten einig. Während hierzulande vor allem 
Putins Ankündigung, das New-Start-Ab-
kommen mit den USA aussetzen zu wol-
len, hervorgehoben wurde, lag in Russ-
land das Augenmerk auf den Aussagen des 
Präsidenten zur Wirtschaft und den Zu-
kunftsaussichten des Landes. 

Laut einer staatlichen Umfrage, die 
während der TV-Ausstrahlung durchge-
führt wurde, reagierten 84 Prozent der 
Teilnehmer positiv auf Putins Rede und 
nur 16 Prozent bewerteten sie negativ. Al-
lerdings dürfte diese Umfrage wenig re-
präsentativ sein, da nur 129 Teilnehmer 
aus zehn der größten Städte Russlands 
befragt wurden. Etwas mehr Aufschluss 
gibt die Betrachtung von Aussagen ver-

schiedener Politiker und Fachleute, die 
unmittelbar nach Ausstrahlung der Rede 
veröffentlicht wurden. 

Für Jahrzehnte eine Festung
So interpretiert beispielsweise Konstan-
tin Kalatschew, der Leiter der Sachver-
ständigengruppe Politik, Putins Aussa-
gen so, dass  er  für eine lang anhaltende 
Konfrontation bereit sei und nicht zu-
rückweichen werde. Der Ukraine spre-
che er praktisch ihr Existenzrecht ab, 
wenn er sagt, sie sei historisches russi-
sches Territorium. „Das Unangenehmste 
dieser Rede scheint mir, dass wir uns auf 
eine bleibende Konfrontation einstellen 
müssen, das heißt, das Land wird für 
Jahrzehnte eine belagerte Festung. Von 
irgendwelchen Kompromissen sprach 
Putin nicht. Er will ein vollwertiger Ge-

winner sein, und das ist kein gutes Zei-
chen für uns alle.“

Ähnlich kritisch äußerte sich die Polito-
login Jekaterina Schulzman, indem sie sag-
te, in Putins Äußerungen zur Zukunft des 
Landes gehe es um Bestechung und Loyali-
tätskauf. „Die Bürger erhalten Geld und 
Vorteile, die Manager Karriere und Geld.“

Putin lobte die russische Wirtschaft, 
die trotz der Sanktionen wachse. Er rief die 
Bürger zur Einheit und zum Einsatz für die 
Heimat auf. In diesem Zusammenhang 
griff er erstmals öffentlich die Oligarchen 
scharf an, die ihr Kapital in den Westen ge-
schafft und nun verloren haben. Er forder-
te solche Unternehmer auf, ihr Geld nach 
Russland zurückzuholen und zum Wohle 
des eigenen Volkes einzusetzen.

Laut dem staatlichen Meinungsfor-
schungsinstitut WZIOM unterstützt die 

Mehrheit Putin nach wie vor. Regelmäßig 
durchgeführte Umfragen der Experten-
gruppe Russian Field zeigen ein etwas dif-
ferenzierteres Bild. Für die Bewertung 
von Putins Krieg spiele die Zahl der Ge-
fallenen eine Rolle. Bei der Frage, ob der 
Angriff verschärft werden soll, sagten  
52 Prozent, dass sie am jetzigen Vorgehen 
nichts verändern würden, 42 Prozent 
wünschten sich härtere Kriegshandlun-
gen. Die Experten hatten 2000 Teilneh-
mer befragt. Das Ergebnis zeige, dass die 
meisten Russen sich keine Eskalation des 
Krieges wünschen. Wobei die Mehrheit 
diejenigen stellten, deren Meinung über 
die Fortsetzung des Ukrainekriegs oder 
die Bevorzugung von Friedensverhand-
lungen je nach der Tagesordnung der offi-
ziellen Information variiere.

� Manuela Rosenthal-Kappi   

RUSSLAND

„Kein gutes Zeichen für uns alle“
Putins Rede zeigt, dass er auf Konfrontation mit dem Westen setzt – Verhaltene Kritik spürbar

VON WOLFGANG KAUFMANN

A m 13.  Februar meldete die 
Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) den ersten Ausbruch 
des Marburgfiebers in Äquato-

rialguinea. Ein Gesundheitsbeamter in der 
östlichen Provinz Kié-Ntem des winzigen 
Staates in Subsahara-Afrika habe Alarm 
geschlagen und Proben mit Körperflüssig-
keiten von neun Verstorbenen und 
16  Symptomträgern an das Institut Pas-
teur im Senegal geschickt. Dort sei dann 
das Marburgvirus (MARV) aus der Familie 
der Filoviren gefunden worden. Hierauf-
hin hat die WHO Experten für Gesund-
heitsnotfälle entsandt, welche die Verbrei-
tung des Virus stoppen sollen. 

Das war auch geboten, denn der Ver-
wandte des Ebolavirus löst wie dieses 
schwere hämorrhagische Erkrankungen 
aus. Wer sich mit dem MARV infiziert, 

entwickelt zunächst sehr hohes Fieber mit 
Erbrechen und Durchfall, bevor es in der 
zweiten Krankheitswoche zu inneren Blu-
tungen beziehungsweise Blutungen aus 
allen Körperöffnungen kommt. Daran 
sterben je nach Virus-Stamm und dem 
Niveau der medizinischen Versorgung 
24 bis 88 Prozent der Betroffenen. 

Erkrankte zu heilen ist schwierig
Das sind die Erfahrungswerte aus den 
13 bislang bekannt gewordenen Fällen des 
Auftretens des Marburg-Fiebers in 
Deutschland, Südafrika, Kenia, der Sow-
jetunion, der Demokratischen Republik 
Kongo, Angola, Uganda, Guinea und Gha-
na mit insgesamt 472  Toten, von denen 
jenes in Angola zwischen Oktober 2004 
und Mai 2005 mit 324 Opfern das mit Ab-
stand schwerste war. 

Die ersten Sterbefälle gab es im Som-
mer 1967 in der hessischen Universitäts-

stadt Marburg, von der auch der Name 
abgeleitet ist. Dort hatten sich einige 
Tierpfleger und Labormitarbeiter an in-
fizierten Äthiopischen Grünmeerkatzen 
angesteckt. Diese Affen waren von dem 
Pharmakonzern Behringwerke aus Ugan-
da importiert worden und sollten für die 
Gewinnung von Substanzen für Masern- 
und Poliomyelitis-Impfstoffe genutzt 
werden. 

Aufgrund der hohen Letalität des 
Marburgvirus gilt dieser als potentieller 
Biokampfstoff. Dieses gilt umso mehr, 
als sich die Sowjetunion bereits beim 
ersten Ausbruch von 1967 Virusproben 
gesichert hat, mit denen später experi-
mentiert wurde. Für den Menschen zu-
gelassene Impfungen oder Medikamente 
existieren bislang keine. Das resultiert 
daraus, dass das Marburgfieber bisher 
eher selten auftrat und die Opferzahlen 
relativ gering ausfielen. Somit hatte die 

Pharmaindustrie in der Vergangenheit 
kein nennenswertes Interesse an der 
Entwicklung von Mitteln gegen das Vi-
rus. So beschränken sich die Behand-
lungsmöglichkeiten derzeit auf die Lin-
derung der Symptome. Dabei rangiert 
die Rehydrierung durch orale oder intra-
venöse Flüssigkeitsgaben an allererster 
Stelle.

All das nährt die Angst vor einer ka-
tastrophalen, möglicherweise  Millionen 
Menschenleben gefährdenden Pande-
mie. Doch ist dieses Szenario ausgespro-
chen unwahrscheinlich, wenn nicht gar 
auszuschließen. So kann das Marburgvi-
rus, dessen Hauptwirt Nilflughunde sind, 
nur sehr schwer von Mensch zu Mensch 
übertragen werden. Hier muss es in je-
dem Fall zum direkten Kontakt mit Blut, 
Speichel oder anderen Körperflüssigkei-
ten infizierter oder bereits verstorbener 
Personen kommen. So wird vermutet, 
dass der aktuelle Ausbruch in Äquatorial-
guinea auf die dortigen hygienisch be-
denklichen Begräbnisbräuche zurückzu-
führen ist, zu denen nicht nur das wech-
selweise Umarmen der Trauernder, son-
dern auch der Toten gehört. 

Ansteckungen zu verhindern, ist 
wesentlich leichter
Bereits kurz nach der Ansteckung entwi-
ckeln die Erkrankten heftige Beschwer-
den. Das erleichtert die Identifizierung 
der Infizierten ebenso wie das weitge-
hende Fehlen asymptomatischer Krank-
heitsverläufe. Das ermöglicht eine 
schnelle Isolierung der Virus-Träger und 
die schränkt die Mobilität der Erkrank-
ten schnell und heftig ein, was der Ver-
breitung des Virus entgegenwirkt. 

Wie aus den Verlautbarungen der 
WHO hervorgeht, haben die Behörden in 
Äquatorialguinea so umsichtig wie 
schnell reagiert und 4000 mögliche Kon-
taktpersonen unter Quarantäne gestellt. 
Dass die zwei betroffenen Provinzen nur 
dünn besiedelt sind, bremst die Ausbrei-
tung des Erregers zusätzlich.

Weniger erfreulich ist, dass nach der 
Genesung der Erkrankten das Virus im 
Körper verbleiben kann, und zwar beson-
ders an der Innenseite der Augen und in 
den Hoden. Das birgt die Gefahr, dass 
vollständig gesundet erscheinende Män-
ner den Erreger noch rund sieben Wo-
chen nach ihrer Heilung unwissentlich 
durch Sperma übertragen können. Kommt nach Corona wirklich das Marburgvirus, und wenn ja, wie heftig? Coronademo in Düsseldorf� Foto: pa
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Am 8. Dezember vergangenen Jahres im Süden des Schwarzen Kontinents: Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck� Foto: pa

VON DAGMAR JESTRZEMSKI

A ls Bundeswirtschaftsminister 
Robert Habeck im vergange-
nen Dezember nach Namibia 
und Südafrika reiste, um so-

genannte Energiepartnerschaften mit den 
beiden Staaten zu festigen, standen die 
Eckpunkte des deutsch-namibischen 
Wasserstoffprojekts „Hyphen“ bereits 
fest. Der Koalitionsvertrag sieht vor, dass 
Klimapartnerschaften mit bestimmten 
Entwicklungs- und Schwellenländern ab-
geschlossen werden, „um deren Entwi-
cklungs- und Klimaziele zu unterstützen“.

Gleichzeitig und vorrangig verfolgt die 
Ampelkoalition das Ziel, Deutschlands 
zukünftigen Bedarf an „grünem“ Wasser-
stoff großenteils durch Importe aus dem 
globalen Süden zu decken. Als wichtiges 
Erzeuger- und Exportland wurde Namibia 
ausersehen. Irrelevant scheint zu sein, 
dass hochrangige Politiker des Landes in 
einen Fischerei-Skandal verwickelt sind 
und Korruption zur Rodung der ökolo-
gisch wichtigen Wälder im Norden des 
Landes geführt hat.

Das Bundeswissenschaftsministerium 
lobt Namibias „enormes Potenzial“ für 
eine „grüne“ Wasserstoffwirtschaft. Die 
Windgeschwindigkeit und 3500 Sonnen-
stunden pro Jahr würden eine höchst pro-
fitable Erzeugung von „grünem“ Strom 
und Wasserstoff ermöglichen. Deutsch-
land habe ab 2030 einen Bedarf von 
1,7  Millionen Tonnen Wasserstoff. Den 
Zuschlag für das auf 40 Jahre Dauer an-
gelegte deutsch-namibische Projekt er-
hielt das in Windhoek ansässige Konsor-
tium Hyphen Hydrogen Energy, ein Joint 
Venture der südafrikanischen Tochter des 
im brandenburgischen Schenkenberg sit-
zenden Energieunternehmens Enertrag 
und der britischen Nicholas Holdings. 

In der kleinen Hafenstadt Lüderitz am 
Rand der Wüste Namib sowie südwestlich 
des Ortes im Tsau-Khaeb-Nationalpark 
will das in Windhoek ansässige Konsorti-
um Wind- und Solarindustrieanlagen im 
Gigamaßstab für die Strom- und Wasser-
stoffproduktion errichten. In dem frühe-
ren Diamantensperrgebiet baute die Ko-
lonialmacht Deutschland seit 1908 Dia-
manten ab. 

Windpark mit 600 Windrädern
Zwar ist das Gebiet „menschenleer“, wie 
die „Tagesschau“ meldete, abgesehen von 
geführten Touren mit Urlaubern. Jedoch 
ist der Tsau-Khaeb-Nationalpark die ar-
tenreichste Region Namibias. Auf nur 
zwei Prozent der Landesfläche sind 
20 Prozent aller Pflanzenarten Namibias 
beheimatet, vor allem Sukkulenten. Seit 
2013 sind große Teile der Namib mit dem 
Tsau-Khaeb-Nationalpark als  Namib 

Sand Sea  (Namib-Sandmeer)  UNESCO-
Welterbe.

Dessen ungeachtet planen die Deut-
schen und ihre Partner dort im Rahmen 
der 9,4 Milliarden US-Dollar schweren In-
vestition einen Windpark mit 600 Wind-
rädern und riesige Fotovoltaikanlagen 
sowie Übertragungskapazitäten mit einer 
Gesamtleistung von fünf Gigawatt (GW). 
Dazu kommen Elektrolyseure mit einer 
Leistung von drei GW, eine Meerwasser-
entsalzungsanlage für das benötigte Was-
ser und eine Fabrik zur Produktion von 
Ammoniak aus Stickstoff und Wasser-
stoff. Zum Vergleich: Namibias Bruttoin-
landsprodukt belief sich 2020 auf 10,7 Mil-
liarden Euro. Weitere 4,4 Milliarden Euro 
werden laut englischsprachigen Medien 
bis zur Erreichung der Zwei-GW-Phase 
benötigt. Für den Schiffsexport von jähr-
lich 300.000 Tonnen „grünem“ Wasser-
stoff und Ammoniak ab 2027 muss der 

Hafen von Lüderitz zum Tiefseehafen 
ausgebaut werden. Ob und wie viel Strom 
für die lokale Versorgung erübrigt wird, 
ist unklar. Hyphen verspricht die Schaf-
fung von 15.000  Arbeitsplätzen und 
3000 weitere Jobs während der Aufbau-
phase. Neun Zehntel der Jobs würden an 
die lokale Bevölkerung vergeben. Aller-
dings hat Lüderitz nur 15.000 Einwohner. 

Riesige Photovoltaikanlagen
Ein Stadtverordneter aus Lüderitz äußer-
te hingegen Zweifel. Die Stadt sei vermut-
lich zu klein für den geplanten Struktur-
aufbau, angefangen bei der Bereitstellung 
von Wohnungen. Auch hätten sich frühe-
re Großprojekte für die Einwohner kaum 
rentiert. Die Arbeitslosigkeit liegt nach 
wie vor bei 50  Prozent. Ein Mitarbeiter 
der Universität Kapstadt erinnerte daran, 
dass für das Projekt noch weitere Mittel 
aus dem öffentlichen und privaten Sektor 

aufgebracht werden müssen. Zudem fehle 
in ganz Afrika die Erfahrung für die Er-
zeugung von Wasserstoff. Zum größten 
Problem dürfte die Wartung von 
600 Windrädern und ausgedehnter Foto-
voltaikanlagen werden. Das dafür ausge-
bildete Personal ist mit den bestehenden 
vier Tsau-Khaeb-Windparks voll ausgelas-
tet. Die Trümmer der havarierten Wind-
räder könnten für alle Zeit in dem ruinier-
ten Naturreservat verbleiben. 

Chris Brown, Chef der Namibischen 
Umweltkammer, kritisiert, dass ein an-
geblich „grünes“ Projekt in einem Natur-
park mit einzigartiger Umgebung errich-
tet werden soll. Er findet es unangemes-
sen, dass Deutschland wegen der Dekar-
bonisierung seiner Energiesysteme nun 
Namibia für die Zerstörung seiner global 
wichtigen Ökosysteme und der biologi-
schen Vielfalt bezahlen will, statt die Pro-
bleme zu Hause anzugehen.

NAMIBIA

Ausbeutung unter  
grünem Vorzeichen

Die Bundesregierung will, dass im Tsau-Khaeb-Nationalpark „grüner“ Strom  
und Wasserstoff für die deutsche Energiewende produziert wird

Als am 19. Januar die erste große Streik- 
und Protestwelle über Frankreich hinein-
brach, da bestieg die Oppositionsführerin 
ein Flugzeug und entschwand. Marine le 
Pen, Fraktionsvorsitzende der Rechtspar-
tei Rassemblement National (RN, Natio-
nale Versammlung) flog in den Senegal, 
wo sie von vom dortigen Staatspräsiden-
ten, Macky Sall, empfangen wurde. 

In den vergangenen vier Wochen ist in 
Frankreich viel passiert. Die linken Oppo-
sitionsparteien versuchen im Schulter-
schluss mit den Gewerkschaften das Land 
lahmzulegen. Hintergrund sind die von 
vielen als sozial ungerecht kritisierten 
Pläne von Staatspräsident Emmanuel 
Macron, das Renteneintrittsalter von 
62 auf 64 Jahre anzuheben. Derzeit befin-
det sich nur ein Drittel aller 60- bis 
64-Jährigen in einem Vollzeitbeschäfti-
gungsverhältnis.

Laut jüngsten Umfragen hat Macron 
zwischen 68 und 72 Prozent der Franzo-
sen gegen sich. Macron hatte dem in letz-
ter Zeit entgegengehalten, er habe seine 
Reformpläne bereits vor seinem Wahlsieg 
angekündigt und deren Umsetzung sei 
deshalb vom Souverän legitimiert. Doch 
das wird von 71  Prozent der Befragten 
entschieden verneint. Er sei vor allem ge-
wählt worden, um Marine le Pen an der 
Spitze des Staates zu verhindern. 

Während in den ersten Februarwo-
chen rund von 2,5  Millionen Menschen 
auf die Straße gingen und sich im Parla-
ment Vertreter der linken Parteien um die 
als linkspopulistisch und EU-skeptisch 
geltende Partei La France insoumise (FI, 
Unbeugsames Frankreich) mit der Regie-
rung teilweise vulgäre Schlagabtausche 
liefern, macht Le Pen nichts. Weder de-
monstriert sie mit, was auch daran liegen 

kann, dass die Gewerkschaften recht laut-
stark verkündet haben, sie nicht dabei 
haben zu wollen, noch ruft sie ihre An-
hänger zu einer Teilnahme an den Protes-
ten und Streikaktionen auf. Sie rät aber 
auch nicht davon ab. 

„Le Pen arbeitet weiter an ihrer Stra-
tegie der Entdämonisierung ihrer Partei 
und dem Versuch, durch möglichst res-
pektables und staatstragendes Verhalten 
Vorbehalte abzubauen“, kommentierte 
der deutsche Historiker und Politikwis-
senschaftler Stefan Seidendorf vom 
Deutsch-Französischen Institut (dfi) in 
Ludwigsburg ihr Verhalten. 

Le Pen weiß auch so, dass sie als An-
wältin der kleinen Leute gesehen wird. Im 
zurückliegenden Präsidentschaftswahl-
kampf hatte sie sich für eine Rente nach 
42  Jahren Beitragszahlung ausgespro-
chen. Pfleger und Dachdecker müssten 

demnach bis 67  arbeiten, wenn sie erst 
mit 25 Jahren in den Beruf eingestiegen 
sind, erklärten französische Kommenta-
toren daraufhin süffisant. Und daher sagt 
Le Pen zu all dem Chaos lieber gar nichts. 
Sie wartet ab und sieht zu, wie Staatsprä-
sident Macron samt seiner Regierung zu-
nehmend ratlos wirkt und sich die Links-
parteien immer weiter radikalisieren. 

Doch ganz ohne Risiko ist ihre Zurück-
haltung nicht. Denn dass in Frankreich 
ein erheblicher Reformbedarf besteht, ist 
herrschende Meinung. Der renommierte 
Journalist Renauld Dély nannte die Un-
sichtbarkeit Le Pens „das Eingeständnis 
von Unwohlsein und Ohnmacht“. Aber 
eines Tages werde auch sie Antworten 
präsentieren müssen. Für den 7. März ist 
übrigens ein Generalstreik angekündigt. 
Gewerkschaften kündigten an, „ganz 
Frankreich lahmzulegen“.� Peter Entinger

FRANKREICH

Marine Le Pen versucht, die lachende Dritte zu sein
Die RN-Chefin hält sich raus aus dem Streit um die Rentenreform zwischen Macron und der Linken

b MELDUNGEN

Einbruch  
bei Bioläden
Berlin – Die Umsätze der Bio-Lebens-
mittelmärkte sind vergangenes Jahr 
um mehr als zwölf Prozent oder  
400 Millionen Euro zurückgegangen. 
Das liegt daran, dass die Branche fast 
jeden zehnten Kunden verlor und der 
Rest deutlich weniger kaufte. Zu den 
Verlierern zählen dabei weniger die 
kleinen Bioläden, sondern größere 
Ketten. Basic und Super-BioMarkt 
mussten sogar Insolvenz anmelden. 
Als Ursache nannte die Geschäftsfüh-
rerin des Bundesverbandes Naturkost 
Naturwaren (BNN), Kathrin Jäckel, 
die „dramatisch gestiegene Inflation“ 
infolge des „russischen Angriffskrie-
ges auf die Ukraine“. Von der Bundes-
regierung forderte die Verbandsfunk-
tionärin in diesem Zusammenhang 
unter anderem eine Absenkung der 
Umsatzsteuer auf Bioprodukte auf 
null Prozent und die Einführung einer 
Pestizid-Abgabe auf herkömmliche 
Lebensmittel, um den Preisabstand zu 
verringern und Bioware konkurrenz-
fähiger zu machen.� W.K.

Warnung vor 
Abhängigkeit
Berlin – 24 Unternehmen der Solar-
branche, darunter der Energieriese 
E.ON, haben in einem Brief an Bun-
deswirtschaftsminister Robert Ha-
beck davor gewarnt, bei der Energie-
versorgung zu stark auf China zu set-
zen: „Es gibt eine nicht wegzudisku-
tierende Abhängigkeit im höchsten 
Maße von China. Und die ist deutlich 
größer als die Abhängigkeit beim The-
ma Gas von Russland.“ Wenn Habeck 
seine Pläne zum Ausbau der Erneuer-
baren Energien umsetzen wolle, müs-
se Deutschland bis 2030 pro Jahr So-
laranlagen mit 22  Gigawatt Leistung 
errichten. Die jährliche Produktions-
kapazität in ganz Europa reiche aber 
nur für ein Gigawatt. Dahingegen 
könnte China aufgrund des konse-
quenten Ausbaus seiner Solarbranche 
Anlagen für 300 Gigawatt liefern. Dar-
auf zurückzugreifen, sei aber riskant, 
vielmehr solle der deutsche Staat den 
Wiederaufbau einer nationalen Solar-
industrie fördern, denn noch verfüge 
man hierzulande über die dafür nöti-
gen Fähigkeiten.� W.K.

Kritik von 
Boris Palmer 
Tübingen – Tübingens grüner Ober-
bürgermeister Boris Palmer kritisiert 
in einem von ihm und anderen unter-
zeichneten „Memorandum für eine 
andere Migrationspolitik in Deutsch-
land“: „Viele Kommunen können dem 
hohen Aufkommen an Migranten 
nicht standhalten. Zudem gibt es kein 
klares Integrationskonzept.“ In dem 
Papier werden außerdem sogenannte 
Aufenthaltszonen an den EU-Außen-
grenzen sowie zügigere Abschiebun-
gen vorgeschlagen, wenn Asylbewer-
ber nicht am Aufnahmeverfahren mit-
wirken. Während der Parteivorsitzen-
de Omid Nouripour das Schreiben 
„zur Kenntnis“ genommen hat, äußer-
te der grüne Oberbürgermeister von 
Hannover scharfe Kritik. Die Aussagen 
des Papiers träfen seiner Einschät-
zung nach nicht auf breite Unterstüt-
zung in der Partei. „Das ist eine Phan-
tomdebatte, die nicht zielführend ist“, 
sagte Belit Onay.� P.E.
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HANS HECKEL

S keptiker hatten es von Anfang an 
befürchtet: Mit dem Euphemis-
mus „Sondervermögen“ werde 
uferlosem Schuldenmachen das 

Tor geöffnet. Denn hinter dem Begriff lau-
ere schließlich nichts anderes als der 
durchschaubare Versuch, die im Grund-
gesetz verankerte Schuldenbremse trick-
reich zu umgehen.

So sollte es kommen: Zuletzt trat die 
SPD-Co-Vorsitzende Saskia Esken aus der 
Kulisse und forderte ein 50 Milliarden 
Euro schweres „Sondervermögen“ für Bil-
dung. Sie verband ihre Forderung listig 
mit Kritik an einer dauerhaften Erhöhung 
des Wehretats, wie sie ihr Parteifreund, 
der neue Verteidigungsminister Boris Pis-
torius, angemahnt hatte.

Ähnliche Zusatzforderungen, wie sie 
Esken jetzt aufbrachte, waren schon hin-
sichtlich Klimapolitik oder Entwicklungs-
hilfe zu hören. Die Gefahr besteht nun 
darin, dass ein Pokerspiel losbricht, an 
dessen Ende jeder den Forderungen der 
anderen nachgibt, um seine eigenen Aus-
gabenwünsche im Gegenzug durchbrin-

gen zu können. Doch damit wäre der Ab-
schied von jeder auch nur noch ansatz-
weise solide zu nennenden Haushaltspo-
litik erreicht.

Politik zu machen bedeute, Prioritä-
ten zu setzen – so hieß es einmal. Dahin-
ter steckt die simple Erkenntnis, dass man 

Geld nur einmal ausgeben kann, weshalb 
jede finanzielle Anstrengung für ein Pro-
jekt unvermeidlich zulasten anderer gehe. 
Und der Beruf des Politikers sei es, in die-
ser meist schwierigen Güterabwägung ei-
ne Entscheidung zu treffen.

Das setzt jedoch ein gewisses Maß an 
Gesamtverantwortung voraus. Wo dage-
gen Einzelinteressen oder ideologisch ge-

triebene Steckenpferd-Reiterei das Han-
deln bestimmen, fordert jeder drauflos, 
bis am Ende jede Haushaltsdisziplin ver-
loren geht.

Wo sich derlei abzeichnet, wäre es die 
Aufgabe des Kanzlers, mithilfe seiner 
Richtlinienkompetenz dem Treiben Ein-
halt zu gebieten. Wer Scholz in seinen 
knapp anderthalb Jahren Amtszeit erlebt 
hat, wird hier wenig Hoffnung hegen. An 
zweiter Stelle käme der Finanzminister 
ins Spiel, der das eingetriebene Steuer-
geld vor Begehrlichkeiten zu schützen 
hat. Vermutlich war es das Ziel der Libe-
ralen, genau jene Schlüsselstellung zu be-
setzen, um diesen Einfluss im Ernstfall 
geltend machen zu können.

Doch von FDP-Chef und Finanzminis-
ter Christian Lindner ist kaum mehr als 
ein laues Murren zu vernehmen. Zu klein 
ist der Einfluss seiner Partei, zu gering 
vielleicht auch Lindners inhaltlich-politi-
scher Ehrgeiz.

So werden es am Ende die Bürger be-
zahlen müssen. Denn uferloses Geldaus-
geben mündet letztlich immer in eine 
Entwertung des Geldes selbst. Man nennt 
es Inflation.

Nach dem Vorbild des Wehrbeauftragten 
des Deutschen Bundestages soll es noch 
in diesem Jahr einen Polizeibeauftragten 
geben, der direkt dem höchsten deut-
schen Parlament unterstellt ist. Worin 
dessen Aufgaben genau bestehen, ist noch 
nicht genau definiert, aber wer sie wahr-
nehmen soll, ist bereits so gut wie be-
schlossen: Uli Grötsch.

Der 47-jährige Bundestagsabgeordne-
te bringt für den Posten gute Vorausset-
zungen mit. Er ist Bayer – sein Bundes-
land sieht sich in der Ampelregierung bei 
der Ämtervergabe bislang unterrepräsen-
tiert –, SPD-Mitglied – die Sozialdemokra-
ten hatten das Vorschlagsrecht – und Poli-
zeibeamter. In dem von Juristen und Ver-
waltungsbeamten überrannten Bundes-
tag ist er damit eine rühmliche Ausnahme. 
Statt eines Doktorhuts setzte er sich nach 
der Mittleren Reife in seinem oberpfälzi-
schen Heimatort Weiden den Polizeihut 

auf und war im Streifendienst bei der 
Schleierfahndung im Einsatz.

Der Beitritt 1994 zu den Jusos brachte 
Grötsch in die Politik. Seit 2014 sitzt er im 
Bundestag, war Obmann im NSU-Unter-
suchungsausschuss, Mitglied im Kurato-
rium der Bundeszentrale für politische 
Bildung und bis Dezember 2021 im SPD-
Parteivorstand. Ursprünglich sollte er den 
Grünen-Politiker Konstantin von Notz als 

Chef des Parlamentarischen Kontrollgre-
miums für die Überwachung der Geheim-
dienste ablösen. Dass er nun Polizeibeauf-
tragter des Bundes werden soll – auf Län-
derebene gibt es zum Teil eigene Beauf-
tragte (siehe Seite 5) –, hat er wiederum 
den Grünen zu verdanken. Diese hatten 
die Forderung nach dem Amt in den Ko-
alitionsvertrag schreiben lassen. Anlass 
war der Tod von George Floyd durch Poli-
zeigewalt in den USA. In Deutschland sol-
len sich nun Bürger an den Polizeibeauf-
tragten wenden können, um über polizei-
lichen Missbrauch klagen zu können.

Ein Polizeibeauftragter, der nicht für 
die Polizei da sein soll? Vor allem die FDP 
kritisierte dieses Rollenverständnis. 
Grötsch wird nun einen Spagat zwischen 
den Sorgen der Bürger und der Polizisten, 
die sich selbst immer häufiger Gewalt aus-
gesetzt sehen, hinlegen müssen, um allen 
Interessen gerecht zu werden.� H. Tews

Will weitere 50 Milliarden Euro für „Sondervermögen“: SPD-Co-Chefin Saskia Esken� Foto: imago images/chromorange

Die Forderungen 
nach weiteren 

„Sondervermögen“ 
müssen alarmieren

Wird Polizeibeauftragter: Grötsch

PORTRÄT

LEITARTIKEL

Spagat zwischen Bürgern und Polizei

Am Ende zahlt der Bürger

BODO BOST

Die unter Folter erzwungenen Geständ-
nisse und die anschließenden Todesur-
teile im Iran, zuletzt auch gegen einen 
Deutschen, könnten darauf hindeuten, 
dass die Mullahs im Iran dabei sind, ihr 
eigenes Todesurteil zu unterschreiben. 
Die Bundesregierung will das offenbar 
noch nicht wahrhaben.

Der deutsch-iranische Aktivist und 
Softwareunternehmer Jamshid Shar-
mahd, den der iranische Geheimdienst 
vor drei Jahren bei einer Zwischenlan-
dung in Dubai entführt und verschleppt 
hatte, wurde nach jahrelanger Folter 
und Einzelhaft jetzt in erster Instanz im 
Iran zum Tode verurteilt, angeblich we-
gen eines geplanten Terroranschlags. 
Dabei hatte der 67-Jährige nach dem 
Sturz des Schahs 1979 den Iran verlas-
sen und lebte seitdem in Deutschland 
und in den USA. 

Gazelle Sharmahd, die in Deutsch-
land lebende Tochter des Todeskandi-
daten, forderte die Bundesregierung auf 
zu reagieren: „Er könnte jeden Moment 

hingerichtet werden.“ Während der In-
haftierung und des Prozesses ihres Va-
ters, der ohne Rechtsanwalt nach isla-
mischem Recht stattfand, hatte sie sich 
mehrmals in den Medien zu Wort ge-
meldet und gesagt, es müsse mehr 
Druck auf den Iran ausgeübt werden.

Obwohl sogar CDU-Oppositions-
führer Friedrich Merz angesichts der 
Entführung und des Todesurteils die 
Ausweisung des iranischen Botschafters 
aus Deutschland gefordert hatte, re-
agierte Bundesaußenministerin Annale-
na Baerbock nur mit der Ausweisung 
von zwei Botschaftsmitarbeitern aus 
Deutschland. Sie hatte zwar das Todes-
urteil als „absolut inakzeptabel“ be-

zeichnet und eine „deutliche Reaktion“ 
angekündigt, die Ausweisung von zwei 
iranischen Botschaftsmitarbeitern sei 
laut Merz aber deutlich zu wenig. 

Gazelle Sharmahd sieht eine Unter-
stützung durch die Bundesregierung als 
einzige Chance, ihren Vater noch zu ret-
ten. Das Todesurteil gegen ihn nach ins-
gesamt acht Schauprozessen könnte 
größere politische Dimensionen haben. 
Es könnte ein Machtspiel sein, mit dem 
ein in Belgien inhaftierter iranischer Di-
plomat, der wirklich in einen Terroran-
schlag verwickelt war, freigepresst wer-
den soll. Es könnte vielleicht sogar dar-
auf hindeuten, dass Iraner auch in 
Deutschland Terroranschläge planen, 
bei denen die Terroristen anschließend 
freigepresst werden sollen. 

Verhaltener Protest der Deutschen
Jamshid Sharmahd wurde schon lange 
vor Beginn der derzeitigen Protestwelle 
im Iran, die im September 2022 mit ei-
nem Aufstand der Frauen gegen den 
Kopftuchzwang begann, aus Dubai ent-
führt. Nach Beginn des Aufstandes 
brauchte Bundeskanzler Olaf Scholz 
ganze sechs Wochen, um den Protest im 
Bundestag anzusprechen. Dabei sitzen 
im Bundestag in den Reihen der Regie-
rungsparteien sieben Abgeordnete mit 
iranischen Wurzeln. 

Keiner dieser Parlamentarier hat die 
Ausweisung des Botschafters gefordert, 
obwohl sie wahrscheinlich alle damit 
rechnen können, dass das Mullahregime 
dem eigenen Untergang geweiht sein 
könnte, denn – wie der iranischstämmi-
ge Philosoph Navid Kermani im „Mor-
genmagazin“ gesagt hat – seit den nicht 
anhaltenden Massen-Protesten sei klar, 
dass das Regime in Teheran wie einst 
das Apartheidsystem in Südafrika keine 
Zukunft mehr hat.

Der Zerfallsprozess im Iran könnte 
jedoch längere Zeit anhalten und sogar 
zu einem Wettlauf um die Atombombe 
führen. Die SPD scheint zu dieser Er-
kenntnis jedoch noch nicht gelangt zu 
sein, denn in Hamburg hat man die 
Blaue Moschee, die „Europavertretung“ 
der iranischen Mullahs, immer noch 
nicht geschlossen. Vielleicht weil die 
beiden Brüder der SPD-Bundestagsvize-
präsidentin Aydan Özuguz in dieser Mo-
schee eine wichtige Rolle spielen?

ANALYSE

Das Mullahregime  
hat keine Zukunft mehr
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Bilder wechseln 
den Besitzer

In den Häusern der Stiftung Preußi-
scher Kulturbesitz (SPK) lichten sich 
die Bestände munter weiter. Die zu 
dem Berliner Museumsverband gehö-
rende Neue Nationalgalerie hat sich 
jetzt von drei Gemälden getrennt und 
an die Erben des Breslauer Rechtsan-
waltes Ismar Littmann restituiert. Der 
Kunstsammler war 1934 an den Folgen 
einer Verletzung gestorben, die er sich 
bei einem Selbstmordversuch auf-
grund seiner Verfolgung durch die Na-
tionalsozialisten zugezogen hatte.

Bei den Werken handelt es sich um 
„Die Ruhende“ (1911) von Max Pech-
stein, „Selbstbildnis“ (1925) von Wil-
helm Schmid und „Doppelbildnis 
(Rabbi S. und Tochter)“ (1925) von 
Carlo Mense. Letzteres verbleibt dank 
einer Schenkung der Erben in der 
Neuen Nationalgalerie. 

Die Werke gehörten zu einem Kon-
volut von über 4000 Kunstwerken, die 
der Staat Preußen 1935 von der Dresd-
ner Bank ankaufte und kurz darauf an 
die Staatlichen Museen zu Berlin 
übergab. Aufgrund fehlender Einkünf-
te hatten sich zuvor Littmanns Ange-
hörige nach dessen Tod gezwungen 
gesehen, die Gemälde auf einer Auk-
tion zu verkaufen. Da die SPK von ei-
nem „verfolgungsbedingten Vermö-
gensverlust der Familie“ ausgeht, hat 
man die Werke jetzt restituiert.

Diese Rückgaben fügen sich in eine 
Reihe zahlreicher Kunstgegenstände 
ein, die in den vergangenen Monaten 
an frühere Besitzer restituiert wurden. 
Im Januar gab man eine Maria-Lac-
tans-Statuette (stillende Muttergot-
tes) aus dem 16. Jahrhundert zurück, 
und im Dezember begann das Ethno-
logischen Museum der Staatlichen 
Museen zu Berlin mit der Rückfüh-
rung von 514 Benin-Bronzen nach Ni-
geria (die PAZ berichtete).� H. Tews

KUNSTRÜCKGABEN

VON ANNE MARTIN

D ie ersten Filmszenen zeigen 
aufgeregte Urlauber in einem 
Hafen an der Küste Kanadas: 
Endlich sind Wale in Sicht, 

endlich kann die Bootstour zum beliebten 
„Whalewatching“ vor Vancouver Island 
starten. Aber was als unbeschwerter Aus-
flug beginnt, führt auf hoher See zu einer 
Katastrophe. Der riesige Wal, der zum 
Entzücken der Passagiere steil aus dem 
Wasser steigt, fällt nicht etwa ins Meer 
zurück, sondern wirft sich mit seinem 
massigen Leib quer auf das Boot und zer-
schmettert den Rumpf. Eine Attacke, die 
es noch nie gab, ein Mordanschlag, und es 
wird nicht der einzige bleiben.

Zeitgleich sticht vor der Küste Perus 
ein Fischer mit seinem Boot in See. Als er 
unter Wasser versucht, ein verhaktes 
Treibnetz zu entwirren, zieht sich über 
ihm ein Schwarm von Fischen zusammen, 
der Rückweg ist abgeschnitten. Weltweit 
scheinen sich die Wesen aus der Tiefsee 
gegen den Menschen zu erheben: Die Ver-
filmung des Bestsellers „Der Schwarm“ 
(6., 7., 8., 9. März, jeweils um 20.15 Uhr in 
Doppelfolgen im ZDF) zeigt die Angriffe 
aus dem Meer in spektakulären Bildern 
und einmaligen Unterwasseraufnahmen. 

Aufwendigster deutscher TV-Film
Da ist der Sternekoch an der französi-
schen Atlantikküste, der einen Hummer 
aufbricht und plötzlich mit giftigem 
Schleim bespritzt wird. Wenige Minuten 
später sackt er sterbend zusammen. Wei-
tere Opfer werden folgen, denn längst ist 
das Trinkwasser durch die Entsorgung 
mit Hummerabfällen vergiftet. 

Bald darauf entdecken Wissenschaft-
ler riesige Eiswürmer einer unbekannten 
Art, die Kontinentalhänge am Meeresbo-
den unterhöhlen und damit Erdrutsche 
und gewaltige Tsunamis auslösen. Vor 
Long Island flüchten die Menschen vor 
einer Krabbeninvasion. Venedig leidet 
unter einer Quallenplage. Unbekannte 
Muschelarten blockieren die Steuerruder 
von Schiffen. Das Unheimliche: Gerieten 
die giftgetränkten Hummer noch durch 

Zufall in Kontakt mit Menschen, so ka-
men die Krabben wie von unsichtbarer 
Hand gesteuert selbstständig an Land. 
Ein internationales Forscherteam wagt 
das schier Unmögliche zu denken: Steckt 
hinter den Attacken die Strategie eines 
unsichtbaren Gegners? Was sie vermuten, 
kollidiert mit allem, worauf sich die kon-
ventionelle Wissenschaft bisher berief. 
Und die Angriffe aus der Tiefsee gehen 
weiter.

Was Frank Schätzing in seinem bereits 
2004 erschienenen Bestseller „Der 
Schwarm“ auf rund 1000 Seiten be-
schreibt, wirkt heute angesichts der welt-
weiten Wetterphänomene geradezu pro-
phetisch. Lange galt eine Verfilmung sei-
ner Dystopie vom Aufstand der Meeres-
wesen gegen die menschliche Zerstö-
rungswut als unmöglich. Über ein Jahr-
zehnt dauerte es bis zur Umsetzung der 
mit 40 Millionen Euro aufwendigsten 
deutschen TV-Produktion aller Zeiten, 
für die kurz vor seinem Tod 2010 anfangs 
auch Italiens Produzentenlegende Dino 
de Laurentiis im Gespräch war. 

Fünf Co-Produzenten waren letztlich 
an dem Öko-Thriller beteiligt, Schauspie-
ler aus mehr als zehn Ländern spielen mit, 
neun Tage wurde in Wassertanks gedreht, 
am Set herrschte ein babylonisches Spra-
chengewirr von sechs Sprachen. Die For-
derung nach mehr Diversität am Set, in 
manchen Fernsehfilmen allzu bemüht 
umgesetzt, wirkt hier glaubwürdig, denn 
die Schauplätze wechseln in schneller 
Folge zwischen Peru, Kanada, Japan, 
Deutschland, Italien, Schottland, Norwe-
gen bis hinauf zur Arktis. 

Kampf in James-Bond-Manier
Die wenigen deutschen Schauspieler wir-
ken an entscheidender Stelle mit: Fass-
binder-Star Barbara Sukowa, seit Langem 
in New York zu Hause, spielt die deutsche 
Wissenschaftlerin Katharina Lehmann, 
welche die Vorstellung einer fremden In-
telligenz in der Tiefsee brüsk abstreitet. 
Leonie Benesch ist die junge Doktorandin 
Charlie Wagner, die in einer kargen Hütte 
auf den Shetland-Inseln vor Schottland 
stationiert ist. Oliver Masucci steuert als 

Kapitän ein Forschungsschiff, das gegen 
Ende zu einer gefährlichen Mission auf-
brechen wird. Mit an Bord: TV-Moderator 
Klaas Heufer-Umlauf als Experte für 
Tauch-Roboter. Franziska Weisz spielt 
eine Ärztin, welche die Angst vor einer 
drohenden Apokalypse beschwört.

Noch regnet es keine Frösche vom 
Himmel wie in den biblischen Plagen des 
Alten Testaments, dafür stürmen Krab-
ben ohne Augen, aber mit riesigen Sche-
ren an Land. „Plagen bringen uns zum 
Nachdenken darüber, ob wir sie hervor-
gerufen haben“, so Weisz als Sophia Gra-
nelli. Ihre Kollegin ergänzt, man wisse 
über das Weltall mehr als über die Tiefsee.

Anders als im Original stehen sich im 
spannenden Finale keine Vertreter der ka-
nadischen Urbevölkerung und eine beses-
sene Wissenschaftlerin gegenüber, die in 
James-Bond-Manier kämpft. Als Mäzen 
der Tiefsee-Expedition wird stattdessen 
ein japanischer Millionär eingeführt. 

Im Fokus steht die Rivalität zwischen 
Wissenschaft und jener kleinen Forscher-
gruppe, die visionär zu denken wagt: Soll 
man die unbekannte Intelligenz bekämp-
fen oder eher versuchen, Kontakt aufzu-
nehmen? Der Leiter der Gruppe setzt auf 
Verständigung: „Ich werde sie bitten, auf-
zuhören und werde ihr entgegenkom-

men“, so Meeresbiologe Sigurd Johnson 
(Alexander Karim). Die letzte Entschei-
dung wird bei Charlie liegen, die dem Tsu-
nami nur knapp entkommen ist, die ein 
geheimnisvolles Licht vor dem Fenster 
des sinkenden Forschungsschiffes „Juno“ 
aufsteigen sah und die nun auf der „Thor-
valdson“ mitfährt, um in der Arktis den 
Kontakt zu jener Macht zu suchen, welche 
die Forscher „Yrr“ nennen und die von 
Schätzing als gallertartiges Lichtphäno-
men beschrieben wird.

„Es pilchert mehr, als es schwärmt“
Der Autor, der sein Werk anfangs als aus-
führender Produzent vorantreiben wollte, 
aber wegen Differenzen mit einem haupt-
verantwortlichen US-Drehbuchautoren 
vor Drehbeginn ausstieg, zeigte sich vom 
Ergebnis enttäuscht. Wie Schätzing kurz 
vor der Ausstrahlung in der „Zeit“ äußer-
te, erlebt er die Fernsehversion seines Bu-
ches als „rühr- und redseliges Beziehungs-
kisten-TV. Es pilchert mehr, als es 
schwärmt.“ Die globale Bedrohung würde 
nicht deutlich, es fehle an aktuellen Bezü-
gen. Er hätte gerne eine Milliardärin ein-
geführt, die ihr Geld mit Künstlicher In-
telligenz gemacht hat.

„Der Schwarm“, an vier Abenden ge-
sendet, wird von zahlreichen redaktionel-
len „Beibooten“ flankiert, etwa zwei Do-
kumentationen zum Film (6. und 8. März, 
jeweils um 21.45 Uhr). Teil eins unter-
sucht, wie wirklichkeitsnah die im Film 
dargestellten Phänomene sind, ob etwa 
Wale wirklich so gefährlich sind. Teil zwei 
beschreibt rätselhafte Vorkommnisse wie 
einen jährlichen Quallen-Alarm in israeli-
schen Kraftwerken. Die Reihe „Terra X“ 
beschäftigt sich in zwei Folgen mit der 
Schwarmintelligenz von Bienen, Staren 
und Ameisen (5. März um 19.30 Uhr). 

Außerdem präsentiert eine Folge von 
„planet e“ neue Nahrung aus dem Meer, 
etwa Quallenchips und Algenpesto  
(5. März um 15.45 Uhr). Über die Gefähr-
dung der Ozeane und mögliche Hilfe be-
richtet die Sendung „SOS Ozean“ (7. März 
um 21.45 Uhr). Auch Autor Frank Schät-
zing wird porträtiert („Mein Schwarm“,  
9. März um 0.40 Uhr und Mediathek).
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Angriff aus der Tiefe: Im aufwendigsten deutschen TV-Ereignis des Jahres greift eine im Meer lebende Schwarm-Intelligenz sogar robuste Schiffe an

Mein lieber Schwarm 
Humbug trifft auf Prophetie – Ambitionierte TV-Serie nach Frank Schätzings auflagenstarkem Öko-Thriller

Ihren Männern 
weit voraus
Berlin – Mit der Ausstellung „Muse 
oder Macherin“ beleuchtet das Kup-
ferstichkabinett am Berliner Kulturfo-
rum vom 8. März bis 4. Juni Frauen in 
der italienischen Kunstwelt. Präsen-
tiert werden rund 90 Werke aus der 
Zeit von 1400 bis 1800 von Künstlerin-
nen wie Artemisia Gentileschi oder 
Sammlerinnen wie der in Rom gestor-
benen Christina von Schweden.� tws

New York in 
den 40er Jahren
Berlin – Das Bröhan-Museum widmet 
sich vom 3. März bis 28. Mai dem 1999 
gestorbenen ältesten Sohn des be-
rühmten deutsch-amerikanischen 
Malers Lyonel Feininger. Die Ausstel-
lung „Andreas Feininger. New York in 
the Forties“ stellt ihn als einen der 
einflussreichsten Fotografen des  
20. Jahrhunderts vor, dessen Ansich-
ten von New York zu den Klassikern 
der Fotografiegeschichte zählen. In-
ternet: www.broehan-museum.de.� tws

Charakterdarstellerin im Umwelt-Epos: 
Barbara Sukowa forscht als Dr. Lehmann



VON RENÉ NEHRING

U nter den Wendepunkten der 
deutschen Geschichte gilt die 
bürgerliche Revolution von 
1848/49 nicht unbedingt als 

Sternstunde. Ganz im Gegenteil wird sie 
von den Historikern – je nach dem eige-
nen politischen Standpunkt mal mehr, 
mal weniger – gemeinhin als gescheitert 
angesehen. In der Tat scheinen die we-
sentlichen Fakten kaum eine andere Deu-
tung zuzulassen, gelang es den Revolutio-
nären doch weder, die Macht der Fürsten 
des Deutschen Bundes zu brechen und 
ein demokratisches Staatswesen zu er-
richten, noch die ersehnte Einheit aller 
Deutschen „von der Maas bis an die Me-
mel, von der Etsch bis an den Belt“, wie es 
Heinrich Hoffmann von Fallersleben 1841 
in seinem Lied der Deutschen beschrie-
ben hatte, herbeizuführen. 

Doch nicht nur aus einer engeren 
deutschen Perspektive sind die Ereignisse 
der Revolution von 1848/49 noch immer 
von großem Interesse. So erfuhr manche 
europäische Nation in jenen Tagen, Wo-
chen und Monaten wichtige Impulse auf 
ihrem Weg zu einem eigenen unabhängi-
gen Staat. Und da etliche führende Revo-
lutionäre im Nachgang ihrer Niederlage 
aus Deutschland flohen sowie nach Nord-
amerika und Australien auswanderten 
und dort zum Teil hohe Positionen in 
Staat und Gesellschaft bekleideten, hatte 
die Revolution sogar Auswirkungen bis 
nach Übersee. 

Doch der Reihe nach. Ihren Anfang 
nahmen die Ereignisse in Frankreich. Am 
24. Februar 1848 fegte ein Volksaufstand 
in Paris die Herrschaft des „Bürgerkö-
nigs“ Louis-Philippe von Orléans hinweg, 
der seit 1830 regiert und unter dessen an-
fänglicher liberaler Politik Frankreich zu-
nächst einen großen Industrialisierungs-
schub erlebt hatte, der sich jedoch mit 
fortschreitender Regierungszeit immer 
weiter von seinem Volk entfernt und ins-
besondere die wachsenden sozialen Prob-
leme im Lande ignoriert hatte. 

Die Revolution erreicht Deutschland
Dass nicht nur in Frankreich die Bürger 
unzufrieden mit den politischen Verhält-
nissen waren, zeigte sich schon wenige 
Tage später. Bereits am 27. Februar 1848, 
also unmittelbar nach dem Eintreffen der 
Nachrichten aus Paris, formulierte die 
selbsternannte Mannheimer Volksver-
sammlung in einer als „Märzforderun-
gen“ in die Geschichte eingegangenen 
Petition freie Wahlen, die Bewaffnung des 
Volkes, die Pressefreiheit, die Einrichtung 
von Schwurgerichten nach dem Vorbild 
Englands – sowie die Bildung eines ge-
samtdeutschen Parlaments. 

Bemerkenswerterweise erkannten die 
Repräsentanten der etablierten Fürsten-
mächte im Deutschen Bund umgehend die 
Gefahren, die von den Ereignissen in 
Frankreich und Baden für ihre Herrschaft 
ausgingen. Bereits am 29. Februar setzte 
der Bundestag in Frankfurt am Main einen 
Ausschuss ein, der Vorschläge erarbeiten 
sollte, mit denen sich die Stimmung im 
Volk besänftigen ließe. Dies führte unter 
anderem zur Gewährung der Pressefrei-
heit und zur Aufhebung der Karlsbader 
Beschlüsse von 1819, zur Bestimmung der 
vormals verbotenen Farben Schwarz-Rot-
Gold zu offiziellen Bundesfarben sowie 
zur Einberufung einer gesamtdeutschen 
verfassungsgebenden Versammlung. 

Der Geist der Revolution ließ sich da-
mit jedoch nicht mehr einfangen. Nach 
und nach erhoben sich die Bürger in fast 
allen deutschen Landen, um politische 
Reformen und die staatliche Vereinigung 
aller Deutschen zu fordern. Das Zentrum 
der Entwicklung lag dabei weiterhin im 
Südwesten und Süden. Am 1. März besetz-
ten Aufständische das Ständehaus des ba-
dischen Landtags, am 5. März trafen sich 
demokratisch gesinnte Intellektuelle in 
Heidelberg und gaben mit der Einsetzung 
des Siebenerausschusses und der Verab-
schiedung einer programmatischen Er-
klärung wichtige Impulse zur späteren 

Wahl einer verfassunggebenden National-
versammlung. Im benachbarten Schwa-
ben entließ König Wilhelm I. von Würt-
temberg am 9. März seinen leitenden Mi-
nister Joseph von Linden und berief den 
Liberalen Friedrich Römer zum neuen 
Chef der Regierung, die als Märzministe-
rium in die Geschichte einging. Am 
4. März erreichte die revolutionäre Welle 
dann Bayern. Nach anfänglich kleineren 
Unruhen in München schwappten die 
Proteste auch auf andere Städte im König-
reich über und zwangen König Ludwig I. 
am 20. März zur Abdankung zugunsten 
seines Sohnes Maximilian II. 

Unruhen in Berlin und Posen 
Auch Preußen wurde in diesen Tagen von 
den revolutionären Ereignissen erfasst. 
Schon ab dem 6. März kam es zu kleine-
ren Unruhen in Berlin. Als am 18. März 
vor dem Berliner Schloss ein Patent von 
König Friedrich Wilhelm IV. verlesen 
wurde, in dem dieser Reformen für Preu-
ßen versprach, lösten sich nach dem Er-
schallen revolutionärer Parolen unter nie 
geklärten Umständen zwei Schüsse. Die 
Stimmung der Demonstranten kippte um 
in offene Wut gegen die Monarchie, der 
Einsatz von Militär führte zur Errichtung 
von Barrikaden und zu blutigen Straßen-
kämpfen, die über 300 Menschen das Le-
ben kosteten. Einen Tag später wurden 
die „Märzgefallenen“ vor dem Schloss 
aufgebahrt und der König gezwungen, vor 
ihnen den Hut zu ziehen und sich vor ih-
nen zu verbeugen. Zwei weitere Tage spä-
ter ritt Friedrich Wilhelm mit einer 
schwarz-rot-goldenen Schärpe durch Ber-
lin und bekannte sich öffentlich zur Einig-
keit und Freiheit aller Deutschen. 

Das Ziel, neben der Schaffung einer 
Herrschaft des Volkes auch die Einheit der 
eigenen Nation herstellen zu können, hat-
ten nicht nur die Deutschen, sondern auch 

ihre Nachbarn. Vorne an die Polen, die seit 
ihrer dritten Teilung durch die Großmäch-
te Russland, Preußen und Österreich im 
Jahre 1795 über keine eigenständige Staat-
lichkeit mehr verfügten. In der preußi-
schen Provinz Posen bildete sich am 
20. März ein polnisches Nationalkomitee 
mit dem Ziel, einen eigenständigen Staat 
aller Polen zu errichten. Einen Tag später 
begann die Aufstellung lokaler Ableger des 
Komitees. Am 24. März empfing König 
Friedrich Wilhelm eine polnische Ge-
sandtschaft und sagte dieser eine Reorga-
nisation der Provinz Posen als polnisches 
Großherzogtum zu, einschließlich einer 
eigenen Armee und der stärkeren Berück-
sichtigung von Polen bei der Besetzung 
führender Beamtenposten in Posen. 

Da polnische Nationalisten jedoch 
auch gegen Deutsche und Juden vorgin-
gen, kippte die Stimmung schnell zu ihren 
Ungunsten. Bereits ab dem 25. März gin-
gen preußische Truppen gegen die polni-
sche Erhebung vor und trafen dabei nur 
auf geringen Widerstand. Am 30. April 
löste sich das Nationalkomitee auf, in den 
folgenden Wochen ergaben sich nach und 
nach alle polnischen Aufständischen. 

Österreich und die  
Habsburger Kronlande 
In Österreich, der führenden Macht des 
Deutschen Bundes, begann die Revoluti-
on am 13. März mit dem Sturm auf das 
Ständehaus. Die größte Zäsur für die Mo-
narchie der Habsburger war jedoch der 
Rücktritt des Staatskanzlers Klemens von 
Metternich, der zuvor rund vierzig Jahre 
die Geschicke des Landes geprägt hatte, 
am gleichen Tag. Dass dieses Ende einer 
Ära nicht zur erhofften Ruhe führte, lag 
auch an Kaiser Ferdinand I., der als füh-
rungsschwach und wenig befähigt galt, 
den Vielvölkerstaat an der Donau zu re-
gieren, jedoch weiter im Amt blieb. Erst 

im Dezember machte er Platz für seinen 
Neffen Franz Joseph und übergab diesem 
die Regierungsgeschäfte, dankte jedoch 
formal nicht ab.

Dass die Habsburger gleich mehrere 
Völker in ihrem Reich vereinten, machte 
ihre Lage weitaus komplizierter als die 
ihrer Bundesgenossen. Bereits am 
15. März demonstrierten über 20.000 Un-
garn in Pest für eine größere Unabhängig-
keit von Österreich. Die Anerkennung der 
von einem Kreis von Intellektuellen um 
den Schriftsteller Sándor Petöfi erhobe-
nen „Zwölf Punkte“, die unter anderem 
ein eigenständiges ungarisches Parlament 
und eine selbstständige Regierung, die 
Schaffung einer eigenen Nationalbank so-
wie den Abzug des österreichischen Hee-
res und die Aufstellung einer ungarischen 
Armee vorsahen, bedeutete zunächst eine 
faktische Unabhängigkeit von Österreich. 

Als kurz darauf die Ungarn selbst 
Schwierigkeiten mit den Minderheiten in 
ihrem Reich – den Kroaten, Serben, Ru-
mänen und Ruthenen – bekamen, stellte 
sich Habsburg auf die Seite der Minder-
heiten. Am 3. Oktober kam es zum offe-
nen Krieg zwischen Österreich und Un-
garn, den Wien letztendlich 1849 – auch 
durch das Eingreifen der Russen auf Sei-
ten Habsburgs – gewann. Der seit Sep-
tember 1848 regierende Ministerpräsi-
dent Lajos Kossuth, der die ungarische 
Unabhängigkeitsbewegung angeführt hat-
te und im Dezember 1848 dem neuen Re-
genten von Österreich, Franz Joseph, die 
ungarische Krone verweigerte, musste 
fliehen. Ungarn war wieder ein Kronland 
der Habsburger Monarchie.

Auch die revolutionären Bestrebun-
gen in den anderen Kronländern der Mo-
narchie waren nicht von Erfolg gekrönt. 
Am 17. März erklärte die Lombardei, die 
seit 1815 zum Königreich Lombardo-Ve-
netien gehört hatte, in Mailand ihre Un-

abhängigkeit von Österreich und ihren 
Anschluss an das Königreich Sardinien-
Piemont. Am 23. März erhob sich auch 
Venedig gegen die österreichische Fremd-
herrschaft und rief die Repubblica di San 
Marco aus. Österreich reagierte hier weit-
aus entschiedener als zunächst in Ungarn 
und schlug mit Truppen unter Feldmar-
schall Josef Radetzky (wesentlich dabei 
die Schlacht von Custozza am 25. Juli) 
den Ersten Italienischen Unabhängig-
keitskrieg schon bald nieder. 

Vom 2. bis 12. Juni tagte dann in Prag 
der Slawenkongress und forderte die Um-
wandlung Österreichs in einen „Bund von 
gleichberechtigten Völkern“. Interessan-
terweise forderten die Panslawisten nicht 
die Unabhängigkeit von Wien, sondern 
lediglich eine Aufwertung der Böhmen 
und Mährer innerhalb der Monarchie. 
Gleichwohl zettelten tschechische Natio-
nalisten im direkten Anschluss an den 
Slawenkongress einen Aufstand mit dem 
Ziel der Loslösung von Österreich an. 
Dieser wurde jedoch bereits nach fünf Ta-
gen von österreichischen Truppen unter 
Führung von Feldmarschall Alfred Fürst 
von Windisch-Graetz niedergeschlagen. 

Das Ende der Revolution
Auch in den anderen Gebieten des Bundes 
fanden die revolutionären Erhebungen 
schon bald ihr Ende. Als im April in Baden 
Radikaldemokraten um die Revolutions-
führer Friedrich Hecker und Gustav Stru-
ve von Konstanz Richtung Karlsruhe zo-
gen, um die dortige Regierung zu stürzen, 
schickten ihnen die deutschen Fürsten 
ein Bundesheer entgegen, das ihren Zug 
im entscheidenden Gefecht auf der Schei-
deck stoppte. Hecker floh in die USA und 
nahm dort mit anderen „Forty-Eighters“, 
wie die emigrierten Revolutionäre aus der 
alten Welt bald genannt wurden, führen-
de politische und militärische Positionen 
ein. Struve versuchte im September des 
gleichen Jahres einen weiteren Putsch, 
der jedoch ebenfalls scheiterte und mit 
der Verhaftung des Anführers endete. 

Zwar kam es insbesondere in Baden 
noch zu weiteren Erhebungen, doch war 
der große Schwung der Revolution in 
Deutschland gebrochen. Der ab Mai 1848 
in der Frankfurter Paulskirche tagenden 
Nationalversammlung fehlten letztlich die 
Machtmittel, um ihre Beschlüsse auch 
durchsetzen zu können. Als Friedrich Wil-
helm IV. im April 1849 die ihm von der Na-
tionalversammlung angetragene deutsche 
Kaiserwürde ablehnte, war der Revolution 
endgültig der Boden entzogen. Zwar führ-
te dieser Schritt zu neuen Unruhen, wie 
etwa im Mai 1849 in Dresden, doch wur-
den diese nun allesamt militärisch nieder-
geschlagen. Als im Juli 1849 die letzten 
badischen Revolutionäre auf der Bundes-
festung Rastatt kapitulierten, herrschte 
endgültig Ruhe in deutschen Landen. 

Mit ihrem harten Vorgehen hatten die 
deutschen Fürsten gezeigt, dass sie kei-
neswegs gewillt waren, ihre überlieferte 
Macht abzugeben. Auf den kurzen Früh-
ling der deutschen Demokratie folgte 
schon bald die Reaktionsära. Die Natio-
nalversammlung wurde aufgelöst und der 
Deutsche Bund mit dem Bundestag der 
Fürsten wieder eingesetzt. Der „Bundes-
reaktionsbeschluss“ von 1851 gab dann 
dem Bund gar das Recht, in die Verfassun-
gen der deutschen Einzelstaaten hinein-
zugreifen und die Rücknahme der in den 
Tagen der Revolution erlassenen bürger-
lichen Freiheiten zu ermöglichen. 

Gleichwohl waren die Erhebungen 
von 1848 keineswegs vergebens. Auch 
wenn es den Fürsten in der Reaktionsära 
gelang, das Rad der Geschichte anzuhal-
ten, so gelang es ihnen doch nicht, dieses 
Rad zurückzudrehen. Nirgendwo kehrten 
die politischen Verhältnisse vollständig 
hinter die Zeit vor dem Ausbruch der Re-
volution zurück. Auf mittlere und lange 
Sicht kamen die Fürsten nicht umhin, die 
neuen ökonomischen und sozialen Ver-
hältnisse des Industriezeitalters zur 
Kenntnis zu nehmen – und anzuerken-
nen, dass die Revolution die alte Welt 
nachhaltig erschüttert hatte. 

1848/49

Die Erschütterung  
der alten Welt

Aufstand in Preußen: Jubelnde Barrikadenkämpfer am 18. März 1848 in der Breiten Straße in Berlin
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Vor 175 Jahren erfasste eine Welle von Revolutionen den Deutschen Bund und 
Europa – und läutete das Ende des Zeitalters der absoluten Monarchien ein
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GESCHICHTE & PREUSSEN

STIFTUNG POTSDAMER GARNISONKIRCHE

„Haus der Demokratie“ statt Kirchenschiff
Das Stiftungskuratorium scheint sich beim Wiederaufbau des Gotteshauses mit dem Turm begnügen zu wollen

Dass die kriegsbeschädigte und 1968 ge-
sprengte Potsdamer Garnisonkirche wie-
der vollständig nach historischem Vorbild 
aufgebaut wird, ist zunehmend unwahr-
scheinlicher. Am 17. und 18. Februar hat 
das Kuratorium der Stiftung Garnisonkir-
che Potsdam auf einer Sondersitzung 
überraschend einen Beschluss gefasst, 
der einen grundlegenden Kurswechsel bei 
dem Wiederaufbauprojekt bedeutet. 

Das vor allem mit Vertretern der 
Evangelischen Kirche besetzte Kuratori-
um scheint laut dem Beschluss nun einen 
Teilerhalt des früheren Rechenzentrums 
akzeptieren zu wollen. Dieser mittlerwei-
le als Künstlerzentrum genutzte DDR-
Bau steht unmittelbar neben dem bereits 
weitgehend fertiggestellten Kirchturm 
der Garnisonkirche und teilweise auf dem 
Kirchengrundstück. 

Als einen Verzicht auf den Wiederauf-
bau des Kirchenschiffs der Garnisonkir-
che deuteten viele Beobachter insbeson-
dere, dass das Kuratorium auch einer „er-

gebnisoffenen Machbarkeitsstudie“ zum 
„Forum an der Plantage“ zugestimmt hat. 
Danach soll neben dem Kirchturm der 
Garnisonkirche nicht das Kirchenschiff 
nach historischem Vorbild rekonstruiert 
werden, sondern ein Gebäude mit einem 
Plenarsaal für das Potsdamer Stadtparla-
ment entstehen. 

Wie das Kuratorium der Stiftung Gar-
nisonkirche nach seiner Sondersitzung 
mitteilte, soll „die inhaltliche Arbeit im 
Turm als Lernort der deutschen Ge-
schichte, der von historischer Aufklä-
rung und demokratischem Diskurs ge-
prägt wird“, der „wesentliche Maßstab 
auch für die Bebauung des Grundstücks 
des ehemaligen Kirchenschiffs“ bleiben. 
Erfüllt sieht das Kuratorium diesen An-
spruch nun offenbar insbesondere da-
durch, dass auf dem Gelände des ehema-
ligen Kirchenschiffs ein Gebäude ent-
steht, in dem ein Plenarsaal für die Pots-
damer Stadtverordnetenversammlung 
integriert wird. 

Für die Stadtverordnetenversamm-
lung wird bereits seit Jahren eine dauer-
hafte Lösung gesucht. Der Plenarsaal im 
Rathaus gilt als zu klein und ist offenbar 
auch nicht erweiterbar. Potsdams Ober-

bürgermeister Mike Schubert (SPD) wirbt 
schön länger für die Idee eines „Forums 
an der Plantage“. Entsprechend positiv 
wertete er das Ergebnis der Kuratoriums-
tagung: „Das ist das bisher klarste Signal, 

das die Stiftung Garnisonkirche für den 
Plenarsaal, die Mitwirkung an der Mach-
barkeitsstudie und die Möglichkeit für 
einen teilweisen Erhalt des RZ abgegeben 
hat, und es ist ein klares Bekenntnis für 
das Forum an der Plantage.“ 

Weniger positiv sieht diesen Beschluss 
vermutlich die Fördergesellschaft Wie-
deraufbau Garnisonkirche. Die strebt 
nämlich nicht nur die Wiederherstellung 
des Kirchturms an, sondern auch des Kir-
chenschiffs. Und die oppositionelle Pots-
damer CDU hält allein schon aus städte-
baulichen Gründen den Bau eines „Hau-
ses der Demokratie“ samt Plenarsaal auf 
dem Grundstück für nicht vertretbar.

Als „keinen großen Wechsel“ versuchte 
Wieland Eschenburg vom Vorstand der 
Garnisonkirche-Stiftung den Beschluss 
des Kuratoriums herunterzuspielen. 
Eschenburg sagte: „Wir konnten in der 
Klausursitzung mit Klarheit unsere Priori-
tät herausarbeiten: die Fertigstellung des 
Turms mit der Haube.“� Hermann Müller

JOSEF STALIN

Das Ende eines Diktators
Vor 70 Jahren starb der Nachfolger Lenins an der Spitze der Kommunistischen Partei der Sowjetunion

VON WOLFGANG KAUFMANN

W ie viele andere Sowjet-
politiker auch, war der 
sowjetische Regie-
rungs- und Parteichef 

Josef Stalin alias Iosseb Bessarionis  
Dschughaschwili ein starker Trinker. Des-
halb litt der am 18. Dezember 1878 in der 
georgischen Kleinstadt Gori geborene 
Diktator spätestens seit Anfang der 1950er 
Jahre an Leberverfettung mit wachsender 
Tendenz zur Zirrhose. Dazu kamen Arthri-
tis, Arteriosklerose, Bluthochdruck, Herz-
muskelschwäche, Schwindelanfälle und 
zunehmende Zeichen von Gedächtnisver-
lust. Dennoch wagte es niemand, das The-
ma der Nachfolge des „Führers“ (Woschd) 
zur Sprache zu bringen. Zu groß war die 
Furcht, in einem solchen Fall zum Opfer 
des Zornes eines rachsüchtigen Mannes 
im permanenten Verfolgungswahn zu wer-
den, der bereits Millionen Menschenleben 
auf dem Gewissen hatte und trotz aller 
gesundheitlichen Beschwerden zu ständig 
neuen Schlägen gegen tatsächliche oder 
imaginäre Feinde ausholte. So entmachte-
te Stalin auf dem XIX. Parteitag der Kom-
munistischen Partei der Sowjetunion im 
Oktober 1952 weitere frühere Weggefähr-
ten und verfiel dann kurz darauf in einen 
wütenden Antisemitismus, weil er glaubte, 
dass einige prominente jüdische Ärzte das 
Ziel verfolgten, ihn und andere Kreml-
Größen zu ermorden.

Letzte Tage auf der Datscha
Während die Ermittlungen zu dieser an-
geblichen „Ärzteverschwörung“ noch 
liefen, traf der Diktator am Abend des 
28.  Februar 1953 mit den Politbüromit-
gliedern Georgij Malenkow, Nikolaij Bul-
ganin, Lawrenti Berija und Nikita  
Chruschtschow zusammen. Bei dem Um-
trunk mit reichlich georgischem Wein 
und Kognak in der Blischnaja Datscha im 
westlichen Moskauer Stadtteil Kunzewo 
ging es dann auch um den Stand der Un-
tersuchungen gegen die Mediziner, wobei 
sich Stalin heftig darüber erregte, dass 
man aus den Verdächtigen noch keine 
umfassenden Geständnisse herausgeprü-
gelt hatte. Und dies war dann möglicher-
weise der Grund für den Schlaganfall, den 

der 74-Jährige irgendwann am frühen 
Morgen des 1. März 1953 erlitt. 

Weil Stalin deswegen mittags nicht wie 
gewohnt aufstand, wurden die Wachen 
vor seinen Gemächern unruhig, unterlie-
ßen es aber aus Angst vor dem Jähzorn des 
„Führers“, ohne Aufforderung einzutre-
ten. Erst der Leibwächter Oberstleutnant  
Losgatschew, der um 22 Uhr in das Esszim-
mer des Hausherrn ging, um wie üblich die 
aktuelle Post aus dem Zentralkomitee zu 
übergeben, entdeckte, dass Stalin nur mit 
kurzer Pyjamahose und Unterhemd beklei-
det zitternd auf dem Boden lag und unfä-
hig war, zu sprechen. Dem folgte aber keine 
umgehende Notfallbehandlung, sondern 
ein endloses Hin und Her, bei dem sich die 
potentiellen Nachfolger des Diktators in 

Kunzewo die Klinke in die Hand gaben und 
das weitere Vorgehen diskutierten, wäh-
rend Losgatschew und dessen Vorgesetz-
ter Oberst Starostin die Politbüromitglie-
der unablässig ersuchten, ärztliche Hilfe 
anzufordern. Das war jedoch gar nicht so 
einfach, da mehrere der besten Mediziner 
der Sowjetunion, die Stalins Gesundheits-
zustand genau kannten, als angebliche At-
tentäter in Haft saßen.

Erst am 2. März gegen 7 Uhr morgens 
standen endlich einige zusammengetrom-
melte Ärzte unter Professor Lukomski am 
Krankenbett des Kreml-Chefs und gelang-
ten zu der Erkenntnis, dass dieser eine Ge-
hirnblutung erlitten habe, an der er wahr-
scheinlich sterben werde. Und so kam es 
auch. Wie Stalins Tochter Swetlana später 

mitteilte, richtete der Tyrann am 5. März 
kurz vor 22 Uhr noch einmal „halb wahn-
sinnig, halb zornig“ den Blick auf die An-
wesenden und erstickte dann qualvoll. 
Dem Obduktionsprotokoll zufolge war die 
Arterienverkalkung in Stalins Herz und 
Hirn überaus weit fortgeschritten. Die Pa-
thologen fanden aber auch Hinweise auf 
eine akute Magenblutung, woraus das Ge-
rücht erwuchs, dass der todkranke Stalin 
letztlich von seinem Geheimdienstchef 
Berija vergiftet worden sei.

Jedenfalls gelang es weder Berija 
noch der damaligen Nummer 2 im Sow-
jetstaat, Malenkow, zum alleinigen Nach-
folger des „Führers“ aufzusteigen. Viel-
mehr wurde die UdSSR zunächst von ei-
nem kollektiven Leitungsgremium re-

giert, bis Chruschtschow nach und nach 
die Macht an sich riss und schließlich die 
formelle Entstalinisierung einleitete.

Entstalinisierung nach dem Tod
Vorerst gab es aber keinerlei Abstriche 
an dem ab 1956 heftig kritisierten Perso-
nenkult um Stalin. Die öffentliche Trau-
erfeier für den Diktator am 9. März 1953 
zog derart viele Menschen an, dass eine 
Massenpanik ausbrach, die möglicher-
weise bis zu 500 Tote forderte. Anschlie-
ßend kam der Leichnam in das Mauso-
leum auf dem Roten Platz in Moskau, in 
dem bereits der 1924 verstorbene Revo-
lutionsführer Wladimir Iljitsch Uljanow 
alias Lenin aufgebahrt war. Stalin sollte 
hier nun wie sein Vorgänger auf ewig in 
einem Glassarg ruhen. Allerdings sorgte 
Chruschtschow im Oktober 1961 für die 
Entfernung Stalins und dessen endgülti-
ge Beisetzung in einem Erdgrab der Nek-
ropole an der Kremlmauer.

Einher ging damit das Verschwinden 
von Stalins Namen aus der Öffentlichkeit. 
Nachdem Chruschtschow in einer Ge-
heimrede auf dem XX.  Parteitag der 
KPdSU erstmals über die „schweren Irr-
tümer“ und zahlreichen Verbrechen von 
„Väterchen Stalin“ gesprochen und damit 
zunächst lähmendes Entsetzen, bald dar-
auf aber ein politisches Tauwetter ausge-
löst hatte, ging es auf dem XXII. Parteitag 
1961 zusätzlich noch darum, die Erinne-
rung an den Diktator zu tilgen. So wurden 
zahlreiche Denkmäler niedergerissen und 
die Stadt Zarizyn, die seit 1925 „Stalin-
grad“ hieß, ungeachtet ihrer immensen 
Bedeutung für das kollektive Gedächtnis 
der Sowjetbürger in Wolgograd umge-
tauft. So heißt sie bis heute, obwohl Stalin 
mittlerweile wieder deutlich mehr Anse-
hen in Russland genießt als in der unmit-
telbaren Nach-Stalin-Ära. 

Immerhin 50.000 Personen haben eine 
Petition an Präsident Wladimir Putin un-
terschrieben, Wolgograd seinen Namen 
zwischen 1925 und 1961 zurückzugeben. 
Die neue Popularität Stalins resultiert 
maßgeblich aus der Geschichtsvergessen-
heit unter jungen Russen, von denen aktu-
ell schon fast jeder Zweite keine Kenntnis 
mehr von den politischen Repressionen 
zwischen Lenins und Stalins Tod hat.

Lagen statt auf ewig nur ein paar Jahre im Mausoleum auf dem Roten Platz nebeneinander: Die einbalsamierten Leichname Lenins 
und Stalins (von links)� Foto: akg images
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Bleibt es beim Turm? Wiederaufbau der Potsdamer Garnisonkirche� Foto: Müller



VON HERMANN MÜLLER

A ls „ewiger Außenminister“ hat 
Hans-Dietrich Genscher von 
1974 bis 1992 viel dafür getan, 
das Ansehen der Bundesrepu-

blik in aller Welt zu steigern. Die jetzige 
Chefin im Auswärtigen Amt sorgt dagegen 
immer wieder für Momente zum Schmun-
zeln oder zum Fremdschämen. Zuletzt 
hatte Annalena Baerbock mit einer miss-
glückten Formulierung auf der Münche-
ner Sicherheitskonferenz weltweit für un-
gläubiges Staunen. 

Bei einem Podiumsgespräch, an dem 
auch US-Außenminister Antony Blinken 
und ihr ukrainischer Amtskollege Dmytro 
Kuleba teilnahmen, wurde Baerbock von 
der Moderatorin gefragt, ob die Ukraine 
sicher sei, solange Wladimir Putin in 
Russland an der Spitze stehe. Darauf ant-
wortete die Grünen-Politikerin auf Eng-
lisch: „Wenn sich Putin nicht um 360 
Grad ändert, nicht.“ Videoaufnahmen von 
Baerbocks Antwort verbreiteten sich zü-
gig über die sozialen Medien im Internet 
und sorgten auch in Amerika und Asien 
für Spott. Aufmerksame Beobachter stell-
ten obendrein fest, dass Baerbock auf der 
Münchener Veranstaltung noch ein zwei-
tes Mal von einer 360-Grad-Wende 
sprach, die Putin vollziehen müsse. 

Noch harmlos waren Kommentare 
wie: „Ich bin kein Mathematiker, aber 
wenn man sich um 360 Grad dreht, landet 
man wieder dort, wo man angefangen 
hat.“ Andere Kommentatoren stellten 
fest: „Großartige Mathe-Fähigkeiten … 
Leute, die den Westen regieren!!!“ Ein an-
derer Internetnutzer konstatierte, Europa 
werde derzeit fest „von einer wissen-
schaftlich ungebildeten militanten Mit-
telmäßigkeit geführt“.

Von Kobolden und Deutsch-Nigeria
Tatsächlich hat Deutschlands derzeit am-
tierende Außenministerin bereits mehr-
fach Anlass zu Zweifeln an ihrer Allge-
meinbildung geliefert: Im Jahr 2019 ver-
wechselte sie im „Sommerinterview“ mit 
der ARD das Schwermetall Kobalt, das für 
die Herstellung von Lithium-Batterien 
benötigt wird, mit „Kobold“: „So Fragen 
wie Rohstoffe, Kobold, wo kommt das ei-
gentlich her?“, sinnierte Baerbock vor lau-
fender Kamera. Auf Nachfrage setzte sie 
nach: „Da gibt es jetzt die ersten Batte-
rien, die auf Kobold verzichten können.“

Der skurrile Sprachflopp unterlief der 
Grünen-Politikerin ausgerechnet bei ei-
nem Lieblingsthema ihrer Partei, der 
Elektromobilität. Gegenüber dem ZDF-
Moderator Markus Lanz sprach Baer-
bock mit Blick auf den Ukraine-Konflikt, 
dieser sei „nicht ein Krieg, der wie im 19. Jahr-
hundert geführt wird, mit Panzern al-
leine“, als wenn Panzer nicht erst im 
20. Jahrhundert erfunden worden wären. 
Im vergangenen Dezember textete Baer-
bock auf Twitter wiederum von einer 

„dunklen Kolonialgeschichte zwischen 
Nigeria und Deutschland“, obwohl Nige-
ria nie eine deutsche Kolonie war.

Auf der UN-Klimakonferenz in 
Scharm el-Scheich zeigte Deutschlands 
Chefdiplomatin zudem, dass offenbar 
auch Geographie nicht zu ihren großen 
Stärken zählt. Gegenüber Journalisten 
sagte Baerbock: „Heute ist der Moment, 
wo wir uns ehrlich fragen müssen: Was 
sind die Folgen für mein Land? Aber auch: 
Was sind die Folgen für mein Nachbar-
land oder ein Land, das Hunderttausende 
von Kilometern entfernt liegt?“ 

Mit ihrer Aussage hinterließ die Minis-
terin ein Rätsel. Selbst Neuseeland ist von 
Deutschland weniger als 19.000 Kilome-
ter entfernt. Um auf Entfernungen von 
Hunderttausenden von Kilometern bei 
der Reise zu einem anderen Land zu kom-
men, müsste der Globus mehrfach um-
rundet werden. Einen regelrechten Eklat 
produzierte Baerbock im vergangenen 

Januar vor der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarats in Straßburg. 
Auf die Frage „Was können wir tun?“ er-
klärte sie mit Blick auf den Ukrainekrieg 
auf Englisch: „Ja, wir müssen mehr tun, 
denn wir kämpfen einen Krieg gegen 
Russland.“ Tags darauf stellte Bundes-
kanzler Scholz im Fernsehen klar:  
„Deutschland wird auch durch die Pan-
zerlieferungen nicht zur Kriegspartei.“ 
Auch das Auswärtige Amt stellte auf An-
frage des ZDF klar, Deutschland sei keine 
Konfliktpartei.

Anforderungen werden gesenkt
Mit ihrem missglückten Auftritt in Straß-
burg hatte Baerbock weltweit so stark für 
Irritationen gesorgt, dass auch die hiesi-
gen Leitmedien dies in ihrer Berichter-
stattung aufgreifen mussten. Viele Fehl-
tritte der Grünen-Außenministerin tau-
chen allerdings in der Berichterstattung 
der etablierten Medien gar nicht auf. In 

den sozialen Medien haben sich dagegen 
Zusammenschnitte von Baerbocks 
Sprachflopps zu gern gesehenen Videos 
entwickelt. 

Aufmerksamen Internetnutzern ist 
aufgefallen, dass unter der Außenministe-
rin  Baerbock im vergangenen Jahr die Zu-
gangshürden für den höheren diplomati-
schen Dienst stark abgesenkt wurden. 
Das Auswahlverfahren für den auswärti-
gen Dienst galt in der Vergangenheit als 
besonders anspruchsvoll. Bewerber 
mussten unter Zeitdruck beweisen, dass 
sie über ein breites Allgemeinwissen so-
wie auch Kenntnisse im Völker-, Europa- 
und Staatsrecht verfügen. Abgefragt wur-
den zudem Kenntnisse in Wirtschaft, Ge-
schichte und Politik. Eine weitere Hürde 
im Auswahlverfahren für künftige Diplo-
maten stellte der psychologische Test dar. 
Wie die „Bild“-Zeitung im vergangenen 
Jahr berichtete, ist im Auswärtigen Amt 
der Test für Allgemeinwissen und auch 

der Psychotest im Anforderungsprofil für 
Bewerber des höheren Dienstes gestri-
chen worden. Gegenüber der Zeitung 
warnte ein ehemaliger Diplomat: „Wir 
müssen ganz genau aufpassen, dass hier 
nicht die Axt angelegt wird an die hohe 
Qualität der Diplomaten-Auswahl. Bega-
bung, Fakten- und Fachkenntnisse müs-
sen die harten Kriterien bleiben.“ 

Auch bei der Opposition stieß die Sen-
kung der Zugangshürden für den diploma-
tischen Dienst auf sehr scharfe Kritik: Der 
CSU-Außenexperte Florian Hahn äußerte 
die Vermutung, dass Baerbock über die ab-
gesenkten Anforderungen an das Personal 
einen „ideologischen Umbau“ des Aus-
wärtigen Amtes vorantreiben will. Der 
CDU-Politiker Thorsten Frei sprach im 
Zusammenhang mit dem geänderten An-
forderungsprofil von „grüner Vetternwirt-
schaft“. Die Ministerin müsse aufpassen, 
„ihre vermeintlich feministische Außen-
politik nicht ins Lächerliche zu ziehen“.
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AUSWÄRTIGES AMT

Immer mehr Menschen fürchten „DAS 
Ereignis“. Wobei dieses in vielerlei Ge-
stalt daherkommen kann: als Atomkrieg, 
verheerende Natur- beziehungsweise 
Umweltkatastrophe, Asteroidenein-
schlag, Ausbruch gewaltiger sozialer Un-
ruhen, tödliche Pandemie oder flächen-
deckender Kollaps lebenswichtiger Infra-
strukturen. 

Auf jeden Fall würde es dann ums 
nackte Überleben gehen. Deshalb ver-
sucht so mancher, Vorkehrungen zu tref-
fen, um die Apokalypse möglichst unbe-
schadet zu überstehen. Hieraus resultiert 
nicht zuletzt ein Ansturm auf Schutzbun-
ker, wobei natürlich diejenigen die besten 
Chancen haben, welche über das nötige 

Kleingeld verfügen. Das geht unter ande-
ren aus dem Buch „Survival of the richest: 
Escape fantasies of the tech billionaires“ 
(Überleben der Reichsten: Fluchtphanta-
sien der Tech-Milliardäre) hervor, wel-
ches der US-Autor Douglas Rushkoff 
kürzlich vorlegte. 

Mit Bar, Kino, Weinkeller
Darin schildert er seine Unterredungen 
mit einigen der vermögendsten Männer 
der Welt, die sich um konkrete Vorkeh-
rungen für den Weltuntergang drehten, 
um dann anzufügen: Offensichtlich seien 
einige Milliardäre inzwischen vorrangig 
darauf aus, „genug Geld zu verdienen, um 
sich vor dem Schaden zu schützen, den 

sie durch das Verdienen von Geld auf ihre 
Weise verursachen“.

Laut Rushkoff bieten vor allem zwei 
Firmen Luxusbunker für Superreiche an, 
nämlich The Vivos Group aus Kaliforni-
en und die texanische Rising S Company. 
Hier kann der ausreichend begüterte 
Kunde fast alles erhalten, was das Herz 
begehrt – bis hin zu unterirdischen 
Schutzräumen mit Kapelle, Schwimmbe-
cken, Bar, Kino, Weinkeller, Pferdestall, 
Basketballplatz, Operationssaal, Schieß-
stand und Räumlichkeiten voller Technik 
zum Schürfen von Krypto-Währungen. 
Hinzu kommen Unterkünfte für das 
Wachpersonal, auf welches keiner der 
Milliardäre verzichten will, weil offenbar 

jeder Angst vor wütenden Angreifern 
und Plünderern hat.

Dabei baut Vivos seine Bunker bevor-
zugt in bereits bestehende alte Anlagen 
aus dem Kalten Krieg ein, während Rising 
S eher die Häuser der Auftraggeber ent-
sprechend umrüstet oder erweitert. An-
geblich kosten die großen Luxus-Bunker, 
die bis zu zwölf Monate Schutz bieten 
sollen, zweistellige Millionenbeträge. 

Schub durch den Ukrainekrieg 
Deutlich günstiger sind dahingegen die 
Angebote des französischen Unterneh-
mens Artemis Protection, die sich auch an 
die obere Mittelschicht richten. Sparta-
nisch ausgestattete Schutzräume für vier 

Personen gibt es hier bereits ab 145.000 
Euro, während für die „Premium-Varian-
te“ mit dem „Komfort“ einer Berghütte 
bis zu 500.000 Euro fällig werden. Laut 
dem Artemis-Gründer Mathieu Séranne 
ist die Nachfrage nach den Produkten sei-
ner Firma seit Beginn des Krieges in der 
Ukraine förmlich explodiert.

Ob das Ganze dabei auch etwas nützt, 
sei dahingestellt. Das betrifft selbst die 
Milliardäre, welche im Notfall über die 
größten und am besten ausgestatteten 
Bunker verfügen möchten. Zu diesen Per-
sonen meint Rushkoff: „Es scheint so, als 
wollten sie ein Auto bauen, das schnell 
genug ist, um seinen eigenen Abgasen zu 
entkommen.“ � W.K.

PRIVATER ZIVILSCHUTZ

Wo sich Superreiche in Sicherheit wähnen
Boom bei den Bunkerbauern: Immer mehr Vermögende kaufen sich einen exklusiven Schutzraum für den Katastrophenfall 

„Ungebildete militante Mittelmäßigkeit“: Außenministerin Annalena Baerbock (Grüne)� Foto: imago/photothek

Der Niveauverfall wird  
zum System

Annalena Baerbocks intellektuelle Fehlleistungen belustigen die Welt. Doch hier tritt ein bedenklicher 
Niedergang der deutschen Außenpolitik zutage, der nun sogar bewusst verstetigt werden soll



VON DAWID KAZANSKI

E ine riesige Geldsumme – umge-
rechnet rund 360 Millionen 
Euro – soll von Brüssel nach 
Südostpreußen fließen. Ende 

2022 gelang es dem Marschall der Woi-
wodschaft Ermland-Masuren, Gustaw 
Marek Brzezin, die Verteilung der Mittel 
für einzelne Investitionen auszuhandeln.

So gab es grünes Licht für den Bau der 
Nowobałtycka-Straße in Allenstein und 
die umfassende Renovierung des Planeta-
riums. Die Stadtverwaltung wird für die 
Durchführung dieser beiden Investitio-
nen insgesamt rund 45 Millionen Euro er-
halten. 

Die Nowobałtycka-Straße ist seit vie-
len Jahren der Traum von Bewohnern der 
drei städtischen Wohnsiedlungen Gött-
kendorf, Lykusen und Redigkainen, die 
sich nach einer neuen Verkehrsader seh-
nen. Die Liebstädterstraße [ulica 
Bałtycka] hat in ihrer jetzigen Form nicht 
die Kapazität, den ständig zunehmenden 
Autoverkehr zu bewältigen. Der Bau der 
Nowobałtycka-Straße wird die Verkehrs-
anbindung des westlichen Stadtteils an 
das Stadtzentrum erheblich verbessern 
und Teil der Umgehungsstraße von Allen-
stein werden. 

Der Bau der Verkehrsader dürfte be-
schlossene Sache sein, denn im Rathaus 
wird derzeit an der Erstellung der Unter-
lagen gearbeitet. Marta Bartoszewicz, die 
Sprecherin des Magistrats, sagte, dass die 
Beamten des Rathauses derzeit die Bau-
pläne aktualisieren und im zweiten Quar-
tal des Jahres eine Genehmigung für die 
Realisierung des Straßenbaus beantragen 
wollen, woraufhin die detaillierte Pla-
nung und der Kostenvoranschlag erstellt 
werden. 

Wenn alles nach Plan verläuft, wird 
die Stadt Ende 2023/Anfang 2024 eine 
Ausschreibung zur Auswahl eines Auf-
tragnehmers durchführen. Die ersten 
Baggerschaufeln würden dann Anfang 
nächsten Jahres in den Boden gestoßen. 
Doch die Zeiten sind ungewiss, und selbst 
die größten Befürworter des Bauvorha-

bens bleiben skeptisch. Wie man sich 
denken kann, dreht sich alles um finanzi-
elle Fragen.

Unsicherheitsfaktor Kosten
Nach Berrechnungen von vor einem Jahr 
beliefen sich die geschätzten Kosten für 
den Bau der Nowobałtycka-Straße auf 
rund 51 Millionen Euro. Die zähen Ver-
handlungen von Marschall Brzezin in Brüs-
sel führten zu einem Zuschuss von rund 34 
Millionen Euro. Der fehlende Betrag stellt 
die Gemeinde Allenstein vor eine erhebli-
che haushaltspolitische Herausforderung, 
da sie die ausstehende Summe aus eigenen 
Mitteln aufbringen müsste. 

Bei Kostenschätzungen zum jetzigen 
Zeitpunkt tappen die Verantwortlichen 
jedoch im Dunkeln, denn das Baugewerbe 
ist äußerst instabil. Noch vor einem Jahr 
hatte die Stadt Schwierigkeiten, selbst für 
kleinere Investitionen Auftragnehmer zu 
finden. Heute wird von verschiedenen 
Seiten der Zusammenbruch des Bauge-

werbes als Folge der Wirtschaftskrise 
und der Tatsache vorausgesagt, dass vie-
le Menschen bei den Banken die Voraus-
setzungen für Hypotheken nicht erfül-
len. Aus diesem Grund befindet sich der 
Wohnungsbaumarkt in einer Flaute. 

Sollte sich dieser Trend fortsetzen, 
könnte es gut möglich sein, Bauunter-
nehmen für den Bau der neuen Haupt-
verkehrsader der Stadt zu finden, viel-
leicht sogar zu niedrigeren Preisen, aber 
das kann noch nicht sicher vorhergesagt 
werden.

Baugewerbe steht unter Druck 
Die Nowobałtycka-Straße soll parallel 
zur jetzigen Liebstädterstraße verlaufen 
und am Straßenviadukt an der Einfahrt 
zur Lykusen-Siedlung beginnen, dann 
weiter bis zur Ausfahrt aus Alleinstein 
weitergeführt werden. Die Kreuzung mit 
der heutigen Liebstädterstraße wird erst 
außerhalb des Wohngebiets Göttkendorf 
in Richtung Jonkendorf erfolgen. 

Da die Stadt Allenstein über aktuelle 
Baupläne und Entwürfe verfügt, ist ein 
Großteil des Papierkrams bereits erle-
digt. Jetzt müssen die Pläne nur noch an 
die aktuellen Gegebenheiten, insbeson-
dere die finanziellen, angepasst werden. 
Die Nowobałtycka-Straße ist laut dem 
Projekt eine breite, vierspurige Straße 
mit einer Länge von knapp fünf Kilome-
tern. Neben dem Asphalt selbst müssen 
auch moderne Entwässerungs- und 
Rückhaltesysteme eingebaut werden. Al-
le Umweltaspekte sind von großer Be-
deutung, da die Straße in unmittelbarer 
Nähe des Dirschausees verlaufen soll. 

Die Zuweisung eines angemessenen 
Betrags aus dem städtischen Haushalt 
für die Nowobałtycka-Straße erfordert 
darüber hinaus eine Änderung der mehr-
jährigen Finanzplanung, die vom Allen-
steiner Stadtrat erst genehmigt werden 
muss. Es scheint also noch ein langer 
Weg bis zur Realisierung des Baus der 
Straße.
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Die Restaurierung der Kirche in Heinrichs-
walde [Slawsk], die wegen Nachbesserun-
gen an der Planung ausgesetzt worden war, 
soll bis zum Sommer wieder aufgenom-
men werden. Inzwischen wurde die Pro-
jektplanung verändert, und sie hielt in die-
ser Form der Überprüfung stand, wie Jew-
genij Maslow, der Leiter des Dienstes zum 
Schutz des Kulturerbes, der Presse mitteil-
te. „Es gibt jetzt eine Neuberechnung der 
Kosten im Zusammenhang mit Änderun-
gen in der Projektplanung. Danach werden 
wir zur Ausschreibung übergehen, um an-
schließend die Arbeiten abzuschließen“, 
sagte er.

Die Restaurierung der Kirche aus dem 
19. Jahrhundert in Heinrichswalde hatte 
2019 begonnen. Im Rahmen ihres Auftrags 
sollte die Arbeitsgemeinschaft zur Gestal-
tung und Produktion von wissenschaftli-
chen Spezialrestaurierungen „Arbetis“ im 
Januar 2022 Arbeiten im Wert von umge-

rechnet 1,7 Millionen Euro abschließen. Es 
war geplant, in den Räumlichkeiten des 
historischen Gebäudes einen Konzertsaal 
für 250 Zuschauer und Ausstellungen des 
Heimatmuseums zu eröffnen.

Bis zum Sommer 2020 hatten die Ar-
beiter die Turmspitze restauriert, ein 
Kreuzblütler – eine einzigartige Figur, die- 
von der Seite wie ein Kreuz aussieht, das 
eine Kirche krönt, und von oben wie eine 
Blume – sowie eine Uhr auf dem Turm in-
stalliert. Die Restauratoren haben den 
größten Teil der Außenarbeiten abge-
schlossen. Sie haben das Mauerwerk fast 
vollständig in Ordnung gebracht und be-
gonnen, das einfache Glas gegen farbige 
Buntglasfenster auszutauschen.

Während der Arbeiten stellte sich je-
doch heraus, dass der Entwurf korrigiert 
werden musste und der Wiederaufbau er-
heblich teurer werden würde. Im Dezem-
ber 2020 unterzeichneten die Behörden 

einen Vertrag mit der „Wissenschaftlichen 
Restaurations- und Produktionsarbeitsge-
meinschaft GmbH“ zur Änderung der Do-
kumentation. Die Kosten für die Anpas-
sung wurden auf rund 47.000 Euro ge-
schätzt.

Die neugotische Kirche Heinrichswalde 
wurde 1869 erbaut. Das Gebäude hat den 
Status eines Objekts des kulturellen Erbes 
von regionaler Bedeutung. Ursprünglich 
befanden sich im Turm drei Glocken und 
in der Empore am Kircheneingang eine Or-
gel. Während des Zweiten Weltkriegs wur-
de die Kirche nicht beschädigt, dennoch 
ging die gesamte Innenausstattung verlo-
ren, als sie als Lager genutzt wurde. 1993 
wurde das Objekt der evangelischen Ge-
meinde übergeben, doch seit 2010 ist es im 
Besitz der Russisch-Orthodoxen Kirche, 
seit 2013 wird es vom Touristeninformati-
onszentrum des Bezirks Heinrichswalde 
gemietet.� Manuela Rosenthal-Kappi

HEINRICHSWALDE

Die Restaurierung der Kirche wird fortgesetzt
Schützenswertes Objekt des Kulturerbes – Wiederaufbau wird teurer als geplant

ALLENSTEIN

Traum von einer neuen Verkehrsader
Fünf Kilometer Umgehungsstraße – Die Bürger warten seit Jahren auf eine solche Entlastung

b MELDUNGEN

Suche nach 
Ressourcen
Tiefensee – Die Polnische Erdöl- und 
Erdgasgesellschaft (PGNiG) hat im Fe-
bruar mit der Durchführung einer Er-
kundungsbohrung in Tiefensee 
[Głębock] im Kreis Braunsberg begon-
nen. Ziel ist es, das Potential für die 
Förderung von Erdöl zu prüfen. Die 
Arbeiten sollen vor allem dazu dienen, 
das Potential der geologischen Lager-
stätte zu untersuchen. Geplant sind 
eine 2770 Meter tiefe Bohrung sowie 
ein Förderversuch. Das Vorhandensein 
aussichtsreicher geologischer Struktu-
ren in dem Gebiet, das heißt solcher, in 
denen Kohlenwasserstoffe vorhanden 
sein könnten, wurde durch seismische 
Untersuchungen und frühere Bohrun-
gen bestätigt. „Die in der neuen Boh-
rung geplanten Untersuchungen und 
Tests werden die Grundlage für die Be-
stimmung der potentiellen Rentabilität 
der Gewinnung von Ressourcen bil-
den“, heißt es in einer Mitteilung der 
polnischen Erdöl- und Erdgasgesell-
schaft. „Die erforderlichen Arbeiten 
und Tests werden voraussichtlich min-
destens drei Monate dauern.� D.K.

Streit um 
Stromkosten
Lahna/Allenstein – Die Gewässer im 
südlichen Ostpreußen sind ein wesent-
licher Teil seines natürlichen Kapitals, 
besonders die Alle. An ihrem Quellge-
biet bei Lahna gibt es einen Konflikt 
zwischen der Ermländisch-Masuri-
schen Universität (UWM) als Eigentü-
merin von Grund und Immobilien in 
Lahnamühle und der Gesellschaft zur 
Entwicklung Lahnas „Ałna“, die das 
Gelände ehrenamtlich nutzt. Diese hält 
es in Ordnung, mäht Gras, sammelt 
Müll ein und kümmert sich um die 
Touristen im Reservat des Quellgebiets 
der Alle. Es existiert ein schriftlicher 
Vertrag, auf den sich die UWM beruft, 
laut der Gesellschaft „Ałna“ aber auch 
eine mündliche Vereinbarung, dass sie 
keinen Strom bezahlen muss. Die 
UWM besteht jetzt darauf, dass die Ge-
sellschaft die Kosten für Strom und 
Müllentsorgung trägt, was wiederum 
das Ende von deren Aktivitäten dort 
bedeuten würde. � U.H.

Ausgezeichnete 
Schulen
Allenstein – Seit 25 Jahren bewerten 
das Portal und die Zeitschrift „Perspek-
tywy“ die besten Lyzeen und Techni-
schen Schulen der Republik Polen. Die 
Bewertung soll Schüler und Eltern bei 
der Suche nach einer passenden wei-
terführenden Schule unterstützen. 
Unter den 1360 Lyzeen und 1185 Tech-
nischen Schulen lagen Schulen aus 
Warschau vorne. Die beste Schule auf 
der Liste aus der Woiwodschaft Erm-
land-Masuren ist das XII. Maria-und-
Georg- Dietrich-Lyzeum in Allenstein 
auf Rang 49. Insgesamt vier Schulen der 
Region errangen den Titel „Goldene 
Schule“. Bei den Technischen Schulen 
erreichte das Technikum Nr. 8 beim 
Verband der Chemischen und Allge-
meinbildenden Schulen in Allenstein 
als einzige der Region diesen Titel mit 
einem 51. Platz. � U.H.

Von Allensteiner Bürgern heiß ersehnt: Neue Straßen zur Umgehung der Stadt� Foto: D.K.
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Kirche Heinrichswalde� Foto: MRK
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ZUM 104. GEBURTSTAG
Gawehn, Albert, aus Großheiden-
stein, Kreis Elchniederung, am 
8. März

ZUM 101. GEBURTSTAG
Meyer-Brandtstädter, Edith, 
geb. Brandtstädter, aus Stadtfel-
de, Kreis Ebenrode, am 9. März

ZUM 100. GEBURTSTAG
Brüggemann, Hildegard, geb. 
Onischke, aus Wehlau, am 6. März
Pilz, Margarete, aus Schloßbach, 
Kreis Ebenrode, am 6. März
Walter, Irmgard, geb. Marquardt, 
aus Wacholderau, Kreis Ortels-
burg, am 7. März

ZUM 99. GEBURTSTAG
Lasota, Liesbeth, geb. Kolberg, 
aus Erlental, Kreis Treuburg, am 
7. März
Moissl, Hildegard, geb. Leidrei-
ter, aus Jürgen, Kreis Treuburg, 
am 4. März
Norloch, Wanda, geb. Dietrich, 
aus Altengilge, Kreis Elchniede-
rung, am 6. März

ZUM 98. GEBURTSTAG
Becker, Waltraud, geb. Schmidt, 
aus Wehlau, am 5. März
Karpowski, Friedrich, aus Plöw-
ken, Kreis Treuburg, am 8. März
Röhricht, Ida, geb. Biell, aus Plen-
kitten, Kreis Mohrungen, am 
7. März
Semler, Anneliese, geb. Swiedel-
sky, aus Muschaken, Kreis Neiden-
burg, am 6. März
Wenzel, Anneliese, geb. Czer-
wanka, aus Lyck, am 4. März

ZUM 97. GEBURTSTAG
Boelter, Elfriede, geb. Waschke-
witz, aus Eichensee, Kreis Lyck, 
am 8. März
Dürselen, Wolfgang, Kreisge-
meinschaft Wehlau, am 7. März
Gollub, Werner, aus Moschnen, 
Kreis Treuburg, am 6. März
Groth, Hildegard, geb. Zwiesler, 
aus Klein Rauschen, Kreis Lyck, 
am 8. März
Steltz, Irmgard, geb. Helmcke, 
aus Dreimühlen, Kreis Lyck, am 
4. März

ZUM 96. GEBURTSTAG
Aukthun, Walter, aus Poppen-
dorf, Kreis Wehlau, am 6. März
Kristandt, Helmut, aus Peyse, 
Kreis Fischhausen, am 9. März
Krüger, Emma, geb. Marzinow-
ski, aus Milussen, Kreis Lyck, am 
3. März
Lutz, Elsa, geb. Reißmann, aus 
Alexwangen, Kreis Fischhausen, 
am 9. März
Welz, Irmgard, geb. Zittlau, aus 
Montzen, Kreis Lyck, am 3. März

ZUM 95. GEBURTSTAG
Kowalski, Hildegard, geb. Katz-
marski, aus Neu Schiemanen, 
Kreis Ortelsburg, am 4. März
Lyhs, Fritz, aus Bärengrund, Kreis 
Treuburg, am 6. März
Michelsen, Edith, geb. Dickert, 
aus Groß Trakehnen, Kreis Eben-
rode, am 6. März
Robben, Hilde, geb. Jack, aus Ro-
debach, Kreis Ebenrode, am 
7. März
Schliwinski, Otto, aus Mulden, 
Kreis Lyck, am 5. März
Schwedberg, Irmtraut, geb. 
Schwarz, aus Gerswalde, Kreis 
Mohrungen, am 4. März
Tubies, Hildegard, geb. Klassen, 
aus Lindenort, Kreis Ortelsburg, 
am 8. März

ZUM 94. GEBURTSTAG
Bellendorf, Elsa, geb. Liebenau, 
aus Mantau, Kreis Fischhausen, 
am 5. März
Dittkuhn, Gerhard, aus Kloken, 
Kreis Elchniederung, am 5. März
Edlefs, Ursel, geb. Sulimma, aus 
Lyck, Bahnbeamtenhaus 3, am 
6. März
Fuhrmann, Maria, aus Dorf Tra-
kehnen, Kreis Ebenrode, am 
8. März
Göbeler, Helene, geb. Lucja, aus 
Haasenberg, Kreis Ortelsburg, am 
3. März
Hempel, Christa, geb. Becker, 
aus Eichensee, Kreis Lyck, am 
7. März
Kämpfer, Helga, geb. Goetzie, 
aus Thomaten, Kreis Elchniede-
rung, am 7. März

Lammers, Liesbeth, geb. Gron-
wald, aus Petersdorf, Kreis Weh-
lau, am 5. März
Niepelt, Ruth, geb. Wippich, aus 
Lyck, Fliggges Garten, am 9. März
Roeder, Margarete, aus Milucken, 
Kreis Lyck, am 9. März
Rosteck, Gerhard, aus Treuburg, 
am 5. März
Schwarz, Erika, geb. Borchmann, 
aus Markau, Kreis Treuburg, am 
7. März
Wietzorek, Magdalene, geb. 
Pentz, aus Lyck, am 5. März

ZUM 93. GEBURTSTAG
Axen, Edith, geb. Meyer, aus Groß 
Engelau, Kreis Wehlau, am 6. März
Eichholz, Hildegard, aus Auglit-
ten, Kreis Lyck, am 9. März
Loges, Hannelore, geb. Soyka, 
aus Halldorf, Kreis Treuburg und 
aus Lyck, Freystraße 8, am 6. März
Ortschwager, Heinz, aus Königs-
berg/Pronat, Schreberstraße 12, 
am 4. März
Richter, Margarete, geb. Saffran, 
aus Hagenau, Kreis Mohrungen, 
am 8. März
Runge, Liesbeth, geb. Bastek, aus 
Wilhelmshof, Kreis Ortelsburg, 
am 6. März
Sowa, Theodor, aus Borschim-
men, Kreis Lyck, am 9. März

ZUM 92. GEBURTSTAG
Behmer, Luzi, geb. Turner, aus 
Rosenheide, Kreis Lyck, am 3. März
Guddat, Christel, geb. Czarnet-
ta, aus Lauken, Kreis Ebenrode, 
am 3. März
Kischel, Margarete, geb. Ass-
mann, aus Seubersdorf, Kreis 
Mohrungen, am 3. März
Labusch, Horst, aus Kölmersdorf, 
Kreis Lyck, am 8. März
Raudschus, Erwin, aus Kucker-
neese, Kreis Elchniederung, am 
7. März
Stepputt, Hans-Werner, aus 
Aschenberg, Kreis Elchniederung, 
am 5. März

ZUM 91. GEBURTSTAG
Bartel, Günter, aus Bartenhof, 
Kreis Wehlau, am 8. März
Breßlein, Ursula, aus Ebenrode, 
am 9. März
Kays, Ruth, geb. Dinkel, aus Wal-
lendorf, Kreis Neidenburg, am 
4. März

Kossak, Heinz, aus Sargensee, 
Kreis Treuburg, am 6. März
Kossek, Rita, geb. Andrees, Kreis-
gemeinschaft Neidenburg, am 
5. März
Loest, Grete, geb. Borreck, aus 
Treuburg, am 4. März
Paul, Ingrid, geb. Gollub,  
aus Lyck, Soldauer Weg 9, am  
4. März
Wieczorek, Katharina, geb. Ba-
dorrek, aus Hamerudau, Kreis Or-
telsburg, am 5. März

ZUM 90. GEBURTSTAG
Albin, Günter, aus Lyck, Bis-
marckstraße 55, am 5. März
Bärschneider, Ellen, geb. 
Schwedland, aus Mohrungen, am 
3. März
Bartsch, Ruth, aus Bartenhof, 
Kreis Wehlau, am 3. März
Baufeld, Ida, geb. Recketat, aus 
Puspern, Kreis Gumbinnen, am 
4. März
Brandes, Gertrud, geb. Orze-
chowski, aus Fylitz, Kreis Neiden-
burg, am 6. März
Brandt, Anneliese, geb. Dange-
leit, aus Elbings Kolonie, Kreis 
Elchniederung, am 3. März
Burkhardt, Inge, geb. Reypa, aus 
Rogonnen, Kreis Treuburg, am 
8. März
Dorra, Hans, aus Treuburg, am 
4. März
Ehmke, Hans, aus Dreimühlen, 
Kreis Lyck, am 5. März
Erdmann, Manfred, aus Groß 
Borken, Kreis Ortelsburg, am 
7. März
Falk, Manfred, aus Gelitten, Kreis 
Treuburg, am 7. März
Fehlau, Friedemann, aus Groß 
Friedrichsdorf, Kreis Elchniede-
rung, am 4. März
Kailuweit, Karl-Heinz, aus Ar-
gental, Kreis Elchniederung, am 
7. März
Knorr, Alfred, aus Canditten, 
Kreis Preußisch Eylau, am 4. März
Krings, Erika, geb. Jekubassa, 
aus Wallen, Kreis Ortelsburg, am 
4. März
Lubitzki, Heinz, aus Lissau, Kreis 
Lyck, am 4. März
Putze, Antonie, geb. Pechbren-
ner, aus Jaugehnen, Kreis Fisch-
hausen, am 5. März
Wagner, Hildegard, geb. Rie-
mann, aus Hanswalde, Kreis Weh-
lau, am 3. März
Wiberny, Erich, aus Wiesenhöhe, 
Kreis Treuburg, am 5. März
Willutzki, Ursula, geb. Stadie, 
aus Jägersdorf, Kreis Wehlau, am 
6. März

ZUM 85. GEBURTSTAG
Becker, Ingrid, geb. Dominick, 
aus Grammen, Kreis Ortelsburg, 
am 5. März

Beher, Renate, geb. Kröhnert, aus 
Rauterskirch, Kreis Elchniederung, 
am 8. März
Bernsdorf, Hermann, aus Ittau, 
Kreis Neidenburg, am 7. März
Block, Edelgard, geb. Janz, aus 
Stobingen, Kreis Elchniederung, 
am 5. März
Goy, Traute, geb. Weiss, aus Moh-
rungen, am 7. März
Gunia, Ingrid, geb. Gayk, aus  
Seehag, Kreis Neidenburg, am  
4. März
Habecker, Irene, geb. Kniza, aus 
Omulefofen, Kreis Neidenburg, am 
6. März
Jerwin, Hans-Jürgen, aus Ged-
wangen, Kreis Neidenburg und aus 
Ortelsburg, am 9. März
Kedzierski, Harald, Ortsgruppe 
Chemnitz, am 2. März
Klusemann, Irmtraut, geb. Mein-
hardt, aus Klein Lasken, Kreis 
Lyck, am 7. März
Kubernus, Heinz, aus Rettkau, 
Kreis Neidenburg, am 5. März
Leibenath, Walter, aus Ebenrode, 
am 4. März
Lorenzen, Siegrid, geb. Bandilla, 
aus Giersfelde, Kreis Lyck, am 
8. März
Lumma, Reinhold, aus Seenwal-
de, Kreis Ortelsburg, am 9. März
Mackenstedt, Hildegard, geb. 
Paulini, aus Soffen, Kreis Lyck, am 
3. März
Meyer, Heinz, aus Schirrau, Kreis 
Wehlau, am 3. März
Mielenz, Marie-Luise, geb. Reiß, 
aus Ebenrode, am 9. März
Minkler, Lore, geb. Fischer, aus 
Rauschen, Kreis Fischhausen, am 
8. März
Münstermann, Ingrid, geb. 
Rauffmann, aus Karkeln, Kreis 
Elchniederung, am 8. März
Piorunek, Lydia, geb. Kroll, aus 
Ebendorf, Kreis Ortelsburg, am 
4. März

Pötinger, Erika, geb. Raffalzik, 
aus Wiesenfelde, Kreis Treuburg, 
am 5. März
Völlmann, Bruno, aus Groß Enge-
lau, Kreis Wehlau, am 5. März
Weber, Edith, geb. Kleta, aus Gor-
lau, Kreis Lyck, am 6. März
Weiss, Heinz, aus Mohrungen, am 
7. März
Zabel, Inge, geb. Trinogga, aus 
Seedorf, Kreis Lyck, am 9. März

ZUM 80. GEBURTSTAG
Breitzler, Helga, geb. Link, aus 
Trankwitz, Kreis Fischhausen, am 
5. März
Brokop, Magdalena, geb. Kir-
schnick, aus Sangnitten, Kreis 
Preußisch Eylau, am 3. März
Dombrowski, Ewald, aus Skur-
pien, Kreis Neidenburg, am 7. März
Kapteina, Brunhilde, geb. Kuc-
zewski, aus Heldenfelde, Kreis 
Lyck, am 4. März
Klimmek, Ursula, geb. Krzenzck, 
aus Mensguth, Kreis Ortelsburg, 
am 7. März
Laskowski, Hannelore, geb. Sych, 
aus Hansbruch, Kreis Lyck, am 
7. März
Okunek, Manfred, aus Ragnit, 
Kreis Tilsit-Ragnit, am 8. März
Saß, Ingeborg, geb. Padlat, aus 
Kischken, Kreis Ebenrode, am 
7. März
Schäfer, Volker, aus Alexwangen, 
Kreis Fischhausen, am 5. März
Struzyna, Ingrid, geb. Gritzan, 
aus Reimannswalde, Kreis Treu-
burg, am 3. März
Thüne, Dr. Wolfgang, aus Wargie-
nen, Kreis Wehlau und aus Rasten-
burg, am 4. März

ZUM 75. GEBURTSTAG
Wendtlandt, Karlheinz, aus Hol-
länderei, Kreis Wehlau, am 3. März

Werden Sie persönliches Mitglied der Landsmannschaft Ostpreußen

Ostpreußen benötigt eine star-
ke Gemeinschaft, jetzt und 
auch in Zukunft. 

Die persönlichen Mitglieder 
kommen wenigstens alle drei 
Jahre zur Wahl eines Dele-
gierten zur Ostpreußischen 
Landesvertretung (OLV), der 
Mitgliederversammlung der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
zusammen. Jedes Mitglied hat 
das Recht, die Einrichtungen 
der Landsmannschaft und ihre 

Unterstützung in Anspruch zu 
nehmen.  
Sie werden regelmäßig über die 
Aktivitäten der Landsmann-
schaft Ostpreußen e.V. infor-
miert und erhalten Einladun-
gen zu Veranstaltungen und Se-
minaren der LO. Ihre Betreuung 
erfolgt direkt durch die Bundes-
geschäftsstelle in Hamburg. 

Der Jahresbeitrag beträgt zur-
zeit 60,- Euro. Den Aufnahme-
antrag können Sie bequem auf 

der Internetseite der Lands-
mannschaft – www.ostpreus-
sen.de – herunterladen. Bitte 
schicken Sie diesen per Post an: 

Landsmannschaft Ostpreußen  
Herrn Bundesgeschäftsführer 
Dr. Sebastian Husen  
Buchtstraße 4  
22087 Hamburg

Auskünfte erhalten Sie unter 
Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Glückwünsche an: 

Angela Selke  
Telefon (040) 4140080 
E-Mail: selke@paz.de 

Hinweis

Alle auf den Seiten 
„Glückwünsche“ und 
„Heimat“ abgedruckten 
Glückwünsche, Berichte 
und Ankündigungen werden 
auch ins Internet gestellt. 
Der Veröffentlichung kön-
nen Sie jederzeit widerspre-
chen. 
Landsmannschaft Ostpreu-
ßen e.V., Buchtstraße 4, 
22087 Hamburg,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Wir gratulieren …

Termine 2023 der Landsmannschaft Ostpreußen

18. und 19. März: Arbeitsta-
gung der Kreisvertreter (ge-
schlossener Teilnehmerkreis) in 
Helmstedt 
15. und 16. April: Arbeitsta-
gung Deutsche Vereine (ge-
schlossener Teilnehmerkreis) in 
Sensburg 
21. bis 23. April: Kulturseminar 
in Helmstedt 
26. bis 28. Mai: 9. Sommer-
olympiade in Sensburg 
24. Juni: Ostpreußisches 
Sommerfest in Wuttrienen 

15. bis 17. September: Ge-
schichtsseminar in Helmstedt 
7. Oktober: 26. Landestreffen 
Mecklenburg-Vorpommern in 
Neubrandenburg 
9. bis 15. Oktober: Werkwoche 
in Helmstedt 
7. und 8. Oktober: 14. Deutsch-
Polnischer Kommunalpoliti-
scher Kongress (geschlossener 
Teilnehmerkreis) in Allenstein 
10. November: Arbeitstagung 
der Landesgruppenvorsitzen-
den (geschlossener Teilnehmer-

kreis) in Wuppertal 
11. und 12. November: Ost-
preußische Landesvertretung 
(geschlossener Teilnehmerkreis) 
in Wuppertal

Auskünfte erhalten Sie  
bei der Bundesgeschäftsstelle der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de, In-
ternet: www.ostpreussen.de/lo/
seminare.html

Wir haben Dich alle sehr lieb
und wünschen uns noch

viele schöne
gemeinsame Jahre

mit Dir.

Stellvertretend für die
gesamte Familie:

Deine Tochter Ingrid

Wir gratulieren unserer lieben Mutter, Oma, Uroma

Ida Baufeld geb. Recketat

aus Puspern, Kreis Gumbinnen

zu Ihrem 90. Geburtstag am 4. März 2023.

ANZEIGE



Vorsitzende: Uta Lüttich,  
Feuerbacher Weg 108, 70192 
Stuttgart, Tel.:  0711 - 85 40 93, 
uta.luettich@web.de Geschäfts-
stelle: Haus der Heimat, Schloß-
straße 92, 70176 Stuttgart,  
2. Stock, Zimmer 219,  
Internet: www.low-bw.de

Baden-
Württemberg

Ostdeutscher Ostermarkt
Stuttgart – Sonnabend, 18. März, 
10 bis 16 Uhr, Haus der Heimat, 
Schlossstraße 92: 14. Ostdeutscher 
Ostermarkt. In einer gemeinsa-
men Aktion von dem Jugendver-
band DJO - Deutsche Jugend in 
Europa, dem BdV - Bund der Ver-
triebenen Vereinigte Landsmann-
schaften und fast aller Lands-
mannschaften der deutschen Hei-
matvertriebenen und Aussiedler 
werden den Tag über an verschie-
denen Ständen im Haus der Hei-
mat in Stuttgart kulinarische Köst-
lichkeiten angeboten. Darüber hin-
aus bieten die Aussteller verschie-
dene Literatur ihrer Heimat, musi-
kalische Raritäten und eine Aus-
stellung handwerklicher Kunst an, 
wie Ostereierbemalen der Sieben-
bürger Sachsen. Die Landesgruppe 
Ostpreußen ist wieder mit einem 
großen Stand ostpreußischer 
Handarbeiten vertreten. 

Im vierten Stock des Hauses 
der Heimat lädt die Bibliothek von 
10.30 bis 15.30 Uhr zur aktuellen 
Ausstellung „Ryszard Kaja: Polska 
33 Prozent, Polnische Plakat-
kunst“. Eine kleine Cafeteria run-

det das Angebot ab, und bietet 
Möglichkeit zur Unterhaltung. 

Weitere Informationen erteilt: 
DJO-Deutsche Jugend in Europa 
e.V. Schlossstraße 92, 70176 Stutt-
gart. Ansprechpartner ist Hartmut 
Liebscher, Telefon: (0711) 625138, 
E-Mail: hartmut@djobw.de

� Uta Lüttich

Vorsitzender: Heinrich Lohmann, 
Geschäftsstelle: Parkstraße 4, 
28209 Bremen, E-Mail:  
heinrichlohmann@gmx.de,  
Telefon (0421) 3469718

Bremen

Frauengruppe
Bremen – Infolge der Corona-Pan-
demie hat das traditionsreiche Ho-
tel zur Post leider das beliebte Café 
Hauptmeier schließen müssen. Es 
wurde danach nicht wiedereröff-
net. Somit ist dort auch kein Tref-
fen unserer Frauengruppe mehr 
möglich. 

Die Leiterinnen unserer Frau-
engruppe, Frau Richter und Frau 
Schramm, haben sich in Absprache 
mit den Damen der Gruppe dafür 
entschieden, weiterhin monatliche 
Treffen anzubieten. Diese finden 
nun an jedem zweiten Mittwoch 
eines Monats als gemeinsames 
Mittagessen im Hotel Robben 
Grollander Krug statt. Interessen-
tinnen, die daran neu teilnehmen 
möchten, melden sich bitte telefo-
nisch bei Frau Richter  unter Tele-
fon (0421) 405515.� H. Lohmann

Vorsitzender: Ulrich Bonk 
Stellv. Vorsitzender: Gerd-Hel-
mut Schäfer, Rosenweg 28,  
61381 Friedrichsdorf, Telefon 
(0170) 3086700

Hessen

Dia-Vortrag
Wetzlar – Dienstag, 21. März, 
11 Uhr, Gaststätte Matchball beim 
Tennisplatz,  Bodenfeld, 
35576  Wetzlar, Telefon (06441) 
45439: „Wanderung entlang der 
Kurischen Nehrung“, Dia-Vortrag 
von Wolfgang Post, Herborn. Wei-
tere Informationen bei Kuno Kutz, 
Heinzewies 6, 35625 Hüttenberg, 
Telefon (06441) 770559, E-Mail: 
kuno.kutz@t-online.de, Fax 
(06441) 770558.� Kuno Kutz

Nordrhein-
Westfalen

Erster Vorsitzender: Klaus-Arno 
Lemke, Stellv. Vorsitzende: Dr. 
Bärbel Beutner, Arnold Schuma-
cher Schriftführerin: Elke Ruhn-
ke, Geschäftsstelle: Buchenring 
21, 59929 Brilon, Telefon 
(02964)1037, Fax (02964) 
945459, E-Mail: Geschaeft@Ost-
preussen-NRW.de, Internet: Ost-
preussen-NRW.de

 
Jahreshauptversammlung ei-
ne Woche früher
Bonn – Dienstag, 7. März, 18.15 Uhr, 
Haus am Rhein, Elsa-Brändström-
Straße 74, Bonn-Beuel: Jahres-
hauptversammlung 2023 der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
Kreisgruppe Bonn e.V. mit gemein-
samem traditionellen Klops-Essen 
und lockeren Gesprächen zu aktu-
ellen Themen. Tagesordnung: Be-
richte des Vorstandes mit Ausspra-
che und Beschlussfassung zu künf-
tigen Aktivitäten und zum Veran-
staltungsprogramm. Entgegen der 
Ankündigung im letzten Ostpreu-
ßenruf muss  die Jahreshauptver-

sammlung aus technischen Grün-
den schon eine Woche früher 
stattfinden, also am 7. März. Alle 
Mitglieder sind herzlich eingela-
den.  � Ehrenfried Mathiak

Vorsitzender: Alexander Schulz, 
Willy-Reinl-Straße 2, 09116  
Chemnitz, E-Mail: alexander.schulz-
agentur@gmx.de, Telefon (0371) 
301616

Sachsen

Heimatnachmittag
Dresden – Mittwoch, 15. März, 14 
bis 17 Uhr, Begegnungsstätte, Gro-
ßenhainer Straße 96, 01127 Dres-
den: Treffen.

Vorsitzender: Edmund Ferner,  
Julius-Wichmann-Weg 19, 23769 
Burg auf Fehmarn, Tel.: (04371) 
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

Schleswig-Holstein

Lichtbildervortrag
Burg auf Fehmarn – Dienstag, 
14.  März, 15 Uhr, Haus im Stadt-
park: monatliches Treffen der 
Landsmannschaft Ost-, Westpreu-
ßen und Danzig mit Kapitän Til-
man Hebekus aus Burg. Hebekus 
hält einen Lichtbildervortrag über 
seine „Abenteuer unter grünen Se-
geln“ mit der Dreimastbark „Alex-
ander von Humboldt“. Gäste sind 
herzlich willkommen!

Vereinigte Landsmannschaften 
Flensburg e. V.
Flensburg – Terminänderung! 
Mittwoch, 8. März, 15 Uhr, TSB-
Heim, Eckener Straße: Kaffeetafel 
mit Vortrag. Herr Jessen von der 
jüdischen Gemeinde setzt seinen 
Vortrag vom Vorjahr über „Jüdi-
sches Leben in Flensburg“ fort.
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Aus den Landesgruppen der Landsmannschaft Ostpreußen e.V.

Gleich unter 040-41 40 08 42 oder per Fax 040-41 40 08 51 anfordern!

Abonnieren Sie die PAZ
und sichern Sie sich Ihre Prämie

Zeitung für Deutschland 
www.paz.de

Prämie 2: Renaissanceglobus

Pergamentfarbene Ozeane, Länder mit 

typischem Randkolorit auf Pergament-

fond, Darstellungen von Fregatten, 

Seeschlangen und einer Windrose 

zeichnen diesen Globus aus. Beleuchtet 

sind die Entdeckerrouten von Christoph 

Kolumbus bis Magellan zu sehen. Das 

Kartenbild wurde nach Originalkarten 

aus dem 16. Jahrhundert gestaltet.

Prämie 1: Leuchtglobus

Das physische Kartenbild zeigt detailliert 

die Landschaftsformen sowie die 

Gebirgszüge und Gebirgsregionen, die 

Tiefebenen, das Hochland, die Wüsten 

und in einer plastischen Deutlichkeit 

durch Farbabstufungen die Meerestie-

fen. Das politische Kartenbild dokumen-

tiert alle Staaten und die verwalteten 

Gebiete unseres Planeten. Sichtbar sind 

Flug-, Schiffahrts- und Eisenbahnlinien.

Prämie 1: 
Leuchtglobus

Prämie 2: 
Renaissanceglobus

Q Ja, ich abonniere mindestens für 1 Jahr die PAZ zum Preis 

von z. Zt. 192 Euro (inkl. Versand im Inland) und erhalte die  

Q Prämie Nr. 1 (Leuchtglobus) oder  

Q Prämie Nr. 2 (Renaissanceglobus).

Name :

Vorname:

Straße / Nr.:

PLZ /Ort:

Telefon:

Die Prämie wird nach Zahlungseingang versandt. Voraussetzung 

für die Prämie ist, dass im Haushalt des Neu-Abonnenten die PAZ 

im vergangenen halben Jahr nicht bezogen wurde. 

Die Prämie gilt auch für Geschenkabonnements; näheres dazu  

auf Anfrage oder unter www.paz.de

Q Lastschrift     Q Rechnung

IBAN:

Bank:

Datum, Unterschrift:

Bitte einsenden an: 

Preußische Allgemeine Zeitung 

Buchtstraße 4 – 22087 Hamburg A
Z
-
0
4
-
C
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Zusendungen für die Ausgabe 11/2023

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimat-Seiten der 
Ausgabe 11/2023 (Erstverkaufstag 17. März) bis spätestens 
Dienstag, den 7. März, an die Redaktion der PAZ: 
E-Mail: rinser@paz.de, Fax: (040) 41400850 oder postalisch: 
Preußische Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg 

Ostpreußisches Landesmuseum

Bis zum 31. März verkürzte 
Öffnungszeiten: täglich außer 
Montag 10 bis 17 Uhr, das Brau-
ereimuseum Lüneburg ist bis 
zum 28. Februar geschlossen.

Veranstaltungen

Dienstag, 7. März, 14.30 Uhr, 
Verschwundene Orte, Füh-
rung im Rahmen der Reihe „Mu-
seum Erleben“ mit Dr. Eike 
Eckert. Anmeldung unter Tele-
fon (04131) 759950 oder per 
E-Mail: info@ol-lg.de.

Nach 1945 sowie der Flucht 
und Vertreibung der deutschen 
Einwohner, gibt es gerade im 
nördlichen Ostpreußen viele 
Orte, die nicht mehr auszuma-
chen und „verschwunden“ sind. 
Woran liegt das? Was geschah 
und welche Pläne gibt es, sich 
dieser „Verschwundenen Orte“ 
und ihrer Bedeutung für die 
Kulturgeschichte Ostpreußens 
heute wieder bewusst zu wer-
den? Diesen und anderen Fra-
gen widmet sich Dr. Eike Eckert 
bei seiner Führung durch die 
Sonderausstellung. 

Mittwoch, 8. März, 15 bis 
17 Uhr: Museumsführung für 
Menschen mit und ohne De-
menz mit Dr. Jörn Barfod und 
Silke Straatman. Maximal sechs 
Paare / zwölf Personen können 
teilnehmen. Die Veranstaltung 
findet in Kooperation mit der 
Alzheimer Gesellschaft Lüne-
burg e.V. statt. Die Teilnehmer-
zahl ist begrenzt und eine An-
meldung unter Telefon (04131) 
759950 oder per E-Mail: bil-
dung@ol-lg.de erforderlich.

Barfod und Straatman bieten ei-
ne Führung für an Demenz er-
krankte Menschen und ihre Be-
gleitpersonen durch die Natur-
kunde- und Kunstabteilung des 

Ostpreußischen Landesmuse-
ums an. Museen sind ein erfreu-
licher Ausflugsort für Menschen 
mit Demenz. Die besondere At-
mosphäre kann Lebensfreude 
schenken, Erinnerungen we-
cken und vor allem aktiv am ge-
sellschaftlichen Leben teilhaben 
lassen. Kunst- und Kultur wird 
unter Einbezug aller Sinne und 
biographischer Anekdoten er-
lebbar gemacht. Die interaktive 
Museumsführung findet ihren 
Abschluss in gemütlicher Runde 
bei Kaffee, Tee und Gebäck, wo 
über das Erlebte gesprochen 
werden kann. 

Studienreise ins Ermland 
vom 19. bis 26. Juni

Ermland ist nicht nur historisch 
– 1466 wird aus dem selbststän-
digen Bistum ein Teil vom Preu-
ßen königlichen Anteils unter 
polnischer Oberhoheit, bliebt 
1525, nachdem Masuren pro-
testantisch wurde, katholisch, 
fiel 1772 an Preußen und 1945 
an Polen – und landschaftlich 
reizvoll, sondern bietet auch ei-
ne Reihe von kulturgeschicht-
lich interessanten Orten mit 
mittelalterlichen Burgen und 
prächtigen Kirchen, wie Frauen-
burg, Heilsberg, Allenstein, 
Guttstadt. Die Geistlichkeit prä-
sentiert auch die berühmtesten 
Namen, die mit der Region ver-
bunden sind: Nikolaus Koperni-
kus, Maximilian Kaller und Ste-
fan Wyszynski. Eingerahmt wird 
die Ermland-Fahrt von Besu-
chen in Marienburg und Danzig. 

Informationen und Anmeldung: 
Agata Kern, Kulturreferentin für 
Ostpreußen und das Baltikum, 
Heiligengeiststraße 38, 
21335 Lüneburg, Telefon 
(04131) 75 99 515, E-Mail: a.
kern@ol-lg.de, www.ostpreussi-
sches-landesmuseum.de
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Kreisvertreter: Wolfgang Schie-
mann, Gst.: C. Bierwirth, Landkreis 
Rotenburg (Wümme), Postfach 
1440, 27344 Rotenburg (Wüm-
me), Telefon (04261) 9833100, 
Fax (04261) 9833101

Angerburg

65. Heimatpolitische Tagung
Rotenburg (Wümme) – Die Kreis-
gemeinschaft Angerburg und der 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
hatten am 11. und 12. Februar zur 
65. Heimatpolitischen Tagung ins 
Ratsgymnasium nach Rotenburg 
(Wümme) eingeladen. Das Thema 
der Veranstaltung war das „Tra-
kehner Pferd“. 

Der Kreisvertreter der Kreisge-
meinschaft Angerburg, Wolfgang 
Schiemann, konnte viele Vertreter 
aus Politik und Verwaltung des Pa-
tenkreises, Vertreter anderer 
Kreisgemeinschaften und zahlrei-
che historisch Interessierte und 
einige Pferdeliebhaber begrüßen. 

Zum Trakehner Pferd
Es folgten Grußworte von Landrat 
Marco Prietz und Bürgermeister 
Torsten Oestmann, bevor Erhard 
Schulte die Zuhörer im voll besetz-
ten Saal mit seinem Vortrag „Im 
Wandel der Zeit: Das Trakehner 
Pferd in seinem Heimatzuchtge-
biet Ostpreußen“ in seinen Bann 
zog. Gespickt mit vielen histori-
schen Bildern und einer unglaub-
lichen Detailkenntnis berichtete 
der leidenschaftliche Pferdefreund 
über die Entwicklung von Trakeh-
nen, dem im heutigen Russland ge-
legenen Hauptzuchtort der Tra-

kehner, von der Gründung 1732 
durch König Friedrich Wilhelm I. 
bis zum Ende des Zweiten Welt-
krieges 1945 und verdeutlichte den 
hohen Stellenwert der Pferdezucht 
in Ostpreußen. Er ging auf die ver-
schiedenen Landstallmeister und 
deren Einfluss auf die Entwicklung 
der Trakehner Zucht sowie die 
wichtigsten Familien ein, die auf 
ihren Gestüten im übrigen Ost-
preußen Trakehner züchteten. In 
der Blütezeit waren in Trakehnen 
über 700 Mitarbeiter für die Pferde 
zuständig und es hatte sich ein ei-
genes Sozialsystem mit Schule, 
Ärzten, Apotheke und Senioren-

heim gebildet. Zum Ende des Zwei-
ten Weltkrieges gab es etwa 
25.000  Trakehner Pferde in ganz 
Ostpreußen, von denen nur rund 
1000 nach Westdeutschland geret-
tet werden konnten. Einen Erfolg 
konnten die Freunde der Trakeh-
ner Pferde zuletzt feiern, wurde 
doch die Trakehner Zucht von der 
deutschen UNESCO-Kommission 
als „Immaterielles Kulturerbe“ an-
erkannt - eines der letzten leben-
den Kulturgüter aus Ostpreußen.

Im Anschluss stellte Hubertus 
Hilgendorff, Vorsitzender der Stif-
tung „Trakehner Pferd“, in seinem 
Vortrag „Trakehnen – Erbe und 

Auftrag“ die Entwicklung ab 1945 
dar. Der Neubeginn gestaltete sich 
schwierig, da nicht viele Trakehner 
Pferde den Zweiten Weltkrieg 
überlebt hatten und wenn, waren 
sie über ganz Deutschland und 
teilweise im Ausland verteilt. Im 
Laufe der Zeit haben sich die Tra-
kehner Züchter in einem Verband, 
der auch europäische und amerika-
nische Tochtergesellschaften hat, 
organisiert. Das Gestüt Panker in 
Schleswig-Holstein ist aktuell ein 
gutes Beispiel, wie das Erbe der 
Trakehner weitergeführt werden 
kann. Im Laufe der Jahre haben 
sich neben der Stiftung „Trakehner 

Pferd“ auch der Trakehner Förder-
verein e.V. und die Trakehner-Tur-
niersport-Gemeinschaft e.V. ge-
gründet, um die Züchter finanziell 
zu unterstützen und sich um 
grundsätzliche Belange der Tra-
kehner Zucht zu kümmern. Hil-
gendorff stellte verschiedene Pro-
jekte vor, die durch die Stiftung 
unterstützt wurden – seit Grün-
dung 1989 wurden insgesamt etwa 
900.000 Euro Spenden für das 
Stiftungskapital oder die Unter-
stützung von laufenden Projekten 
gesammelt. In dem durch Unter-
stützung der Stiftung renovierten 
Landstallmeisterhaus in Trakeh-
nen, welches das letzte dort erhal-
tene Gebäude ist, soll eine drei-
sprachige Ausstellung zur Trakeh-
ner Zucht eingerichtet werden, 
was aufgrund der aktuellen politi-
schen Lage aber verschoben wer-
den musste.

Begleitet wurde die Veranstal-
tung traditionell von den Böhms-
holzer Jagdhornbläsern, die die 
Zuhörer mit vielen bekannten, 
aber auch neuen Musikstücken 
und Signalen, begeisterten. Bei 
schmackhaftem Elchbraten und 
vielen interessanten Gesprächen 
klang der erste Tag aus.

Am Folgetag informierte der 
promovierte Martin Mehrtens 
über die „Tätigkeit des Vereins zur 
Erhaltung und Förderung der 
Zucht des Trakehner Pferdes“. Der 
im Jahre 1962 gegründete Förder-
verein hat sich zur Aufgabe ge-
macht, die Trakehner im großen 
Sport und in der Zucht zu fördern. 
Es wurden viele Beispiele aufge-
führt, wo der Verein in den letzten 
Jahrzehnten aktiv war. Weiterhin 
bemüht sich der Verein um Öffent-
lichkeitsarbeit rund um das Thema 

Trakehnen sowie die Sicherung 
von Kulturgütern und Kunstwer-
ken. So konnten unlängst histori-
sche Gemälde von prägenden Tra-
kehner Zuchtpferden angekauft 
werden, die nun im Deutschen 
Pferdemuseum in Verden ausge-
stellt werden. 

Schiemann dankte allen Hel-
fern für ihren Einsatz und das En-
gagement und den Teilnehmern 
für ihr Interesse. Die Gäste konn-
ten sich durch die Vorträge einen 
guten Überblick über das weite 
Thema der Trakehner Pferde ma-
chen. Mit dem Singen des Ost-
preußenliedes endete die gelunge-
ne Veranstaltung, und die Besu-
cher verließen mit vielen schönen 
Eindrücken in Rotenburg (Wüm-
me).� Björn Bröcher

Kreisvertreter: Ulrich Pokraka,  
An der Friedenseiche 44, 59597  
Erwitte, Telefon (02943) 3214,  
Fax -980276, 
E-Mail: u-pokraka@t-online.de 
Stellvertreterin: Ute Kondritz, 
Säuerlingstraße 8, 56154 Boppard, 
Telefon (06742) 4349

Neidenburg

Fehlerteufel
Da vergisst man einen Haken, und 
auf einmal sind alle ein Jahr jünger. 
So ist es der Mitgliederverwaltung 
der Kreisgemeinschaft Neidenburg 
passiert. Gisela Merchel entschul-
digt sich bei allen, die im Februar 
Geburtstag hatten, mit den Wor-
ten: „Mir ist ein Fehler unterlaufen 
und alle Betroffenen sind ein Jahr 
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Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

Mittelworträtsel: 1. Schatten,  
2. Haehnchen, 3. Bruecken,  
4. Schmiede, 5. Motoren, 6. Hundert,  
7. Geraete – Anemone 

Magisch: 1. erprobt, 2. Orvieto,  
3. Obstler
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Schüttelrätsel:
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PAZ23_09

1 LID SEITE

2 GRILL FILET

3 HOLZ BAUER

4 GOLD HAMMER

5 AUTO OEL

6 EIN MAL

7 SPORT TURNEN

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich als Lösung ein anderes 
Wort für Windröschen.

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 getestet, bewährt

2 italienische Stadt in Umbrien

3 Schnaps aus Früchten

Heimatkreisgemeinschaften

Begrüßt die zahlreichen Gäste: Kreisvertreter Wolfgang Schiemann� Foto: Heinz-Wolfgang Malessa
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zu jung benannt worden. Ich kann 
Sie nur um Entschuldigung bitten. 
Ihre Gisela Merchel“. 

Kreisvertreter: Dieter Neukamm, 
Am Rosenbaum 48, 51570 Wind-
eck, Telefon (02243) 2999, E-Mail: 
neukamm-herchen@t-online.de 
Geschäftsstelle: Hans-Joachim 
Scheer, Wrister Str.1, 24576 Wed-
delbrook, Telefon (04192)4374,  
E-Mail: hans-joachim.scheer@t- 
online.de

Tilsit-Ragnit

Mitgliederversammlung
Lüneburg - Freitag, 19. Mai, 14Uhr, 
Hotel Bergström, Bei der Mühle, 
21335 Lüneburg, Telefon (04131) 
3080: Mitgliederversammlung der 
Kreisgemeinschaft Tilsit-Ragnit 
mit folgender Tagesordnung:

TOP 1: Eröffnung der Mitglie-
derversammlung und Begrüßung 
durch den Kreisvertreter, TOP 2: 
Wahl des Protokollführers, TOP 3: 
Totenehrung, TOP 4: Wahl des 
Versammlungsleiters, TOP 5: Vor-
stellung der Tagesordnung durch 
den Versammlungsleiter, TOP 6: 
Bericht des Kreisvertreters, TOP 7: 
Bericht des Schatzmeisters, TOP 8: 
Bericht des Dateiverwalters, 
TOP 9: Bericht des Geschäftsfüh-
rers und Verantwortlichen für die 
Internetseite, TOP 10: Abstim-
mung über drei Satzungsänderun-

gen: 1. Paragraph 9,9 (alt): „Der 
Kreistag ist beschlussfähig, wenn 
mindestens 13 Mitglieder anwe-
send sind.“ (neu): „Der Kreistag 
beschließt mit der Mehrheit der 
anwesenden Mitglieder. Bei Stim-
mengleichheit ist der Antrag abge-
lehnt.“ 2. Paragraph 9,13 Spiegel-
strich (alt): „Der Kreistag be-
schließt über alle Angelegenheiten 
des Vereins, insbesondere über die 
Entlastung des Kreisausschusses.“ 
(neu): „Der Kreistag beschließt 
über alle Angelegenheiten des Ver-
eins, insbesondere über die Entlas-
tung des Vorstands.“ 3. Paragraph 
10,8 (alt): „Der Kreisausschuss ist 
berechtigt, bei Bedarf Kirchspiel-
vertreter kommissarisch einzuset-
zen.“ (neu): „Der Kreisausschuss 
ist berechtigt, bei Bedarf Vereins-
mitglieder kommissarisch mit Äm-
tern zu betrauen.“, TOP 11: Vor-
stellung des Wahlablaufs durch 
den Versammlungsleiter, TOP 12: 
Wahl des neuen Kreistages für die 
Wahlperiode 2023 bis 2027, TOP 13: 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses.

Der Kreistag besteht aus 
21 Mitgliedern, aus den Kirchspiel-
vertretern und den sogenannten 
weiteren Vertretern. Zur Wahl ste-
hen Vertreter für die meisten der 
folgenden Kirchspiele: Altenkirch, 
Argenbrück, Breitenstein, Groß 
Lenkenau, Hohensalzburg, Kö-
nigskirch, Rautenberg, Sandkir-
chen, Schillen, Trappen, Ragnit-
Land/Tilsit-Land, Neuhof-Ragnit/
Stadt Ragnit.

Als sogenannte weitere Vertre-
ter sollen gewählt werden: der 

Kreisvertreter, der Geschäftsfüh-
rer, der Schatzmeister, der Proto-
kollführer, der Beauftragte für die 
Chronik und das Archiv, der Datei-
verwalter, zwei Revisoren, ein 
stellvertretender Revisor, der Be-
auftragte für Sonderaufgaben, der 
Betreuer der Heimatstube, der Zu-
ständige für Rückläufer von Hei-
matbriefen, der Beauftragte für die 
Öffentlichkeitsarbeit. Kreistags-
mitglieder können mehrere Ämter 
innehaben.

Wahlvorschläge einreichen
Wahlvorschläge zum neuen Kreis-
tag sind bis zum 15. März dem 
Kreisvertreter einzureichen. Dem 
Wahlvorschlag muss eine vom vor-
geschlagenen Kandidaten unter-
schriebene Einwilligungserklärung 
beiliegen. 

Der Wahl schließt sich die 
konstituierende Sitzung des neu 
gewählten Kreistags an. Nach dem 
gemeinsamen Abendessen ist ein 
gemütliches Beisammensein ge-
plant.

Es empfiehlt sich sehr, die fol-
gende Nacht in Lüneburg zu ver-
bringen, um am Nachbarschafts-
treffen teilnehmen zu können, das 
am 20. Mai ebenfalls in Lüneburg, 
in unmittelbarer Nähe zu unserem 
Tagungshotel, stattfindet.
� Dieter Neukamm, Keisvertreter 

Nachbarschaftstreffen
Lüneburg – Sonnabend, 20. Mai, 
9 Uhr Einlass, 10 Uhr Beginn, Kro-
ne Bier- und Event-Haus, Heiligen-

geiststraße 39-41, 21335 Lüneburg: 
Nachbarschaftstreffen.
Das letzte Nachbarschaftstreffen 
der Kreisgemeinschaften Tilsit-
Ragnit und Elchniederung sowie 
der Stadtgemeinschaft Tilsit fand 
2018 in Eitorf statt. Corona verhin-
derte die Durchführung zwei Jahre 
später. Die Elchniederung als Or-
ganisatorin verspricht für die Ver-
anstaltung im Mai ein interessan-
tes Programm, wie den Besuch des 
neu gestalteten Ostpreußischen 
Landesmuseums oder alternativ 
eine Brauereiführung. Falls Sie sich 
nicht mehr zutrauen, eine Reise 
nach Lüneburg selbst durchzufüh-
ren, bitten Sie doch Ihre Kinder 
oder Enkel, Sie zu fahren – die Ver-
anstaltung gefällt möglicherweise 
auch denen.
� Dieter Neukamm, Kreisvertreter 

Manfred Okunek wird 80
Im März 1943 wurde Manfred Oku-
nek in Ragnit geboren. Seine Eltern 
lernte der Junge nie kennen, denn 
schon im April desselben Jahres 
kam seine Mutter bei einem Bom-
benangriff in Tilsit ums Leben, und 
im August fiel sein Vater in Russ-
land. Die Großeltern väterlicher-
seits nahmen sich seiner und sei-
ner Schwester an; bei ihnen wuch-
sen die beiden Kinder auf. 

Die gemeinsame Flucht ver-
schlug sie 1945 nach Wentorf bei 
Hamburg, und im Jahre 1951 zog 
man nach Preetz. Dort erlebte 
Manfred eine schöne Kindheit und 
Jugend. Nach dem Schulabschluss 

absolvierte er eine Ausbildung zum 
Schiffbauer. Mit 21 Jahren trat er 
eine Stelle beim Kieler Marinearse-
nal an, wo er über 40 Jahre, bis zu 
seinem Ruhestand im Jahre 2015, 
beschäftigt war. In Preetz enga-
gierte er sich aktiv im örtlichen 
Fußballverein. Privat fand er sein 
Glück in seiner Doris, mit der er 
eine Familie gründete, aus der eine 
Tochter hervorging, die ihnen in-
zwischen ein Enkelkind beschert 
hat.

Vor gut 16 Jahren, im März 
2007, wurde Manfred in Lüneburg 
zum Kirchspielvertreter von Rag-
nit gewählt, nachdem er Eva Lü-
ders kennengelernt hatte, die ihn 
von der Mitarbeit im Kreistag 
überzeugen konnte. Die Aufgabe 
als Kirchspielvertreter versieht er 
seitdem mit großem Engagement 
und zur Zufriedenheit der von ihm 
Betreuten. Sein Aufgabenbereich 
hat sich zwischenzeitlich nicht un-

erheblich erweitert: Er kümmert 
sich auch um die Kirchspiele Neu-
hof Ragnit sowie Ragnit-Land und 
Tilsit-Land. Darüber hinaus unter-
stützt er tatkräftig Eva Lüders in 
der Betreuung der Heimatstube 
und Karlheiner Hamel beim Ord-
nen des Archivs. Heimatbriefe, die 
aus verschiedenen Gründen nicht 
zugestellt werden können, bringt 
die Post in sein Haus auf dem Tru-
berg in Preetz.

Aus der langen Liste seiner Tä-
tigkeiten mag man entnehmen, wie 
kooperativ und stets hilfsbereit, 
wie im Grunde unverzichtbar 
Manfred für die Kreisgemeinschaft 
ist. Dafür sei ihm herzlich gedankt.
Am 8. März wird Manfred Okunek 
80 Jahre. Der Kreistag gratuliert 
von Herzen und wünscht ihm und 
seiner lieben Doris, dass sie noch 
viele Male auf ihre geliebte Ferien-
insel Sylt reisen können.
� Dieter Neukamm, Kreisvertreter

Heimatkreisgemeinschaften

Königsberger: Wer kann helfen? 

Wilhelm Matull „Liebes altes 
Königsberg“ hat Heinz Ney 
sehr gefallen, bis auf die Tatsa-
che, dass diesem Werk ein Per-
sonenregister fehlt. Dieses Re-
gister hat Ney in großer Sorgfalt 
erstellt und möchte es gerne 
teilen. Allerdings weist es noch 
einige Lücken aus. Und hierbei 
erhofft sich der PAZ-Abonnent 

Unterstützung von Königsberg-
kennern. Wer Heinz Ney helfen 
mag oder Interesse an dem Per-
sonenregister hat, wendet sich 
bitte direkt an ihn:

Heinz Ney, Zum Kahleberg 85, 
14478 Potsdam, Telefon 
(0151) 65197934 oder 
(049331) 873666.

Der BdV fordert mehr Solidarität für Kriegsopfer

Deutsche Minderheiten in der 
Ukraine und in Russland sol-
len stärker miteinbezogen 
werden.

Zum Jahrestag des Angriffs Russ-
lands auf die Ukraine am 24. Fe-
bruar erklärt der Präsident des 
Bundes der Vertriebenen, Bernd 
Fabritius:

„Heute vor einem Jahr wurde die 
Ukraine von Russland, ihrem 
Nachbarland, überfallen. Damit 
begann etwas, das sich kurz zu-
vor nur die Wenigsten überhaupt 
vorstellen konnten.

Fast acht Jahrzehnte nach dem 
Zweiten Weltkrieg mit seinen 
furchtbaren Verbrechen gibt es 
seitdem wieder einen Krieg in 
Europa. Die Welle mitmenschli-
cher und staatlicher Solidarität 
mit der Ukraine und ihren Be-
wohnern war und ist beeindru-
ckend, und es ist wichtig, dass sie 
anhält, solange Hilfe benötigt 
wird.

Deutsche Minderheiten 
nicht vergessen

An diesem Jahrestag gilt es, auch 
diejenigen Opfer dieses Krieges 
in den Blick zu nehmen, die nicht 
immer im Lichte der Öffentlich-
keit stehen.

Die deutsche Minderheit in der 
Ukraine hat bereits frühzeitig ih-
re Heimatverbundenheit bewie-
sen und gemeinsam mit der 
Landsmannschaft der Deutschen 
aus Russland und den Selbstor-

ganisationen der Deutschen in 
den Nachbarstaaten des Kriegs-
gebietes – etwa Polen, Rumäni-
en, der Slowakei oder Ungarn – 
Hilfen für ihre Mitbürger organi-
siert. Grenzüberschreitende Kon-
takte und Sprachkenntnisse wur-
den genutzt, um auch mit deut-
scher Unterstützung humanitäre 
Brücken zu errichten. 

Korrektur der 
Aufnahmepolitik

Der BdV fordert erneut eine Kor-
rektur der übermäßig restrikti-
ven Aufnahmepolitik für Spätaus-
siedler dieser Bundesregierung

Alleingelassen vom deutschen 
Staat fühlen sich jedoch viele aus 
den Reihen der Deutschen in der 
Ukraine, die sich in Deutschland 
oder anderen Ländern vor dem 
Krieg in Sicherheit bringen wollen 
oder müssen. Sie befürchten, 
dass der längere kriegsbedingte 
Aufenthalt außerhalb ihres Hei-

matlandes dazu führt, dass sie ge-
setzlich vorgesehene Aufnahme-
möglichkeiten, als Spätaussiedler 
in die Heimat ihrer Vorfahren – 
nach Deutschland – kommen zu 
können, für immer verlieren. 

Andere wiederum, die gerade 
jetzt als Spätaussiedler nach 
Deutschland kommen wollen, 
werden abgelehnt, weil deutsche 
Behörden ihnen heute in 
schmerzhafter Geschichtsverges-
senheit zur Last legen, dass sie 
sich zu Zeiten des kommunisti-
schen Unrechts nicht ausrei-
chend gegen die repressive Min-
derheitenpolitik der Sowjets ge-
wehrt und sich nicht als Deut-
sche bekannt hätten. 

Dies betrifft im Übrigen auch die 
deutschen Minderheiten in Russ-
land und den anderen Nachfolge-
staaten der Sowjetunion. Dabei 
bedürfen gerade die Deutschen 
in der Russischen Föderation be-
sonderer Aufmerksamkeit, weil 
sie dort, in ihrer Heimat, ver-
mehrt als „Nationalsozialisten“ 
oder „Spione“ diffamiert werden 
und deswegen mehr Unterstüt-
zung benötigen.

Auch die deutschen Minderhei-
ten zählen zu den Kriegsopfern 
und brauchen in dieser Zeit mehr 
staatliche Solidarität und unbü-
rokratische Lösungen aus 
Deutschland für ihre Anliegen. Es 
ist gut, dass die Bundesregierung 
hier jetzt offenbar Handlungsbe-
darf erkannt hat.“ 
� BdV – Bund der Vertriebenen 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
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Bernd Fabritius, BdV-Präsident

Nehrung, Nidden und Bischoff

Nidden mit seinem wundervollen 
Licht liegt auf der Haffseite der 
Kurischen Nehrung und bot Hei-
mat für viele Fischer, die Künst-
lerkolonie machte den Ort be-
rühmt. Die Landsmannschaft 
Ostpreußen hat bereits 1977 zu 
diesem Thema ein Arbeitsheft 
erstellt mit dem Titel „Nidden 
und seine Maler“. Leider ist es 
nur in schwarz-weiß gedruckt, 
ein vierfarbiger Nachdruck wäre 
angesichts der leuchtenden Ori-
ginale sehr wünschenswert.

Wer etwas dieser Nidden-
Leuchtkraft im Original erleben 
möchte, kann dies noch bis zum 
12. März in Soest. Diese Stadt in 
NRW hat seit 1962 dem Maler 
Eduard Bischoff nach seiner 
Flucht ein Zuhause geboten. Das 
Museum Wilhelm Morgner, Tho-
mästraße 1, 59494 Soest zeigt 
derzeit die Ausstellung „Her-
mann Kätelhön – Otto Mo-
derson – Eduard Bischoff. 
Soester Künstler in Künstler-
kolonien – Willingshausen – 
Worpswede – Nidden“, diens-
tags, mittwochs und freitags von 
13 bis 17 Uhr, Donnerstags von 
13 bis 19 Uhr, sonnabends und 
sonntags von 11 bis 17 Uhr.

Bischoff hat versucht, die Erge-
benheit der Nehrungsbewohner 
in das aufgegebene Schicksal im 
Bilde festzuhalten: „Da ist einer 
von der Familie ,auf Haff geblie-
ben‘; Vater und Brüder sinnen 
dem nach. - Und ich mag nicht 
leugnen, daß uns dieses tief ange-
legte Frommsein der Fischer sehr 
beeindruckte. Ja, mir schien das 

eine besondere Gnade für diese 
Menschen zusein. Wie sonst hät-
ten sie es durch Generationen er-
tragen können, der Mühsal und 
dem Armsein so ausgeliefert zu 
sein. Als die große Welt mehr und 
mehr in ihre Region einbrach, als 
die Jugend die Trachten ablegte 
und sich mit bunter Großstadt-
konfektion kleidete, als die Volks-
lieder verstummen wollten und 
die blöden Schlager in diese Stille 
eindringen wollten, erlebten wir, 
wie doch immer noch am Sonn-
abend die Mädchen in ihren 
Trachten in Achterreihen vor den 
Burschen singend durch die brei-
te Dorfstraße zogen und am 
Sonntag Männer und Frauen in 
der Sonntagstracht zur Kirche hi-
naufgingen. In der Kirche ein ein-
maliges Bild: Unten in den Bänken 
die seidenen, gewebten oder wei-
ßen Kopftücher, oben an den Em-
porewänden auf Nägel gehängt 
die Fischermützen der Männer; ja, 

Frauen unten, Männer oben! So 
war es verordnet.– Und singen ta-
ten sie wie ein Sturmgesang! – 
Wenn wir abends von unserem 
täglichen Gang auf den Anjukaln 
[Schlangenberg] ins Dorf zurück-
kamen, brannte in vielen Häusern 
am Fenster eine Kerze; ein greises 
Männerhaupt oder eine junge 
Frau neigte sich über das Gesang-
buch und sang in leisem Ton ein 
Lied nach dem anderen. Die da 
sangen, wußten Söhne und Väter 
draußen beim Fischfang, ausgelie-
fert der Gnade und Gunst des 
Schicksals. Uns schien dann diese 
Welt wie verzaubert in ein nicht 
zubegreifendes Land der Gottes-
nähe, – ein Paradies sonder Art. – 
Wenn wir am Abend auf der mit 
Zwergkiefern bewachsenen Düne 
standen, dem Anjukaln, auf seiner 
Ostseite das dunkle Haff mit den 
fernen Leuchtfeuern des Fest-
lands; westwärts die weite See im 
nachglühenden Schimmer des 
vergangenen Tages und uns ge-
genüber, etwa zwei Kilometer ab, 
der Leuchtturm, der liebe Wäch-
ter über dieses Land, wie er seine 
Strahlenbündel langsam, stetig, 
zuverlässig – streichen läßt über 
See, Land, Haff, dann die Hohe 
Düne anleuchtend – dann waren 
unsere Seelen erfüllt von Ahnun-
gen einer höheren, entirdischten 
Welt, der wir zugehören mußten. 
Ja, dieses Land war groß! Die Ma-
ler, die hier herzogen, ahnten es. 
Sie malten sich mit Auge und See-
le in das Geheimnis dieser herrli-
chen Schöpfung.“ Nachzulesen in 
„Nidden und seine Maler“ in der 
Mediathek der LO, www.ost-
preussen.de. � CRS

In Nidden: Maler Eduard Bi-
schoff� Foto: mef.ellingen
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VON WOLFGANG KAUFMANN

V iele als typisch ostpreußisch 
geltende Familiennamen wie 
Brandtstädter, Degner, Forst-
reuter, Haasler, Pfundtner, 

Schlegelberger oder Turner haben ihren 
Ursprung eigentlich im Raum Salzburg. 
Das ist eine Folge der Vertreibung der 
evangelischen Christen aus dem Macht-
bereich des Fürsterzbischofs Leopold 
Anton Reichsfreiherr von Firmian. Die-
ser hatte sich zum Ziel gesetzt, die „alte 
Macht und Herrlichkeit“ der katholi-
schen Kirche im Erzstift Salzburg wie-
derherzustellen. 

Deswegen erließ er am 31. Oktober 
1731 auf Anraten seines Hofkanzlers Hie-
ronymus Cristani von Rall ein sogenann-
tes Emigrationspatent, dessen Umset-
zung von Rall mit größter Eindringlich-
keit anmahnte: Die Befehle des Erzbi-
schofs zur Ausweisung aller Protestanten 
„müssen vollzogen werden, es gehe, wie 
es wolle. Leide daran, wer leiden kann, 
keine Gnade, kein Mittel, ein anderes ist 
nicht zu hoffen, es koste Leben, Blut, 
Geld, und was es immer seyn wolle; und 
wird man alsobald mit den Ungehorsa-
men andern zum Abscheu ein Exempel 
machen, und auch wider die Widerspens-
tigen Gewalt brauchen.“ 

Insgesamt wurden damals mehr als 
20.000 Menschen aus Salzburg vertrie-
ben und zuvor in aller Regel auch noch 
enteignet. Viele mussten innerhalb nur 
weniger Tage den Marsch ins Ungewisse 
antreten und unter Androhung hoher 
Strafen bei Zuwiderhandlung ihre Kinder 
unter 14 Jahren zurücklassen. 

Fast ein Viertel der Vertriebenen 
starb an den Strapazen auf dem Weg ins 
Exil. Dies lag für einige in den Nieder-
landen oder Amerika. Die allermeisten 
gelangten jedoch nach Preußen. Dessen 
König Friedrich Wilhelm I. hatte am 2. 
Februar 1732 ein Einladungspatent für 

die Salzburger Exulanten erlassen und 
verkündet, dass er diese „Glaubensge-
nossen in seine Staaten aufnehmen“ 
wolle. Damit verband er das Ziel, jene 
Regionen in Ostpreußen zu „re-peuplie-
ren“, welche während der Großen Pest 
von 1708 bis 1714 entvölkert worden wa-
ren. Der Soldatenkönig ließ es sich nicht 
nehmen, die ersten Salzburger, die im 
April 1732 in Berlin eintrafen, höchstper-
sönlich mit den Worten zu begrüßen: 
„Bei mir sollt ihr es gut haben, Kinder.“

Zwischen Mai 1732 und Juli 1733 se-
gelten 33 Schiffe mit rund 10.600 der Ex-
ulanten von Stettin nach Königsberg. 
Weitere 5200 Vertriebene aus Salzburg 
erreichten Ostpreußen im Zeitraum von 
August 1732 bis November 1733 auf dem 

Landweg. In Königsberg selbst blieben 
nur 377 der Ankömmlinge, welche ein 
Handwerk ausübten, wohingegen die 
Mehrzahl der neuen Untertanen von 
Friedrich Wilhelm I. – nämlich etwa 
12.000 Personen – in den Kreis Gumbin-
nen geschickt wurde, wo noch etliche 
Bauernhöfe leer standen. 

In der Zeit danach tat der Soldaten-
könig einiges, um den „aus christ-könig-
lichem Erbarmen und herzlichem Mit-
leid“ aufgenommenen Salzburger Exu-
lanten den Neustart zu erleichtern. So 
gewährte er eine dreijährige Steuerbe-
freiung. Außerdem erreichte Friedrich 
Wilhelm I. 1740, dass die überlebenden 

Vertriebenen aus Salzburg von dem Erz-
stift zumindest teilweise für den Verlust 
ihres Eigentums entschädigt wurden.

Die Integration der Zuwanderer, wel-
che keine eigenen Ortschaften gründen, 
sondern sich in schon bestehende Dorf-
gemeinschaften eingliedern sollten, ver-
lief weitgehend problemlos, wie aus den 

jährlichen Berichten über „Betragen und 
Gebahren der Salzburger“ hervorgeht. 
Und es dauerte auch lediglich zwei Gene-
rationen, bis die typische Mundart der 
Neuankömmlinge verschwand und die 
Nachkommen der Exulanten ein lupen-
reines Ostpreußisch sprachen.

Dabei avancierten nicht wenige von 
diesen später zu bekannten Persönlich-
keiten. Das gilt unter anderen für Agnes 
Miegel, die populärste ostpreußische 
Heimatdichterin, deren Vorfahren müt-
terlicherseits aus Filzmoos am Fuße des 
Dachsteins stammten. Des Weiteren zu 
erwähnen wären die Sprachwissenschaft-
ler Franz Brandstäter und Carl Capeller, 
die Juristen und Politiker Wilhelm Brind-
linger, Horst Haasler, George Turner und 
Hartwig Schlegelberger sowie die Päda-
gogen Adalbert und Hans Forstreuter. 
Dazu kommen prominente Mediziner 
wie der Chirurg Friedrich Haasler und 
der Generaloberarzt Franz Sinnhuber so-
wie Künstler wie der Maler und Bildhauer 
Arthur Degner. Ebenfalls familiäre Wur-
zeln im Salzburger Land hatten der Ge-
neral der Artillerie Johann Sinnhuber, der 
Jagdflieger und Generaloberst der Luft-
waffe Bruno Loerzer sowie der Bundes-
wehr-Generalmajor Ruprecht Haasler. 
Dann sind da auch noch der Historiker 
Kurt Forstreuter, der Sozialphilosoph 
Günter Rohrmoser und der langjährige 
Vorstandsvorsitzende des Gerling-Kon-
zerns, Walter Forstreuter.

Während Preußen also lange Zeit vom 
Zuzug der Salzburger Exulanten profi-
tierte, erlitt das katholische Erzstift Salz-
burg einen empfindlichen Aderlass an 
talentierten und fleißigen Menschen. 
Möglicherweise verlor es sogar ein Fünf-
tel seiner Bevölkerung. Dennoch dauerte 
es bis zum Jahre 1966, ehe der Erzbischof 
von Salzburg, Andreas Rohracher, zuge-
stand, dass die Vertreibung der evangeli-
schen Christen sowohl eine Sünde als 
auch ein Fehler gewesen sei. 

Erinnert an die Exulanten in Gumbinnen: Die Salzburger Kirche� Foto: MRK

Ein etwa 50 Zentimeter großes Holzkreuz 
steht seit Sonntag, dem 26. Februar, vor 
dem linken Seitenaltar der katholischen 
Sankt-Bonifatius-Kirche im zur Republik 
Polen gehörenden Teil der Neißestadt 
Görlitz [Zorzelec]. Daneben informiert 
eine Tafel über den Erschaffer des Wer-
kes, Oskar Wache. „Möge dieses Kreuz ein 
Zeichen der Verbundenheit zwischen den 
Menschen in der  Europastadt Görlitz 
[Zgorzelec] sein und bleiben“, ist darauf 
in polnischer und deutscher Sprache zu 
lesen. Das Kruzifix des Bildhauers Oskar 
Wache (1892–1980) steht zu dem Gottes-
haus in einer besonderen Verbindung. 
Wache hatte 1934/35 für die St.-Bonifati-
us-Kirche die beiden Seitenaltäre ge-
schnitzt, die heute ohne deutsche Be-
schriftung im Eingang der Kirche stehen.

Einsatz für die Völkerverständigung
Waches Großneffe, Christian Kuberski, 
übergab das Holzkreuz während eines 
Gottesdienstes in die Hände des Pfarrers 
Maciej Wesołowski. Auf diese Idee der 
Schenkung kam der in Erfurt lebende und 
aus Görlitz stammende Kuberski bereits 
2017, als er auf Heimatbesuch war. Er 
wohnte damals der deutsch-polnischen 
Brückepreisverleihung bei. Mit diesem 
Preis werden alljährlich Persönlichkeiten 

ausgezeichnet, die sich für die Völkerver-
ständigung stark machen. 2017 wurde der 
Oppelner Erzbischof Emeritus Alfons 
Nossol ausgezeichnet. „Professor Nossol 
hatte im Görlitzer Gerhart-Hauptmann-
Theater seine Ansprache gehalten und 
dabei kam mir der Gedanke: ‚Mensch, du 
hast doch ein Kreuz – dieses versuchst du 
als Zeichen der Verbundenheit unserer 
Völker zu stiften.‘ Ich kenne Erzbischof 

Nossol gar nicht persönlich, es war jedoch 
der Anlass, der mich auf die Idee brachte“, 
erinnert sich Kuberski.

Vertrieben aus der Heimat Bad 
Warmbrunn
Der Bildhauer Oskar Wache lebte und ar-
beitete im Niederschlesischen Bad Warm-
brunn [Cieplice Śląskie-Zdrój], von wo er 
nach dem Krieg nach Bayern vertrieben 

wurde. Dort musste er anfangs als Mö-
belbauer sein Brot verdienen. „Er hinter-
ließ Wegweiser, Gebrauchsgegenstände, 
aber auch sakrale Kunst“, so der Groß-
neffe. Kuberskis Mutter hatte die famili-
äre Verbindung von Schlesien nach Bay-
ern aufrechterhalten. Das Kruzifix habe 
sie von ihrem Vater, dem Bruder des 
Künstlers, geschenkt bekommen, sagt 
Kurberski. „Als ich den Haushalt meiner 
Mutter auflöste, fand ich dieses Kreuz. 
Ich wollte wissen, ob es in Bayern noch 
Verwandte gibt, die mir mehr darüber 
berichten konnten“, sagt er. Er fand eine 
Cousine seiner Mutter, der er nach 60 
Jahren wiederbegegnete. Sie ist Mitte 80 
und hat die lange Reise aus Bayern nach 
Niederschlesien nicht antreten können, 
aber „sie ist heute im Gebet mit uns ver-
bunden“, sagt er.

Das Kreuz erhält einen 
angemessenen Platz in der Kirche
Dekan Wesołowski versprach, dem Wa-
che-Kreuz einen angemessenen Platz in 
seiner Kirche zu schenken. Den Gottes-
dienst hielt er mit dem Görlitzer Dom-
propst Alfred Hoffmann, der für das deut-
sche Bistum Görlitz anwesend war. Dom-
propst Hoffmann ist Mitglied des Stifts-
kapitels der Wallfahrtskirche in Grüssau 

[Krzeszów] – dem katholischen Wall-
fahrtsort im Bistum Liegnitz [Legnica]. 
Er hatte die Rede des Kreuzstifters Ku-
berski ins Polnische übersetzt. Mit Dekan 
Wesołowski verbindet Dompropst Hoff-
mann eine freundschaftliche Beziehung. 
Beide waren neben dem Görlitzer Bischof 
Wolfgang Ipolt, Ehrendomkapitular des 
Bistums Liegnitz und Prälat Peter C. Birk-
ner Initiatoren einer Gedenktafel für den 
Geistlichen Franz Scholtz.  

Dieser war an der Sankt-Bonifatius-
Kirche in der heutigen ulica Emilii Plater 
als Pfarrer tätig und hinterließ der Nach-
welt sein bekanntes Görlitzer Tagebuch 
1945/46 über die Vertreibung – die wohl 
bekannteste Verarbeitung des Exodus 
aus dieser Zeit. Scholz hatte im Krieg 
auch die Kriegsgefangenenseelsorge für 
das Stammlager VIII A am östlichen 
Stadtrand von Görlitz inne. In dem Lager 
der deutschen Wehrmacht waren Kriegs-
gefangene vieler Nationen im Zweiten 
Weltkrieg untergebracht. Etwa 10.000 
von ihnen starben infolge von Krankhei-
ten, Hunger und Erschöpfung. Pfarrer 
Scholz zelebrierte im Lager Gottesdiens-
te und nahm die Beichte ab. 2018 wurde 
am Haus, in dem Scholz in Ostgörlitz ge-
wohnt hatte, eine Gedenktafel einge-
weiht.� Chris W. Wagner

ÖSTLICH VON ODER UND NEISSE

Wache-Kruzifix verbindet Deutsche und Polen
In Pfarrer Franz Scholz’ Heimatgemeinde schlägt ein Kreuz eine historische Verbindung

Wache-Kreuz für die Sankt-Bonifatius-Kirche in Ostgörlitz: Dekan Maciej Wesołowski, 
Spender Christian Kuberski und Dompropst Alfred Hoffmann (v.r.).� Foto: Wagner

SALZBURGER EXULANTEN

Gelungene Integration in Ostpreußen
Protestanten wurden 1731 aus dem katholischen Salzburg vertrieben – Friedrich Wilhelm I. gab ihnen eine neue Heimat

„Bei mir sollt ihr es 
gut haben, Kinder“

Friedrich Wilhelm I. 
König in Preußen
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VON TORSTEN SEEGERT

A m 26. Februar brachte der 
Norddeutsche Rundfunk die 
Fakten zu einem wirtschaftli-
chen Großprojekt vor der In-

sel Rügen: „Über vier Regasifizierungs-
schiffe sollen bis zu 38 Milliarden Kubik-
meter Gas fließen.“ 

Die Einspeisung durch das größte eu-
ropäische LNG-Terminal soll laut den 
Unterlagen, die seit Dienstag letzter Wo-
che in den Gemeinden der Insel und in 
der Hansestadt Stralsund ausliegen, 4 Ki-
lometer vor dem Ostseebad Sellin und 
damit vor den wichtigsten Seebädern der 
Insel Rügen, die etwa 75 Prozent der Gäs-
te beherbergen, sowie geschützten Natur-
räumen, wie dem Biosphärenreservat 
Südost-Rügen und dem Nationalpark Jas-
mund mit dem UNESCO Welterbe Buchen-
wälder, erfolgen. Seit dies über einen Ar-
tikel der lokalen „Ostsee-Zeitung“ be-
kannt wurde, schlagen die Wellen auf der 
Insel hoch. 

Die Insel Rügen, die eine eigene Kreis-
verwaltung mit der 2011 durchgeführten 
Kreisgebietsreform zugunsten des Land-
kreises Vorpommern-Rügen aufgeben 
musste, zeigt sich selbst für Kenner der 
Kommunalpolitik seit dem Bekanntwer-
den der staatlichen Pläne zur Umsetzung 
eines LNG-Terminals vor der Halbinsel 
Mönchgut in ihrer Haltung gegen die Ter-
minals ungewohnt geschlossen.

Die 34 Bürgermeister der Insel Rügen 
haben einen gemeinsamen Aufruf ver-
fasst, der es an deutlichen Worten nicht 
fehlen lässt: „Die Bundesregierung wird 
mit dem Bau und jahrzehntelangen Be-
trieb des größten LNG-Terminal-Projekts 
Europas direkt vor Rügen das Ökosystem 
der Insel irreparabel zerstören. Das Vor-
haben ist im höchsten Maße umwelt- bzw. 
klimaschädigend.“

Mit dem Aufruf haben die kommunal-
politischen Vertreter der Inselbewohner 
zudem eine Petition gestartet, die dem 
Bundeswirtschaftsminister Robert Ha-
beck und der Ministerpräsidentin des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern Ma-
nuela Schwesig übergeben werden soll. 
Sie wurde seit dem 23. Februar von über 
13.000 Bürgern (Stand vom 26. Februar) 
unterzeichnet. 

Pläne erst seit Kurzem bekannt
Auch in dieser Positionierung finden die 
Bürgervertreter klare Worte: „Die Bun-
desregierung schreitet mit großen Schrit-
ten voran, um dieses fragwürdige Projekt 
durchzusetzen. Genehmigungsverfahren 
und -fristen wurden stark verkürzt, Ge-
setze sollen im Eiltempo verändert wer-
den. Wir, die Bürgermeister und Gemein-
devertreter, stellen uns dem entgegen! Im 
Auftrag unserer Bürger und aller Freunde 
der Insel Rügen in ganz Deutschland, die 
uns unterstützen.“ 

Am vergangenen Wochenende wurde 
auch bereits zu Demonstrationen aufge-

rufen. Kamen am 25. Februar in Sellin be-
reits geschätzte 400 Bürger zusammen, 
um ihren Unmut gegen die Pläne der Bun-
desregierung auszudrücken, so waren es 
am darauffolgenden Sonntag nach Anga-
ben der Polizei, die die Veranstaltung ab-
sicherte, etwa 2500 Bürger. Zu der im Ost-
seebad Baabe auf der Halbinsel Mönchgut 
stattgefunden Demonstration hatten ver-
schiedenste Gruppen aufgerufen, die zu-
vor noch nie zusammengearbeitet hatten.  

Und so füllte sich der Kurplatz der Ge-
meinde Baabe bereits weit eine halbe 
Stunde vor Beginn der Veranstaltung, die 
für 13 Uhr angesetzt war. Die Redebeiträge 
wurden durch den Pastor Olav Metz von 
der Kirchgemeinde Mönchgut Sellin er-
öffnet. Metz, der sich bereits in der Ver-
gangenheit gegen ein auf dem pommer-
schen Festland geplantes Kohlekraftwerk 
eingesetzt hatte, machte darauf aufmerk-
sam, dass es gute Gründe gegen das LNG-
Terminal vor der Insel Rügen gäbe. Aller-
dings müsse man sich auch klar machen, 
wofür man sei. Aus der Vergangenheit 
kann man zudem die Lehre mitnehmen, 

das die Fehler, die man heute mache, spä-
ter „durch die Kinder ausgebadet“ werden 
müssten. Er warb auch um die Achtung 
voreinander und Besonnenheit, um gute 
Wege zu suchen. Dazu gehöre aber auch, 
Vorurteile abzubauen und Pauschalisie-
rungen zu vermeiden. Stattdessen gelte es 
aufeinander zuzugehen.

Diese Worte fanden auch von Stefanie 
Dobelstein von der Bürgerinitiative „Le-
benswertes Rügen“ Aufnahme. Sie forder-
te mehr Dialog, mehr Transparenz und 
sachlichen Austausch ein. Auch sie mach-
te deutlich, dass man die Folgen für die 
nachfolgenden Generationen bedenken 
müsse. Darum setze sich die Initiative für 
den Schutz der Natur, die Erstellung eines 
Lebensraumkonzeptes für die Insel und 
gegen Großprojekte des Tourismus ein. 
Sowohl das Terminal vor Lubmin als auch 
die Pläne vor der Insel Rügen seien eine 
Katastrophe für die Region Vorpommern.

Norbert Dahms von der Gruppe „Wir 
für Rügen“ erinnerte an die bisherigen 
massiven staatlichen Eingriffe, die bis 
heute schwere Hypotheken für die Insel 

seien und zählte den Bug (1916), Prora 
(1936) und Mukran (1986) auf. Das müsse 
mit bedacht werden, wenn man die Zu-
kunft gestalten wolle.

Nadine Förster von der Bürgerinitiati-
ve „Lebenswertes Rügen“ wandte sich 
gegen einen weiteren Ausverkauf der In-
sel. Nach den Fehlentwicklungen der ver-
gangenen Jahre setzte das geplante LNG-
Terminal dem Ganzen „nur die Krone 
auf“. Entgegen den Bekundungen, die 
man tagtäglich höre, wird immer wieder 
„über die Köpfe der Menschen“ hinweg 
entschieden. Man müsse der Landes- 
oder Bundespolitik mal sagen, dass De-
mokratie nicht nur gepredigt, sondern 
auch gelebt werden muss. Die Rüganer 
wollten den „nachgewiesenen Irrsinn vor 
der Küste“ nicht und man habe auch ein 
Recht darauf, dass das auch akzeptiert 
würde.

Kinderstube der Heringe gefährdet
Nach einer musikalischen Einlage von ei-
nem Stralsunder ging es mit Redebeiträ-
gen von Wolfgang Kannegießer von dem 
DEHOGA-Regionalverband Rügen e. V., 
Malte Paschirbe von „Fridays for Future“ 
sowie den Bürgermeistern Karsten 
Schneider vom Ostseebad Binz und Alex-
ander Badrow von der Hansestadt Stral-
sund weiter.

Marlies Preller vom NABU Rügen 
machte auch noch auf einen weiteren 
wichtigen Aspekt aufmerksam: Die Ost-
see sei ein sehr sensibles Meer, der Greifs-
walder Bodden gelte dabei als die Kinder-
stube der Heringe und dies sei die Le-
bensgrundlage der meisten Heringe die-
ses Binnenmeeres – auch sie sei durch die 
weitere Erwärmung des Wassers im Zuge 
eines LNG-Terminals vor Rügen gefähr-
det. Abzuwarten sind die Reaktionen aus 
der Landes- und Bundespolitik auf die 
Positionierung der Rüganer.

PROTEST

„Kein LNG-Terminal vor Rügen!“
Rüganer proben den Aufstand, die Wellen schlagen hoch – Demokratie nicht nur predigen
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Im nächsten Jahr feiert die Kunstwelt den 
250. Jahrestag der Geburt eines des welt-
weit bekanntesten Malers des 19. Jahr-
hunderts: Caspar David Friedrich. Das 
Ereignis wirft seine Schatten schon vor-
aus: Im März reisen die beiden Friedrich-
Bilder „Ruine Eldena im Riesengebirge“ 
und „Felsenschlucht im Harz“ aus dem 
Pommerschen Landesmuseum als erste 
„Botschafter“ nach Schweinfurt und an-
schließend weiter in die Schweiz.

Dort werden sie nacheinander in der 
Ausstellung „Caspar David Friedrich und 
die Vorboten der Romantik“ zu sehen 
sein. Im Museum Georg Schäfer in 
Schweinfurt, das im Jahr 2ooo eröffnet 
wurde und seitdem auch als bauliches 
Meisterwerk des Architekten Volker Staab 
internationale Aufmerksamkeit genießt, 
läuft die Schau vom 2. April bis 2. Juli. Das 
Haus beherbergt eine einzigartige Samm-
lung deutscher Malerei und Zeichenkunst 

von 1760 bis 1930 und die größte Spitz-
weg-Sammlung der Welt. 

Im Kunst Museum Winterthur in der 
Schweiz können die Gemälde vom 26. Au-
gust bis 19. November betrachtet werden. 
Die Sammlung Kunst Museum Winter-
thur spannt den Bogen vom 17. Jahrhun-
dert bis in die Gegenwart. Im Laufe der 
Zeit verbanden sich bedeutende histori-
sche Kollektionen unter einem Dach. Da-
zu gehören die Bestände des 1848 gegrün-
deten Kunstvereins, die Stiftung Oskar 
Reinhart mit ihrem Schwerpunkt auf der 
Deutschen Romantik sowie die Spezial-
sammlungen Jakob Briner und Emil S. 
Kern, die nebst Werken des Goldenen 
Zeitalters der niederländischen Malerei 
auch eine umfassende Miniaturenkollek-
tion beherbergen.

Damit wird die Kunstgeschichte bei-
nahe lückenlos vom Barock bis in die 
Gegenwart erlebbar: von Rembrandt bis 
Caspar David Friedrich, von Albert Anker 
und Ferdinand Hodler bis zu den Impres-
sionisten und von Pablo Picasso bis zu 
Gerhard Richter. 

Im Jubiläumsjahr 2024 sind die Kunst-
werke dann wieder im Pommerschen 
Landesmuseum zu bewundern.

KUNST

Caspar David Friedrich auf Reisen 
Ein „Botschafter“ aus dem Pommerschen Landesmuseum Greifswald

Caspar David Friedrich: „Ruine Eldena im Riesengebirge“, 1834/40

b www.pommersches-landesmuse-
um.de, www.museumgeorgschaefer.
de, www.kmw.ch

Die Pläne waren erst wenige Tage zuvor bekannt geworden und riefen bereits jetzt zahlreiche besorgte Bürger auf den Plan: In Baabe 
kamen am 26. Februar zirka 2500 Menschen zusammen, die das sensible Ökosystem vor Rügen schützen wollen� Foto: Seegert
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„Will man uns den Schwarzen Peter zuschieben?“ 

„Ein guter Artikel“
Claus Pengel, Dallgow-Döberitz 

zum Thema: Forscher wollen 
menschliche Autoren durch 
Computer ersetzen (Nr. 6)

Leserbriefe an: PAZ-Leserforum, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,  
Fax (040) 41400850 
oder per E-Mail an redaktion@ 
preussische-allgemeine.de

Leserbriefe geben die Meinung der 
Verfasser wieder, die sich nicht mit der 
der Redaktion decken muss. Von den 
an uns gerichteten Briefen können wir 
nicht alle, und viele nur in Auszügen, 
veröffentlichen. Alle abgedruckten  
Leserbriefe werden auch ins Internet 
gestellt.

ANZEIGE

DAS LETZTE HEMD HERGEBEN 
ZU: BRÜSSEL ENTPUPPT SICH  
ERNEUT ALS KORRUPTIONS­
PARADIES (NR. 7)

Jesus forderte dazu auf, unser letztes 
Hemd und den Mantel noch dazu herzu-
geben. Eine grenzenlose Geldgier stellt 
alle moralischen Werte in den Schatten. 
Wenn wir also alle gleichzeitig unser letz-
tes Hemd hergeben und den Mantel noch 
dazu, können wir vielleicht die Abkürzung 
nehmen. 

Die Korruption durchzieht die Ge-
heimdienste, die Politik, die Gerichte und 
vor allem jetzt die Bereitstellung von 
Energie. Statt kleiner lokaler Lösungen 
werden weltweite Lieferverträge ge-
schlossen, und das hat bereits zum Krieg 
in der Ukraine geführt. Jetzt gibt es Ver-
träge mit Aserbaidschan, aber die Wasser-
stofflobbyisten wollen auch das ganz gro-
ße Geld machen und gefährden die Welt 
mit unterirdischen Wasserstofflagern. Die 
Geldgier verhindert kleine lokale, um-
weltschonende und friedliche Lösungen.
� Dorit Valentina Selge, Hamburg

DIKTAT DES GELDES 
ZU: BRÜSSEL ENTPUPPT SICH  
ERNEUT ALS KORRUPTIONS­
PARADIES (NR. 7)

Der Globalismus zeigt immer deutlicher, 
dass er die Mehrheit der Gesellschaft 
nicht zur Verbreitung des Wohlstands 
führt, sondern zu Armut und zum Diktat 
des Geldes durch ein korruptes Häufchen.  
� Jürgen Frick, Dessau-Roßlau

EINE FÜHRENDE ROLLE? 
ZU: DIE TIEFE SEHNSUCHT NACH  
SOLIDER BÜRGERLICHER POLITIK  
(NR. 7)

Es macht mich traurig! Ich floh mit mei-
ner Familie 1989 über Tschechien, Un-
garn, Österreich nach Schleswig-Holstein, 
um genau diese „bürgerliche, solide Poli-
tik“ zu genießen. CDU und FDP hatten 

ihre Kreuze auf dem Wahlzettel sicher. 
Als die FDP überheblich wurde, ging alles 
an die CDU. Seit 2015 geht meine Familie 
nicht mehr wählen. Die solide bürgerliche 
Politik gab es nicht mehr.

In der DDR hieß es immer: „unter der 
führenden Rolle der SED“. Aber selbst in 
der Diktatur des Proletariates waren die 
Blockparteien zugelassen. Inzwischen ha-
be ich das Gefühl, die Linken bis zur Mitte 
der CDU könnten stellvertretend die SED 
darstellen. Die einzige Oppositionspartei 
wäre die AfD.

Es gibt intelligente Menschen wie Ha-
rold James oder Susanne Schröter, es gibt 
Mahner ohne Ende. Ich verstehe es ein-
fach nicht, wie eine derartige Vergewalti-
gung Berlins durch Links ablaufen kann. 
Wenn offensichtliche Unfähigkeit Berlin 
regiert und nichts dagegen unternommen 
werden kann, macht es mich traurig.

Zwei Fragen beschäftigen mich: Ers-
tens, hat Deutschland nichts aus dem Nie-
dergang der DDR gelernt? Zweitens, ha-
ben wir in Bezug auf Waffenlieferungen 
und durch Übernahme einer Führungs-
rolle im Ukrainekrieg den zweiten Welt-
krieg vergessen? Warum soll Deutschland 
mit seiner nicht einsatzfähigen Bundes-
wehr die Führungsrolle übernehmen und 
nicht die Franzosen oder Engländer als 
Atommächte? Will man uns den Schwar-
zen Peter zuschieben?

� Peter Karstens, Eckernförde 

DA WAR „DER OFEN AUS“ 
ZU: POLITISCHE BILDUNG AUF  
ABWEGEN (NR. 7)

Mein Erlebnis mit der Bundeszentrale für 
politische Bildung (BpB): Ich hatte vor 
über 15 Jahren mein Abonnement des Ju-
gendmagazins „Fluter“ der BpB schlagar-
tig gekündigt. Grund war eine Ausgabe zu 
dem Thema „Freiheit“. Darin wurde der 
Revolutionär Che Guevara tatsächlich als 
„Freiheitsheld“ bezeichnet. Ein Mann al-
so, der zahlreiche Todesurteile angeord-
net hatte, bei deren Ausführung (Tod 
durch Erschießen) er in einigen Fällen 
persönlich Hand angelegt hatte durch Be-

tätigen des Revolverhahnes. Da war bei 
mir sozusagen „der Ofen aus“.
� Roland Auerbach, Osthofen 

EINSEITIGE POLIT-BILDUNG 
ZU: POLITISCHE BILDUNG AUF  
ABWEGEN (NR. 7)

Thomas Krüger, der Leiter der Bundes-
zentrale für politische Bildung (BpB), war 
2002 Mitglied der Jury, welche das Inter-
net-Netzwerk „Indymedia“ mit dem Pol-
di-Award auszeichnete. Der Preis war 
auch von der Bundeszentrale für politi-
sche Bildung mitinitiiert worden. Mit die-
sem Leiter ist nichts anderes zu erwarten. 
Die Mitarbeiter der BpB stehen ihm in 
nichts nach. 

Die BpB ist eine dem Innenministeri-
um nachgeordnete Behörde des Innenmi-
nisteriums, „also völlig unabhängig“. 
Mehr muss man nicht wissen, um die Ein-
seitigkeit der gewollten politischen Bil-
dung zu erkennen.� Ulrich Bohl, Berlin 

DESOLATE SCHULBILDUNG 
ZU: SCHULEN FUNKEN SOS (NR. 6)

Unser gesamtes Bildungssystem funktio-
niert nicht mehr. Vor lauter Bürokratie 
haben die Pädagogen immer weniger Zeit 
für ihre eigentlichen Aufgaben. 

Es muss überprüft werden, ob in die-
sem Personenkreis alle Beamte sein müs-
sen und andere Arbeitszeitregelungen 
(dazu gehört auch das Thema Teilzeitar-
beit) erforderlich sind. Weiter müssen 
Lehrinhalte völlig überarbeitet werden. 
Es kann nicht angehen, dass nach Beendi-
gung der Schule sehr viele Schüler nicht 
über ausreichende Deutsch- und Mathe-
matikkenntnisse verfügen, aber gleichzei-
tig strotzen Lehrpläne vor Projektarbei-
ten. Aber das alles ist nicht neu.

Schon vor den vielen Immigranten- 
und Flüchtlingswellen und vor Corona 
war das nicht anders. Dafür sind aber 
nicht die Schulen und Lehrkräfte verant-
wortlich, sondern die Politik. Sie hat die 
Bildung komplett gegen die Wand gefah-

ren. Es ist völlig falsch, diese „Wellen“ als 
Begründung für den desolaten Zustand 
des Bildungssystems anzugeben. 

� Heinz-Peter Kröske, Hameln 

HOFIERTER UKRAINE-PRÄSIDENT 
ZU: DIE LAGE DER UKRAINE IST 
ERNST (NR. 6) 

Präsident Selenskyj geht auf Europatour-
nee und bittet und bettelt dabei um noch 
mehr Waffen. Er will mit Waffen Frieden 
schaffen. Wie das gehen soll, bleibt mir 
rätselhaft. Und er wird dort von allen Sei-
ten dermaßen hofiert, dass dieses an Pein-
lichkeit leider nicht mehr zu überbieten 
ist.� Klaus P. Jaworek, Büchenbach

LITAUISCHE SCHANDTAT 
ZU: LITAUEN FEIERT DAS JAHR DER 
„VEREINIGUNG“ (NR. 4)

In dem Artikel wird darüber berichtet, 
dass und wie Litauen die Annexion des 
Memellandes vor 100 Jahren feiert. In ei-
ner Zeit, da alle Welt den Überfall Russ-
lands auf die Ukraine verurteilt, ist es 
schon bemerkenswert, dass Litauen sich 
der gleichen Schandtat rühmt. Da das in 
der PAZ mit keinem Wort beanstandet 
wird, muss ich das hier nachholen:

Gegenüber dem heutigen Deutsch-
land als Rechtsnachfolger des 1923 ge-
schändeten Deutschen Reiches bedeutet 
die Haltung Litauens zu seiner Annexion 
mehr als einen unfreundlichen Akt, zumal 
es das Memelland 1939 ja wieder zurück-
gegeben hat. Erst 1945 wurde dieses – von 
der Sowjetunion, und zwar außerhalb der 
Abreden von Potsdam – klammheimlich 
erneut annektiert, sodass Litauen seinen 
jetzigen Besitz ganz fraglos den Sowjets 
verdankt.

Dass von einem Protest der Bundes-
republik gegen Litauen nichts zu hören 
ist, dürfte symptomatisch sein für einen 
Staat, der nichts auf sich hält und auch 
den Angriff auf „seine“ Gasleitungen in 
der Ostsee stillschweigend hinnimmt.
� Dr. Uffhausen, Lüneburg
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Leserstimmen zu den zurückliegenden Ausgaben

VON RENÉ NEHRING

D ie Erschütterung war groß – und sie hält weiter an. Seit ei-nem Jahr nun, seit dem russi-schen Einmarsch in die Ukrai-ne am 24. Februar 2022, herrscht wieder Krieg in Europa. Kein Bürgerkrieg wie in Nordirland oder auf dem Balkan und kein Militärschlag wie die Niederwälzung des Volksaufstandes in der DDR durch sowjeti-sche Truppen – sondern ein klassischer Krieg eines Staates gegen einen anderen. Schnell brachte der Ausbruch des Krie-ges die aus der Geschichte bekannten Be-gleiterscheinungen mit sich – Bombardie-rungen von Städten, die Misshandlung von Kriegsgefangenen sowie nicht zuletzt die Ermordung und Vergewaltigung von Zivilisten. Ortsnamen wie Butscha, Mariu-pol und Bachmut wurden zu Synonymen des Grauens unserer Zeit. 
Bilanz des bisherigen GeschehensJahrestage sind stets Anlass zu einer In-ventur, zumal in laufenden Entwicklun-gen. Für einen Krieg heißt das: Was haben die Konfliktparteien erreicht? Und wie verändert das Kriegsgeschehen die Lage für die umliegenden Länder? Für das angreifende Russland hat sich der Krieg nicht gelohnt. Weder ist es ge-lungen, das erklärte Ziel eines Regime-wechsels in der Ukraine zu erreichen, noch die territorialen Zugewinne im Sü-den dauerhaft zu konsolidieren. Auch das strategische Ziel, eine Ausweitung der NATO zu unterbinden, wird Moskau ver-fehlen. Ganz im Gegenteil streben nun mit Finnland und Schweden zwei Länder in die nordatlantische Verteidigungsgemein-schaft, denen die eigene Neutralität jahr-zehntelang ein heiliges Anliegen war. Auch die Ukraine wird ihre Maximal-ziele – die Vertreibung der russischen Truppen nicht nur aus den seit dem 24. Februar eroberten Gebieten, sondern auch von der Krim und aus dem ganzen Donbass – nicht erreichen. Schon jetzt ist 

der Blutzoll für ihren Unabhängigkeits-kampf enorm hoch. Ihre Überlebensfähig-keit hängt von der Bereitschaft des Wes-tens ab, auch weiterhin Waffen, Munition und humanitäre Hilfsgüter zu liefern. Die Grenzen des westlichen Engage-ments liegen dort, wo ein heißer Konflikt mit der Nuklearmacht Russland droht. Dies limitiert nicht nur die Möglichkeiten der Ukraine, sondern auch ihrer Unter-stützer. Weshalb die westlichen Nationen anfangs vor allem auf Wirtschaftssanktio-nen setzten, um Druck auf Russland aus-zuüben. Allerdings wählten sie als Schlachtfeld für ihren ökonomischen Gegenschlag ausgerechnet den Energie-sektor, auf dem Russland ein Riese ist, ins-besondere die EU-Staaten jedoch Zwerge sind. Was dazu führte, dass die Russen – während die Westeuropäer nach alterna-tiven Energiequellen suchten – vermel-den konnten, dass sie in Folge der Sank-tionen mehr Geld mit dem Verkauf von Erdöl und Gas verdienten als zuvor. Allerdings gab es auf Seiten des Wes-tens auch klare Gewinner. Die NATO zum Beispiel, der vor drei Jahren noch vom französischen Präsidenten Macron diag-nostiziert worden war, „hirntod“ zu sein, erfreut sich nicht nur bei ihren Mitglie-dern wieder einer größeren Wertschät-zung, sondern gerade auch bei Ländern, die ihr bislang nicht angehören. Neben Finnland und Schweden gilt dies vor allem für die Ukraine. Beitrittswünsche weiterer 

Länder sind zu erwarten, sobald der Rauch des gegenwärtigen Krieges verzogen ist. Die geostrategischen Profiteure des Ukrainekriegs sind bislang die USA und China. Während die russische Bindung in Europa Chinas Einfluss in Asien steigerte, führte der Verzicht der meisten EU-Staa-ten auf russisches Erdgas zu einem dra-matischen Anstieg der US-amerikani-schen Energieexporte nach Europa. Ein Schelm, wer Böses dabei denkt, dass Wa-shington schon lange vor Ausbruch des Krieges scharfe Kritik an den europäi-schen Verbündeten wegen deren Energie-partnerschaft mit den Russen geübt hatte. Ein Kriegsakt gegen DeutschlandWomit wir bei einem der einschneidends-ten Ereignisse der letzten Monate wären – dem Anschlag gegen die Gasleitungen Nord Stream 1 und 2 (siehe hierzu die Sei-te 6). Gemessen an den Zerstörungen in der Ukraine ist die Sprengung einer Pipe-line eher banal, politisch ist dieser An-schlag gleichwohl von höchster Bedeu-tung. Denn dieser ist – ohne jede Über-treibung – nicht nur der einzige Kriegsakt außerhalb des unmittelbaren Kampfge-bietes, sondern auch ein Anschlag auf die deutsche Infrastruktur und somit ein Kriegsakt auch gegen Deutschland. Umso erstaunlicher das Schweigen der deutschen Politik zu diesem historischen Vorfall. Der bislang einzig erkennbare Grund für das Desinteresse ist, dass viele 

Indizien bezüglich der Täterschaft nicht Richtung Moskau weisen, sondern gen Washington. Erst vor wenigen Tagen be-zichtigte der legendäre Enthüllungsjour-nalist Seymour Hersh in einem Artikel die US-Regierung, den Anschlag verübt zu ha-ben. Dass die Berliner Politik kaum Inter-esse an der Aufklärung zeigt, wirkt  da eher wie eine Bestätigung der Hersh-These als eine Widerlegung.  Bislang erscheint es undenkbar, dass die USA als stärkste Macht der NATO mit der Sprengung der Nord-Stream-Leitun-gen einen Schlag gegen die Infrastruktur eines Partners führen, den sie selbst re-gelmäßig als wichtigsten Verbündeten in Europa bezeichnen. Doch falls die USA tatsächlich dahinterstecken sollten, stell-te sich unweigerlich die Frage nach einem weiteren Sinn der NATO. Wie der Krieg am Ende ausgehen wird, ist heute noch nicht absehbar. Neben einer Ausweitung in Europa muss insbesondere der anschwellende Konflikt zwischen Chi-na und den USA in Asien Besorgnis erre-gen. Ein offener Kampf zwischen den bei-den Supermächten unserer Zeit würde aus dem bisherigen Konflikt in Europa einen neuen Weltkrieg machen. Wenngleich ein solches Szenario noch immer unwahr-scheinlich erscheint, so lehrt die Geschich-te – vor allem der Marsch der „Schlaf-wandler“ in den Ersten Weltkrieg – doch, wie schnell sich ein lokaler Konflikt zu ei-nem Weltenbrand ausweiten kann.  
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VON BETTINA MÜLLER

I n den frühen 1910er Jahren reiste 
der Ostpreuße Josef Wiener-
Braunsberg mit seiner Frau Anna 
zwei Jahre lang durch Europa, finan-

ziert durch das Erbe seines 1904 in Berlin 
verstorbenen Vaters, dem Sanitätsrat  
Dr. Wilhelm Wiener. Schon länger hader-
te der seit der Jahrhundertwende in Ber-
lin lebende Schriftsteller und Redakteur 
mit seinem Schicksal. Innerhalb weniger 
Jahre hatte er Vater, Mutter und Schwes-
ter auf dem Jüdischen Friedhof Weißen-
see begraben müssen, seine Karriere stag-
nierte, seine Ehe kriselte.

 Die Insel Capri wurde für das Ehepaar 
zum Sehnsuchtsziel, das sie jedoch mit 
vielen anderen Literaten wie Joseph Con-
rad, Gerhart Hauptmann, D.H. Lawrence 
und Rainer Maria Rilke teilen mussten, 
die alle im Laufe der Jahre dem Charme 
der Insel erlegen waren. 

Der westlich von Neapel gelegene 
Küstenort Pozzuoli ließ den 1866 als Josef 
Wiener in Braunsberg geborenen und 
eher bodenständigen Schriftsteller zum 
ersten Mal ins Schwärmen geraten: „Para-
diesisch schön! In Pozzuoli speist man am 
besten in dem auf das Meer hinausgebau-
ten Restaurant besonders Fische und 
Langusten. Der schönste Spaziergang ist 
gegen Sonnenuntergang auf dem Corso 
Vittore Emanuele. Man beachte den Son-
nenuntergang und später, bei eintreten-
der Dunkelheit, wie, während man selbst 
noch im Sonnenlichte wandelt, tief unten 
in den Menschenwimmelnden Strassen 
bereits die Gaslaternen brennen.“

Der unveröffentlichte Italien-Reise-
plan aus seinem Nachlass, der sich im Be-
sitz der Autorin befindet und den sie vom 
Sohn des Stiefsohnes des Schriftstellers 
erhalten hat, war zunehmend mit lyri-
schen Anwandlungen gespickt, je weiter 
die Reise fortschritt. Doch Obacht, der 
wohl eher misstrauisch veranlagte, prag-
matische Ostpreuße versäumte auch 
nicht zu warnen: „Man sei in Neapel stets 
auf der Hut vor falschem Geld und Spitz-
buben und sonstigen Gaunern. Wertsa-
chen nicht sichtbar tragen!“ 

Wiener-Braunsberg war zudem wohl 
auch ein penibler Zeitgenosse und dabei 

allzu vorausschauend, um bloß nichts zu 
verpassen. Und so überfrachtete er den 
Reiseplan so dermaßen, bis kein Raum 
mehr für spontane Aktivitäten blieb. 

Das Ehepaar war mit einem Dampfer 
des Norddeutschen Lloyd, der seit 1889 
Neapel mit der Insel verband, nach Capri 
gereist. Vor allem deutsche Touristen 
strömten seitdem in Scharen herbei und 
hinterließen reichhaltige Spuren, bis so-
gar deutschsprachige Verkehrsschilder 
zur Normalität wurden. Die einheimische 
Bevölkerung stellte sich komplett auf die 
Reisenden ein: Wirte, Kellner, Droschken-
kutscher und Verkäufer – sie alle lernten 
fleißig Deutsch, um den Gästen allen 
Komfort bieten zu können, und das mög-
lichst ohne jegliche Sprachbarrieren.

Noch im selben Jahr musste der örtli-
che Bürgermeister Serena konsterniert 
konstatieren, während er doch allzu gerne 

den klingelnden Kassen im Hintergrund 
lauschte: „L’isola è tedesca“ („Die Insel ist 
deutsch“). 

Besonders fürsorglich wurden die 
Deutschen im „Kater Hiddigeigei“ von 
dem geschäftstüchtigen Ehepaar Lucia 
und Giuseppe Morgano umsorgt. Der tie-
rische Name ihres in den 1860er Jahren 
gegründeten Etablissements, einem Gast-
hof mit Restaurant, stammte aus dem 
Versepos „Der Trompeter von Säckingen“ 
von Joseph Victor von Scheffel, in dem ein 
Kater mit stets hochmütigem Antlitz sei-
ne Weisheiten verkündete: „Und am Tore 
von Pompeji / Saß der Kater Hiddigeigei. / 
Knurrend sprach er: ‚Laß die Studien, /
Was ist all antiker Plunder, / … Gegen 
mich, die selbstbewußte / Epische Cha-
rakterkatze?‘“

Für die deutschen kaiserlichen Unter-
tanen wurde die Lokalität durch die Über-

fürsorge ihrer Gastgeber zu einer Art 
„Traumschiff“ auf trockenem Boden, wo 
man ihnen vor allem jegliche lästige Orga-
nisation abnahm und das Ganze zu einer 
Vorform des „All-Inclusive-Urlaubs“ mu-
tierte, ob mit Alkoholexzessen oder ohne, 
ist nicht überliefert.

Zu Gast beim „Alten Fritz“
Wiener-Braunsberg notierte: „Uebrigens 
ertheilt das Café ,Zum Kater Hiddigeigei‘ 
alle gewünschte Auskunft. Die jungen 
Morganas, die zu grüssen bitte, sprechen 
vorzüglich deutsch und nehmen sich in 
liebenswürdigster Weise besonders der 
Deutschen an. Sie sind jederzeit erbötig, 
alle möglichen Dienstleistungen unent-
geltlich zu übernehmen und im Bedarfs-
falle den Dolmetscher zu machen. Sie 
sind sozusagen die Managers von Capri, 
wie auch das Prinzip des Warenhauses 

von ihnen auf Capri im Kater Hiddigeigei 
seit Jahren verwirklicht worden ist.“

Der deutsche Lebensstil war somit all-
gegenwärtig: Deutsches Bier, zünftiges 
Essen in der Gaststube mit bayerischer 
Wirtshausatmosphäre, aber auch – recht 
preußisch – im Restaurant „Zum alten 
Fritz“. Abenteuerlust suchte man da wohl 
vergeblich bei den kaiserlichen Unterta-
nen. Und wenn den Deutschen der Sinn 
nach „Abwechslung“ stand, wechselten 
sie einfach die Räumlichkeiten und kehr-
ten in das Café „Pilsener Urquell“ oder in 
die Weinstube „Gaudeamus“ ein. 

„Die schöne Insel Capri ist deutsch“, 
hatte schon der Autor Hanns Heinz Ewers 
am 12. April 1904 in seinem Artikel „Das 
Fremdenbuch“ auf Capri im „Berliner Ta-
geblatt“ festgestellt. Der Mann war rabiat. 
Ein Jahr später biss er einem Pester Archi-
tekten nach einer Prügelei im „Bunten 
Vogel“ einen Teil der Nase ab, woraufhin 
man ihn zu 13 Monaten und sieben Tagen 
Gefängnis sowie zu einer Geldstrafe von 
1000 Lire verurteilte. 

Zufällig wurde auch Wiener-Brauns-
berg Zeuge dieser Auseinandersetzung, 
die er umgehend der „Neuen Hamburger 
Zeitung“ petzte und Ewers später noch in 
einem anderen Zusammenhang erwähn-
te: „Zu versäumen keinesfalls außer dem 
Besuch der ,blauen Grotte‘ eine Grotten-
fahrt um die Insel. Die besten Badestellen 
sind die Bagni di Tiberio und eine Stelle 
nahe bei der Grotta bianca. Man rudert zu 
beiden hin. Die Besitzer des Ristorante 
Tiberio sind mit H.H. Ewers verwandt. 
Eine ihrer Töchter ist mit dem Bruder der 
Frau Dr. Ewers, dem Maler Wunderwald 
verheiratet.“ Ewers sollte später mit den 
Nationalsozialisten sympathisieren.

Josef Wiener-Braunsbergs Ehe war 
trotz Capri-Idylle nicht mehr zu retten 
und wurde 1913 geschieden. Vier Jahre 
später starb seine Ex-Frau im Alter von 
nur 44 Jahren an einer Lungenentzün-
dung. 1920 übernahm Wiener-Braunsberg 
von Kurt Tucholsky die Chefredaktion 
der Zeitschrift „Ulk“, der satirischen Wo-
chenbeilage des Berliner Tageblatts. Acht 
Jahre später verstarb er an einem Hirn-
schlag. Die Glanzzeit des „Kater Hiddigei-
gei“ ebbte kontinuierlich ab, der Kater 
war aus der Mode geraten.

In China gibt es einen neuen, besorgnis-
erregenden Trend. Eltern fördern ihren 
Nachwuchs bis über die Schmerzgrenze 
hinaus. Das Ziel ist klar definiert und lau-
tet: die Zukunft des einzigen Kindes best-
möglich sichern. Doch bei dieser Entwick-
lung gibt es kaum Gewinner. Die Kinder 
werden um ihre Kindheit gebracht, die 
Eltern um ihr Vermögen. 

Die neue Art der Fürsorge für das Kind 
wird „JIWA-Parenting“ genannt. Benannt 
nach einer früheren chinesischen Thera-
pieform ist dieser Trend denn auch im 
Reich der Mitte beheimatet. Lange Zeit 
hatte die Regierung mit der Ein-Kind-Po-
litik das Bevölkerungswachstum regulie-
ren wollen. Nun steht sie vor einem neuen 
Problem. Jetzt wünscht die Politik, dass 
Familien mehr Kinder bekommen. 

Doch ein großer Teil von Chinas El-
tern gibt aktuell aufgrund ehrgeiziger Zie-
le 25 bis 50 Prozent des Einkommens für 
Ausbildung, Förderung und Nachhilfe sei-
nes einzigen Kindes aus. Ein zweites Kind 

kann sich da niemand leisten. Eine tragi-
sche Entwicklung. Die Kinder von JIWA-
Eltern lernen von früh bis spät, viele Kin-
der gehen erst gegen Mitternacht schla-

fen, weil der Tag mit wichtigen, ernsthaf-
ten Terminen angefüllt ist. Das Kind-Sein 
bleibt auf der Strecke, Spielen und sich 
verabreden kennen diese Kinder nicht. 

Schon im Krabbelalter wird der Nach-
wuchs mit sinnvollen, ausgewählten Din-
gen beschäftigt. Die Förderung der Synap-
senbildung ist schließlich Grundlage, und 
der zweibeinige Familien-Schatz wird 
schon in diesem Alter für Prüfungen des 
geplanten Studiums angemeldet. Lesen 
und Schreiben, Kalligraphie oder das Pro-
grammieren mit iPads stehen schon im 
Vorschulalter auf dem Plan. 

Das Erlernen von Sportarten und Mu-
sikinstrumenten gehört ebenso zur För-
derung wie Sprachunterricht. Schon 
Fünfjährige verbringen ihre Nachmittage 
mit dem Lösen mathematischer Aufga-
ben.  Bei so viel Frühförderung ist klar, 
wohin die Reise geht. In der Schule wird 
darauf abgezielt, dass die Nachwuchshoff-
nung der Familie Bestnoten nachhause 
bringt. Nachhilfeunterricht boomt des-
halb in China und hat sich zum Milliar-
dengeschäft entwickelt. 

Nur wer ausgezeichnete Leistungen in 
der Schule bringt, hat anschließend die 

Möglichkeit, einen der begehrten Plätze 
auf einer Elite-Universität zu bekommen. 
Genau darin sehen die JIWA-Eltern die 
besten Chancen auf ein erfolgreiches und 
finanziell abgesichertes Leben. Dass den 
Kindern entscheidende Erfahrungen vor-
enthalten werden, ist ein Preis, den JIWA-
Eltern in Kauf nehmen. Schließlich gehen 
sie selbst über ihre eigenen Grenzen hin-
aus. Viele Elternpaare verschulden sich 
für die Ausbildung des Kindes.

Wäre es noch erlaubt, würden einige 
von ihnen sogar die Anwendung von Hüh-
nerblut in Betracht ziehen. Daher stammt 
auch der Name „JIWA-Eltern“. In den 
1950er Jahren ist es in China vorgekom-
men, dass Kindern Hühnerblut gespritzt 
wurde, um sie auf diese Weise zum Ler-
nen anzuregen. Die Maßnahme ist inzwi-
schen längst verboten.  Nun ist der Trend 
der extremen Lernförderung zurück. Und 
wird wieder JIWA-Parenting genannt. Das 
alte Ziel zeigt sich in einer modernen 
Form.� Stephanie Sieckmann

ERZIEHUNG

Der dauergestresste Nachwuchs
Mehr als nur besorgte Helikopter-Eltern – JIWA-Eltern treiben vor allem in China ihre Kinder zu schulischen Bestleistungen an

Treffpunkt der Deutschen auf der italienischen Urlaubsinsel Capri: Der Gasthof „Zum Kater Hiddigeigei“ � Foto: Giorgio Sommer

HISTORISCHE REISE

„Die Insel ist deutsch“
Der Ostpreuße Josef Wiener-Braunsberg reiste vorm Ersten Weltkrieg nach Capri – Er traf dort auf eine illustre deutsche Kolonie
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Vom mütterlichen Schatten verfolgt: Falscher Ehrgeiz überträgt sich leicht auf Kinder
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TRADITION

Unterhaltsam garniert mit Witz erzählt die Paläoanth-
ropologin, Evolutionsbiologin und Komikerin Ella Al-
Shamani die Geschichte einer der ältesten Gesten der 
Welt. Als Muslimin nach den Scharia-Regeln erzogen, 
durfte sie 26 Jahre lang keinem Mann die Hand geben 

und musste diese Tradition erst mühsam lernen. Ihr 
flott geschriebenes Buch stellt neben einer kulturge-
schichtlichen Betrachtung auch ein Plädoyer für den 
Handschlag dar, der seit März 2020 mehr und mehr den 
Corona-Regeln zum Opfer gefallen ist. � MRK

Ella Al-Shamani: „Der Handschlag.  
Die neue Geschichte einer großen Geste“,  
Verlagsgruppe Harper Collins,  
Hamburg 2023, gebunden,  
206 Seiten, 20 Euro

Die Geschichte  
einer Geste

Die Paläoanthropologin  
Ella Al-Shamani hat sich mit der Kunst 

des Händeschüttelns beschäftigt

VON HARALD FOURIER

T eresa ist eine Milchbäuerin aus 
Brandenburg. Ihre Kinder sa-
gen zu ihr „O Gott, Mama – die 
armen Menschen, die hier le-

ben“, wenn sie sie mit dem Auto durch Ber-
lin fährt. Teresas Leben dreht sich um ih-
ren Hof, den sie vom Vater geerbt hat. Bei 
dessen Tod musste sie ihr Germanistik-
studium abbrechen und mit dem Leben in 
Münster abschließen. Sie tat dies radikal 
und kappte den Kontakt zu ihrem Kommi-
litonen und Mitbewohner Stefan.

Dieser komplette Anti-Held ist eine 
Ausgeburt von Wokeness und eitler Ge-
schwätzigkeit. Er hat keine Familie, aber 
dafür Karriere als Kulturchef bei einer 
linksliberalen Hamburger Wochenzeitung 
namens „Der Bote“ gemacht. Die Journa-
listen dort halten sich für eine „Bundes-
republik in der Nussschale“, sind aber pri-
vilegierte Zeitgeistjünger, die die Proble-
me der normalen Leute kaum kennen. 
„Irgendwie spielt ihr in eurer kleinen Blase 
doch ein Spiel, das nur euch selbst be-
trifft“, lästert Teresa in einer Nachricht an 
Stefan.

Juli Zehs gemeinsam mit dem Journa-
listen Simon Urban geschriebener neuer 
Roman „Zwischen Welten“ beginnt, als 
sich die beiden Protagonisten zufällig wie-
dertreffen und den Kontakt wieder aufneh-
men. Sie tun dies per E-Mail oder Kurz-
nachricht. Diese Form der Darreichung 
erinnert an Theodor Fontanes Effi Briest, 
der Briefmonologe und Dialoge rund um 
gesellschaftliche Trends zu Papier brachte. 

Teresa und Stefan diskutieren die The-
men des zurückliegenden Jahres: Klima-
politik, Ukrainekrieg, Rassismus. Beide Fi-
guren machen eine Entwicklung durch: 
Teresa wird durch die Umstände radikali-
siert. Aus der unpolitischen Bäuerin wird 
eine Aktivistin, die sich gegen die Drangsa-
lierung der Landwirtschaft durch Großkon-
zerne und Regierungen zur Wehr setzen 
möchte. Stefan hingegen, dessen zwanghaf-
te Gendersprache schwer zu ertragen ist, 
geht den anderen Weg. Er erlebt linksradi-
kale Aktivisten, die Karrieren vernichten. 
Er verabschiedet sich vom Aktivismus. 

Der Roman lebt vom Gegensatz aus 
Stadt und Land, Kuhstall und Onlineredak-
tion. Teresa repräsentiert eher den Boris-
Palmer-Flügel der Grünen als die AfD, aber 
schon das ist ein Stachel im Fleisch des 
Zeitgeistes. Zeh spielt mit politisch unkor-
rekten Andeutungen. „Die sogenannten 
Qualitätsmedien haben ihren Kompass ver-
loren“, schimpft Teresa. Ihr Freund beim 
„Boten“ ist Vertreter genau jener Zunft. So 
endet der Roman, der die aktuellen Debat-
ten in Deutschland aufgreift, ohne Lösung 
oder glückliches Ende. Wie hätte es das für 
zwei so unterschiedliche Welten, die da 
aufeinanderprallen, geben können?

VON MANUELA ROSENTHAL-KAPPI

Leonid Wolkow, Jahrgang 1980, 
Ex-Duma-Abgeordneter von Je-
katerinburg und Dissident, be-
findet sich derzeit auf Lesereise 

in Deutschland. Er gehört der Generation 
an, die in den 90er Jahren aufwuchs, als es 
in Russland demokratischer zuging als 
heute, wie er sagt. Vielen seiner Generati-
on schwebte eine offene Gesellschaft vor, 
in der die Menschen mitbestimmen durf-
ten. Putins Ziel hingegen sei nie eine offe-
ne Gesellschaft gewesen. Spätestens bei 
dessen Rückkehr ins Präsidentenamt 2012 
sei dies deutlich geworden. Nach dem 
Krim-Anschluss, der Zerschlagung der 
Opposition und dem Giftanschlag auf Ale-
xej Nawalnij sei die Entwicklung eskaliert.

Der Autor sieht die „Wilden 90er Jah-
re“, die viele Russen ihre gesicherte Exis-
tenz kostete, ursächlich für den Erfolg 
von Putins Aufstieg und Macht. Er habe 
sich als Garant für Stabilität gut verkau-
fen können und anfangs wirtschaftliche 
Erfolge verbucht. 2008 war es mit dem 
Wirtschaftswachstum vorbei und Putins 
Stern sank. Das habe ihn veranlasst, die 
Machtvertikale, ein Durchregieren von 
oben nach unten, zu etablieren. 

Obwohl der studierte Mathematiker 
Putin nicht für besonders klug oder gebil-
det hält, behandelt er dessen Erfolge fair, 
wenn er sagt: „Wenn Putin 2008 nicht 
mehr zur Wahl angetreten wäre, wäre er als 
der erfolgreichste und populärste Präsi-
dent aller Zeiten in die russischen Ge-
schichtsbücher eingegangen.“ Dem Wes-

ten wirft Wolkow zwar Blauäugigkeit ge-
genüber Putins imperialistischen Absich-
ten und der Etablierung einer Diktatur vor, 
aber die Fehler des Westens in der Ukrai-
nepolitik erwähnt er mit keinem Wort. 

Gemeinsam mit Nawalnij hat Wolkow 
eine Antikorruptionsstiftung gegründet 
und Putins Elite hart angegriffen. Er wurde 
mehrfach festgenommen und verpasste 
die Geburt seines ersten Kindes. Inzwi-
schen agiert er von Litauen aus. Viele Sei-
ten seines Buchs gleichen einem Loblied 
auf Nawalnij, wobei die Kapitel äußerst 
interessant sind, in denen er schildert, mit 
welchen Mitteln und Tricks Oppositionel-
le in einer Atmosphäre der Unterdrückung 
ihren Protest zum Ausdruck bringen. Oft 
werde er gefragt, warum das russische Volk 
sich nicht gegen Putin erhebe. Dem ent-
gegnet Wolkow, dass es durchaus Wider-
stand gebe, wovon die Massendemonstra-
tionen zeugten, die es einige Zeit gab. Da-
für, dass nicht jeder das Risiko einer Haft-
strafe eingehen will, zeigt er Verständnis. 
Putins Regime zerstöre nicht nur Karrie-
ren, sondern ganze Familien. 

Dennoch glaubt Wolkow an sein Volk 
und daran, dass sich in Russland nach Pu-
tin die Demokratie durchsetzen wird.

GESELLSCHAFTSKRITIK RUSSLAND

Zwei Welten  
prallen aufeinander

Wie Putins Diktatur 
entstehen konnte 

Juli Zehs und Simon Urbans Roman „Zwischen 
Welten“ lebt vom Gegensatz zwischen Stadt und 
Land sowie von konträren politischen Ansichten

Der Dissident Leonid Wolkow setzt sich in seinem 
jüngst erschienenen Buch „Putinland“ mit der 

politischen Entwicklung in seiner Heimat auseinander

Juli Zeh/Simon Urban: 
„Zwischen Welten“, 
Luchterhand Verlag, 
München 2023, gebun-
den, 448 Seiten, 24 Euro

Leonid Wolkow: „Pu-
tinland. Der imperiale 
Wahn, die russische 
Opposition und die 
Verblendung des Wes-
tens“, Droemer Verlag, 
München 2022, gebun-
den, 233 Seiten, 22 Euro

Katherine Webb: 
„Der Tote von Wilt-
shire“, Diana Verlag, 
München 2022,  
Taschenbuch,  
471 Seiten, 12 Euro

b FÜR SIE GELESEN

Webbs  
Krimi-Debüt
Die Haushälterin des Herrenhauses 
Longacres in Wiltshire, Hedy Lambert, 
sitzt bereits seit 14 Jahren im Gefäng-
nis, ihrer Überzeugung nach unschul-
dig. Doch die Indizien waren seinerzeit 
eindeutig, dass sie einen Landstreicher 
erstochen haben soll. Nun tauchen 
neue Zeugen auf, und Kommissar 
Matthew Lockyer, der damals seinen 
ersten Fall hatte, ist unsicher, ob er die 
falsche Person verhaftet hat. 

Er ist ohnehin zuständig für die 
ungelösten Fälle. So macht er sich auf 
die Suche nach neuen Beweisen. Er 
kann sich nicht erklären, aus welchem 
Grund Lambert diesen Mann hätte tö-
ten sollen, aber die anderen Beteilig-
ten hatten offensichtlich auch keinen 
Grund gehabt. Um Aufklärung zu er-
halten, muss er diesen Fall noch ein-
mal ganz von vorn bearbeiten. Einen 
Fehler möchte er sich ungern einge-
stehen, denn einer brennt ihm schon 
auf der Seele – er hat seinen Bruder im 
Stich gelassen.

Katherine Webbs Roman „Der To-
te von Wiltshire“ ist realistisch, ein-
fühlsam und wortgewandt geschrie-
ben und ist daher sehr unterhaltsam. 
Bisher schrieb Webb historische 
Bestseller, dies ist ihr erster Krimi-
nalroman.� Angela Selke

Neues über 
Dinosaurier
Über Dinosaurier kann man nie genug 
wissen. Die Autorin Virginie Aladjidi 
und die Illustratorin Emmanuelle 
Tchoukriel schrieben das Buch „Trice-
ratops, T-Rex, Supersaurus“.

Zu Beginn wird gezeigt, wie sich das 
Leben auf der Erde entwickelt hat, 
wann die Dinosaurier unseren Plane-
ten bevölkerten und wann der Mensch 
auftauchte. Wer als erstes diese Repti-
lienart als Dinosaurier bezeichnet hat, 
wird auch verraten. 1842 führte der bri-
tische Paläontologe Richard Owen den 
Begriff ein. 

Die Übersicht, in der die wichtigs-
ten, bisher bekannten, 46 Dinosaurier 
vorgestellt werden, teilt sich in drei 
Teile des Erdmittelalters: die Trias, Ju-
ra und Kreidezeit. Um sich die Größe 
der Tiere vorstellen zu können, ver-
gleicht die Autorin sie mit Dingen der 
heutigen Zeit, etwa einem Bus. Neuen 
Forschungen zufolge müssen wir uns 
davon verabschieden, dass die Tiere  
immer nur grau oder grün waren. Viele 
von ihnen trugen eine Art Federkleid 
und könnten bunt gewesen sein. Die 
Abbildungen im Buch eröffnen neue 
Einblicke. Am Ende gibt es eine Über-
sicht von Museen und Freiluftmuseen, 
in denen man Dinosaurier bei uns be-
sichtigen kann.� Silvia Friedrich

Virginie Aladjidi/Emmanuelle Tchou-
kriel: „Triceratops, 
T-Rex, Supersau-
rus. Die Welt der 
Dinosaurier“, Gers-
tenberg Verlag, Hil-
desheim 2022, ge-
bunden, 64 Seiten,  
16 Euro
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VON FRITZ GAUSE

E s fiel kriegserfahrenen Ordens-
rittern nicht schwer, einen für 
die Anlage einer Burg geeigne-
ten Platz am Pregelufer auszu-

suchen, denn das Gelände bot sich dafür 
an. An der Pregelmündung waren die Ufer 
weithin flach und versumpft, aber einige 
Kilometer flussaufwärts trat das trockene 
Steilufer ziemlich nahe an den Fluss her-
an, gerade an der Stelle, wo eine alte Han-
delsstraße von der Weichsel am Haffufer 
entlang nach dem samländischen Bern-
steinstrand den Pregel überquerte und 
eine Insel (Kneiphof) ihn in zwei Arme 
teilte und so den Übergang erleichterte. 
Zudem lag hier der Hafen, das heißt die 
Stelle, bis zu der Seeschiffe in den Pregel 
hineinfahren konnten. 

Ein Stück des Steilufers gegenüber der 
Kneiphofinsel war durch zwei Bach-
schluchten (Kantstraße und Mühlen-
grund) aus dem Uferrand herausgeschnit-
ten und besonders geschützt, und da die 
Schluchten sich nach oben zu einander 
näherten, stand dieser Berg nur an einem 
schmalen, leicht zu sperrenden Stück 
(zwischen Schlossteich und Tragheimer 
Kirchenstraße) mit der samländischen 
Hochfläche in Verbindung. Auf der Süd-
westecke dieser Anhöhe hatten schon die 
Samen einen Burgwall, Twangste ge-
nannt, errichtet, und ihrem Vorbild folg-
ten die Ritter bei  der Anlage ihrer Burg. 

Zunächst allerdings bauten sie eine 
provisorische Burg auf der Ostspitze 
(später Vorburg, Kürassierkaserne, 
Reichsbank), die durch eine Mulde (spä-
ter aufgeschüttet als Schlossplatz) von 
dem größeren Teil des Hügels getrennt 
war. Fünf Meter dick waren die Erdmau-
ern, die von kräftigen Planken aus Baum-
stämmen gehalten wurden. Sie umschlos-
sen Block- oder Fachwerkhäuser, die 
Wohn- und Wirtschaftsgebäude der Be-
satzung. Außerhalb, aber dicht unterhalb 
der Befestigung lag im Mühlengrund die 
Ordensmühle, die für jede Burg notwen-
dig war. Zu ihrem Betrieb stauten die Rit-
ter den Katzbach durch einen Damm 
(Französische Straße) auf und gewannen 
aus dem Mühlenteich, dem späteren 
Schlossteich, die als Fastenspeise unent-
behrlichen Fische. Außerdem diente er als 

Schutz der Hauptburg, an deren Erbau-
ung sich die Ritter sofort nach der Errich-
tung der ersten Burg heranmachten. 

Sowohl der Orden als auch 
Lübecker Kaufleute hatten ein 
Interesse an einer befestigten Stadt
Einsam hielt die Burgbesatzung, ein 
Komtur mit wenigen Rittern und Knech-
ten, Wacht auf diesem vorgeschobenen 
Posten. Nirgendwo in weitem Umkreis 
gab es deutsche Bauern. Die Samen wa-
ren unterworfen und bekehrt, aber kei-
neswegs mit dem neuen Herrn und dem 
neuen Glauben ausgesöhnt. Ihr bäuerli-
cher Adel hielt es wohl mit dem Orden, 
aber die Masse des Volkes wartete in 
dumpfer Unzufriedenheit auf die Gele-
genheit, das Neue abzuschütteln und 
zum Alten zurückzukehren. Sollte man in 
dieser Lage bei der Burg eine Stadt grün-
den?

Die Gunst des Ortes forderte dazu he-
raus, und sowohl der Orden hatte ein In-

teresse daran, seinen Vorposten durch 
eine Stadt zu verstärken, wie auch die 
Kaufleute, besonders die Lübecker, den 
natürlichen Hafen als Handelsplatz zu 
benutzen. Tatsächlich entstand auch so-
fort nach der Erbauung der Burg und in 
ihrem Schutze eine städtische Siedlung. 
Da über sie nur wenig überliefert und sie 
schon Ende 1262 von den aufständischen 
Samen zerstört worden ist, hat sie der 
Geschichtsforschung eine Reihe von Fra-
gen hinterlassen, die seit Langem lebhaft 
diskutiert worden sind, aber nicht klar 
und erschöpfend beantwortet werden 
können. 

Mit diesem Vorbehalt lässt sich über 
die erste Stadt Königsberg Folgendes sa-
gen: Sie lag nicht unmittelbar am Pregel, 
sondern beiderseits des Steindamms, der 
alten, zur Bernsteinküste führenden 
Handelsstraße, um die Nikolaikirche und 
den südlich von ihr gelegenen Markt, ei-
nen großen ländlichen Platz, der später 
als Pferdemarkt und bis in die neueste 

Zeit als Wochenmarkt benutzt worden 
ist. Die dem heiligen Nikolaus geweihte 
Kirche, die älteste Königsbergs außer der 
Burgkapelle, war wohl nicht nur Gemein-
dekirche der Siedler, sondern auch Tauf-
kirche für die bekehrten Samen, denn sie 
war lange Zeit die einzige Kirche im gan-
zen Samland. Die Siedlung war keine 
Stadt im Rechtssinne; sie besaß weder 
eine Handfeste, noch eine Selbstverwal-
tung mit Bürgermeister und Rat. 

Erste „civitas“ war behelfsmäßig 
befestigt
Da sie aber in einer Urkunde civitas ge-
nannt wird und behelfsmäßig befestigt 
war, war sie mehr als ein ländlicher 
Marktort. Sie war sozusagen die Vorform 
einer Stadt. Die Bewohner waren noch 
nicht als bürgerliche, sondern erst als 
kirchliche Gemeinde organisiert, die 
auch an andern Orten des deutschen Os-
tens der Stadtgemeinde voraufgeht. Ihr 
Oberhaupt war der Pfarrer — 1258 hieß er 

Gerhard. Gemeindeglieder waren Deut-
sche und Prussen. 

Die Deutschen mögen Kaufleute und 
Handwerker gewesen sein, die Prussen 
arbeiteten wohl am Bau der Burg. Man-
che christlichen Samen mögen sich auch 
vor ihren noch heidnischen oder nur äu-
ßerlich bekehrten Nachbarn in den 
Schutz der Ordensburg begeben haben. 
Bei dem offenbar provisorischen Charak-
ter der Siedlung ist auch zu fragen, wie-
weit diese Bevölkerung schon wirklich 
bodenständig war oder ob sie nicht je 
nach den Arbeits- und Verdienstmöglich-
keiten und auch nach der Kriegslage zu- 
und abwanderte.

In dem großen Aufstand, der im 
Herbst 1260 ausbrach, wurden von An-
fang 1262 an Burg und Stadt belagert und 
die Stadt wohl noch in demselben Jahre 
erobert und zerstört. Viele Einwohner 
kamen dabei ums Leben, andere retteten 
sich in die Burg, die der Belagerung stand-
hielt. Es ist nicht nachzuweisen, dass der 
Orden bis dahin die Absicht gehabt habe, 
eine Stadt am Pregel zu gründen. 

Wie diese Stadt dann entstanden ist, 
wissen wir im einzelnen nicht. Erbaut 
wurde sie nicht an der alten Stelle auf 
dem Steindamm, sondern auf dem feuch-
ten Uferstreifen zwischen Burg und Pre-
gel, also im Schutze der Burg unmittelbar 
am Hafen, planmäßig nach dem in Ost-
deutschland üblichen gitterförmigen 
Straßennetz mit der Langgasse als Längs-
achse. Die Überlebenden des Prussen-
aufstandes bildeten einen Teil der Ein-
wohnerschaft, neue Einwanderer kamen 
hinzu, darunter auch Kaufleute aus Lü-
beck. Zuerst bildete sich wieder eine 
Pfarrgemeinde; 1277 ist ein Pfarrer Jakob 
genannt. Dann bekam Gerko von Dobrin 
den Auftrag, als Lokator die Stadtgemein-
de zu organisieren. Er förderte das Unter-
nehmen so weit, dass der Landmeister 
Konrad von Tierberg der jungen Stadt am 
28. Februar 1286 die Handfeste erteilte. 
Schultheiß wurde Gerko; elf Ratsherrn 
standen ihm zur Seite. Die Altstadt Kö-
nigsberg war entstanden und trat ihren 
Weg durch die Geschichte an.

Relikt aus der Zeit der Stadtgründung: Die Nikolai-/Steindammer Kirche� Foto: Bildarchiv Ostpreußen

GESCHICHTE KÖNIGSBERGS

Burgbau nach dem Vorbild der Samen
Auf der Ostspitze der späteren Vorburg errichteten die Ordensritter eine Befestigung – Danach entstand die erste Stadt
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Der Arzt und Priester Anatolij Kolosow 
feierte 1985 den ersten orthodoxen Got-
tesdienst im bis dahin religionslosen rus-
sisch verwalteten Teil Ostpreußens. Zum 
Glauben gefunden hatte er mit seinen El-
tern in der Grenzstadt Kibarten (Kybar-
tai) im katholischen Litauen, wo es schon 
vorher orthodoxe Gotteshäuser gab.

Als Archimandrit Sophronij war Ko-
losow der erste orthodoxe Priester im Kö-
nigsberger Gebiet. Der damalige Bischof 
der Diözese Smolensk und Administrator 
der Diözese Königsberg, der heutige Pat-
riarch der Russisch-Orthodoxen Kirche 
(ROK), hatte ihn am 30. Juni 1985 zum 
Priester geweiht. Behilflich dabei war ihm 
Olga Krupina, die Leiterin des Immanuel-
Kant-Museums an der Staatlichen Uni-
versität Königsberg. Wegen ihres Enthusi-
asmus für Kant hatten die Studenten ihr 
den Spitznamen „Kants Witwe“ gegeben. 

40 Jahre lang war das Königsberger Ge-
biet offiziell ein religionsloses Gebiet, was 
nicht hieß, dass nicht geheim auch christ-
liche Gottesdienste, Taufen oder Beerdi-
gungen gefeiert wurden. Diese wurden 
jedoch von Laien gefeiert, oft älteren 
Frauen, die nur ein beschränktes religiö-
ses Wissen hatten. Die erste Gruppe von 
orthodoxen Gläubigen in Königsberg, für 
die Kolosow einen Gottesdienst feierte, 
waren Studenten und Anhänger des theo-
sophischen russischen Malers balten-
deutscher Herkunft Nikolaj Roerich 
(1874–1947), baltendeutscher Herkunft, 
der posthum, wie Lew Tolstoj, von der 
ROK exkommuniziert wurde.

Als Priester in Juditten
Am 13. September 1985 wurden der Ortho-
doxie und ihrem Priester Kolosow das 
verfallene Gebäude der Judittenkirche bei 

Königsberg für die Umwandlung in die 
orthodoxe St. Nikolauskirche zur Verfü-
gung gestellt. Die Judittenkirche war die 
älteste noch erhaltene Kirche Ostpreu-
ßens. Kolosow erwies sich bei der Restau-
rierung von Kirchen als geschickter Bau-
herr. Am 20. April 1991 kam er als Pfarrer 
nach Pillau [Baltijsk] von einer Zwi-
schenstation aus Smolensk, um die vierte 
Kirche in seinem Leben zu renovieren.

In Pillau, wo im Sommer 1990 eine 
Gruppe von Gläubigen von der Stadtver-
waltung ein Gebäude für orthodoxe Got-
tesdienste gefordert hatte, wurde das 
Kommando der Baltischen Flotte aufge-
fordert, das Gebäude der 1866 erbauten 
evangelischen Kirche als Gottesdienst-
raum zur Verfügung zu stellen. Die St.-
Georgs-Kathedrale der Marine in Pillau 
befand sich im Hauptstützpunkt der Bal-
tischen Flotte. Der heilige Georg (der 

Siegreiche) gilt als Schutzpatron der Bal-
tischen Flotte. Im Jahr 2002 wurde ein 
Admiral der russischen Marine, Fjodor 
Uschakow, heiliggesprochen, von dem ein 
Reliquienteil in die St.-Georgs-Marineka-
thedrale überführt wurde. 

Litauen als Sprungbrett der 
Orthodoxie
Kolosow wurde am 21. März 1956 in Kö-
nigsberg geboren und schloss 1973 die 
Schule Nr. 3 ab. Er wurde stark von seiner 
Großmutter mütterlicherseits, Tatiana 
Cherepenina, beeinflusst, die eine streng-
gläubige Christin war. 1976 schloss Ko-
losow sein Medizinstudium mit Auszeich-
nung ab und begann im Rettungsdienst zu 
arbeiten, im selben Jahr wurde er zur Ar-
mee eingezogen. Er diente in Tilsit und 
wurde dann nach Gumbinnen versetzt. 
Dort war er zwei Jahre lang Sanitäter in 

der Armee. Nach der Armee wurde er Sa-
nitäter am 3. städtischen Krankenhaus in 
Königsberg. Im Januar 1981 ging Kolosow 
wieder nach Litauen, wo er neben seiner 
Arbeit im Rettungsdienst seinen Dienst in 
der orthodoxen Kirche St. Peter und Paul 
in Wilna der Litauischen Orthodoxen Ep-
archie begann. 

Im April 1993 erhielt Anatoli Kolosov 
die Tonsur als Mönch mit dem Namen 
Sophronius und wurde zum Hegumen er-
nannt. Vom 27. bis 29. Juni 2006 war er 
der Organisator des 4. gesamtrussischen 
Kleruskongresses, der in der Oblast Kö-
nigsberg stattfand. Ziel des Kongresses 
war es die Zusammenarbeit zwischen der 
ROK sowie der Armee und der Marine zu 
verbessern. Archimandrit Sophronius ist 
als Pionier und dienstältester orthodoxer 
Priester vorwiegend in Pillau im Einsatz. 
� Bodo Bost

DIÖZESE KÖNIGSBERG

Wie der russisch-orthodoxe Priester Anatolij Kolosow zum Retter deutscher Kirchen wurde

Ein Pionier der Orthodoxie im Königsberger Gebiet

b Erschienen im Ostpreußenblatt Nr. 10 
vom 5. März 1955, Seite 12



Alle Beiträge von Hans  
Heckel finden Sie auch auf 
unserer Webseite unter 
www.paz.de

VON HANS HECKEL

E s hat immer etwas Erfrischendes, 
wenn man endlich hinter ein Ge-
heimnis kommt, an dem man sich 
seit einer gefühlten Ewigkeit die 

Zähne ausgebissen hat. So erleben wir seit 
Jahren, wie angespannt der deutsche Woh-
nungsmarkt ist. Überall in den Medien begeg-
nen uns verzweifelte junge Familien, die mit 
ihrem unlängst auf die Welt gekommenen 
Nachwuchs auf viel zu engem Raum hausen 
müssen, weil sie selbst mit solide gefülltem 
Geldbeutel keine angemessen große Bleibe 
finden, die sie sich leisten können. Wie geht 
es dann erst denen, die kaum Mittel zur Ver-
fügung haben?

Gleichzeitig verhieß man uns: „Wir haben 
Platz“, und könnten beliebig weitere Immi-
granten als Asylbewerber, Flüchtlinge oder 
auf welchem Wege auch immer aufnehmen, 
ohne dass dies unseren angespannten Woh-
nungsmarkt weiter belastete. „Auf Wohnungs-
mangel und -preise wirkt sich die Unterbrin-
gung der Geflüchteten überhaupt nicht aus“, 
erzählt uns Bundesinnenministerin Nancy 
Faeser von der SPD. Wie geht das? Vermehren 
sich die zur Verfügung stehenden Unterkünfte 
mit der Ankunft jedes zusätzlichen Asylsu-
chers von selbst? Oder per Abrakadabra?

Wir haben uns meist nicht getraut, diese 
freche Frage zu stellen. Jeder, der es dennoch 
wagte, dem hauten Faeser und Co. um die 
Ohren, er wolle „Geflüchtete und Wohnungs-
suchende gegeneinander ausspielen“, die 
„Wohnungsnot instrumentalisieren“ und 
Schlimmeres – der Rassismusvorwurf lugte 
um die Ecke. Kurz gesagt: Die Wächter des 
Geheimnisses setzten alles daran, jeden, der 
hinter ihr Mysterium zu blicken versuchte, 
gesellschaftlich kaltzumachen.

Ähnlich mysteriös erscheint die Verhei-
ßung, die Einwanderung mildere unseren 
Fachkräftemangel. Nach allem, was man so 
an Zahlen bekommt, liegt das durchschnitt-
liche Qualifikationsniveau der Neuankömm-
linge um Längen unter dem hiesigen Durch-
schnitt. Wenn es aber beispielsweise zu we-
nig Ärzte für zu viele Patienten gibt, wie kann 
sich dieses Verhältnis verbessern, wenn zwar 
jede Menge Patienten, aber kaum Ärzte ins 
Land strömen? Besser nicht fragen, siehe 
oben. Solche Mysterien verbreiten sich über 
immer mehr Felder, etwa die Energiepolitik 
(abschalten, ohne Ersatz zu haben, und trotz-
dem entsteht keine Knappheit), den Woh-

nungsbau (politisch verursachte Kostenstei-
gerungen und Enteignungsdebatten bremsen 
die Neubautätigkeit nicht) und, und, und.

Die Weisung lautete immer: Nur nicht 
laut drüber nachdenken. Also schwiegen wir 
beflissen und ließen die Hohepriester der 
moralischen Weisheit ihre Nebelschwaden 
vor die Wirklichkeit schieben. Unsere Glau-
bensstärke würde diese Wirklichkeit, die wir 
nur insgeheim zu ahnen wagten, schon zum 
Verschwinden bringen, da waren wir zuver-
sichtlich. Zumindest taten wir so.

Doch diese Wirklichkeit entpuppt sich 
leider als vollkommen unmoralischer, rück-
sichtsloser Rüpel, dem unser Glauben und 
dessen Wächter herzlich schnuppe sind. Die-
ser Rüpel kommt nun aus dem Nebel ge-
stampft. Er zischt uns Wörter wie „Lörrach“ 
oder „Berliner Seniorenstift“ entgegen. Und 
bringt uns so auf des Rätsels Lösung: Es ist 
gar kein wunderliches Geheimnis, dem wir da 
auf der Spur waren. Es ist billiger, fauler Zau-
ber. Ob Frau Faeser ihre Worte wohl auch 
gegenüber den Lörracher Mietern oder den 
Berliner Senioren wiederholen würde? Zuzu-
trauen wäre es ihr. Aber es nützt nichts mehr, 
der Rüpel Realität hat ihren faulen Zauber 
auffliegen lassen. Vor aller Augen.

Baum-Opfer für das Klima
Auch andere Inszenierungen zur Vernebe-
lung der Wirklichkeit scheinen gerade ihrer 
brutalen Enthüllung entgegenzuwanken. Das 
haben wir uns ja ebenfalls die ganze Zeit ge-
fragt: Wenn es den Klimakämpfern wirklich 
um die Reduzierung des CO₂-Ausstoßes um 
jeden Preis geht, warum wehren die sich dann 
so verbittert gegen die Atomkraft? Oder zie-
len sie vielleicht gar nicht wirklich auf die an-
gebliche Klimafrage ab, sondern vielmehr auf 
die Zerstörung der westlichen Wirtschafts- 
und demokratischen Gesellschaftsordnung?

Das Thema hatten wir hier schon, es sind 
in der Zwischenzeit aber einige recht auf-
schlussreiche Indizien dazugekommen, die 
darauf hindeuten, dass wir verschaukelt wer-
den sollen mit dem Klimagetöse.

Da haben sie also in Berlin einen Baum 
vor dem Kanzleramt umgehauen, um ein Zei-
chen zu setzen gegen die Zerstörung unserer 
Natur. Was kommt als Nächstes? Verprügeln 
sie bald kleine Kinder auf der Straße, um ein 
„Zeichen zu setzen gegen die Gewalt in unse-
rem Alltag“? Schütten sie Altöl in die Bäche 
als Protest gegen die Gewässerverschmut-
zung? Selbst den Fall der beiden Thailandflie-

ger, den wir hier neulich begutachtet haben, 
könnte man mit dem Trick in ein völlig ande-
res Licht tauchen. Demnach war das gar keine 
fröhliche, aber leider im Sinne der Propagan-
da ziemlich dämliche Feriensause, sondern 
ebenfalls ein „Zeichen“, gegen die Fliegerei 
nämlich. Dumm nur, dass dieser Winkelzug 
weder den beiden jungen Leuten noch ihren 
PR-Dompteuren rechtzeitig eingefallen ist. 
Für eine Verrenkung dieses Zuschnitts muss-
te erst ein Baum fallen, aber da war es für die 
beiden Unglücklichen schon zu spät. Und ei-
ne solche Begründung nun erst für den Thai-
landflug nachzureichen, käme doch allzu fa-
denscheinig rüber. Schade.

Wie schnell sich der „Klimaschutz“ erle-
digen kann, wenn seine Protagonisten etwas 
Aussichtsreicheres entdeckt haben, davon 
hat uns ausgerechnet Greta Thunberg einen 
scharfen Vorgeschmack gegeben. In Norwe-
gen demonstriert die „Klima-Ikone“ nun also 
tatsächlich gegen Windräder! Weil die Anla-
gen den Samen, den lappländischen Urein-
wohnern, die Viehzucht vermiesen. Zwar 
sind die Anlagen schon stillgelegt, aber noch 
nicht demontiert, da kam Greta gerade noch 
rechtzeitig.

Diese Windkraftanlagen seien „kolonia-
listisch“ und verstießen gegen die Menschen-
rechte, schimpft die 20-jährige Schwedin. Da 
sind wir aber mal gespannt, wie sie Robert 
Habecks Plan bewertet, in Namibia, dem frü-
heren Deutsch-Südwestafrika, große Wind-
parks anzulegen, die „grünen Wasserstoff“ 
für das ehemalige Mutterland produzieren 
sollen. Wenn das kein Leckerbissen ist für 
den „antikolonialistischen Kampf“!

In dem Moment würden wir Zeugen des 
ironischen Höhepunkts einer beispiellosen 
Irrfahrt. Denn durch all die Inszenierungen, 
ideologischen Verrenkungen und die Reali-
tätsverachtung wären wir tatsächlich wieder 
in der Wirklichkeit angekommen. Denn tat-
sächlich entpuppt sich der gesamte grünlinke 
Globalismus an seinem bitteren Ende als das, 
was er in Wahrheit immer war: tatsächlicher 
Neokolonialismus reinsten Wassers.

Zu dieser Selbstentlarvung bedurfte es 
nicht einmal Annalena Baerbocks „feministi-
scher Außenpolitik“, die sich im Hochgefühl 
europäischer Überlegenheit anschickt, alle 
übrigen Kulturen der Welt mit der Beleh-
rungsdampfwalze zu überrollen. Dazu rei-
chen schon ein paar Windparks in Namibia. 
Greta, Sie sind auf der richtigen Spur, nur bis-
lang an der falschen Stelle!

Die Wirklichkeit 
ist ein 

unmoralischer 
Rüpel, der uns 
„Lörrach“ oder 

„Berliner 
Seniorenstift“ 

entgegenzischt

DER WOCHENRÜCKBLICK

Geheimnis gelüftet
Wie sich das große Abrakadabra als fauler Zauber entpuppt, und warum Greta auf der richtigen Spur ist

b STIMMEN ZUR ZEITb AUFGESCHNAPPT

b WORT DER WOCHE

Der US-amerikanische Völkerrechtler und 
Historiker Alfred de Zayas begründet im Ma-
gazin „Sezession“ (22. Februar) seine Ein-
schätzung, dass die USA an einem langen 
Ukrainekrieg interessiert seien:

„Der militärisch-industrielle Komplex hat 
bereits Milliarden verdient. Auch die Ge-
winne der Ölindustrie erreichten 2022 
astronomische Höhen. Selbst wenn Putin 
in der Ukraine bedeutende militärische 
Erfolge erreichen sollte, wird der Krieg 
nicht enden, weil die USA es nie zuließen, 
dass Selenskyj einer Friedenslösung nach-
ginge. Der Krieg wird weiter eskalieren, 
bis alle erschöpft sind oder eine mensch-
liche Fehlkalkulation oder Computerpan-
ne zum Atomkrieg führen.“

Gabor Steingart drückt im „Focus“ (22. Feb-
ruar) seine Enttäuschung über die Reden von 
Biden und Putin zum Ukrainekrieg aus:

„Beide Männer boten gestern ihren Zuhö-
rern keine Idee vom Frieden, nur ein neu-
es Kapitel im kriegerischen Narrativ. Sie 
wollen einander nicht mehr überzeugen, 
sondern beschädigen. Sie träumen nicht 
vom Frieden, sondern vom Sieg. Oder an-
ders gesagt: Die Großen sitzen wieder am 
Spieltisch: Sie wollen nicht passen. Sie 
wollen pokern.“

Jonathan Meese, einer der wohl exaltiertesten 
Vertreter der aktuellen deutschen Kunstsze-
ne, sieht Deutschland an der Schwelle eines 
Epochenwechsels. Im Interview mit der 
„Welt“ (23. Februar) sagt er:

„Was wir erleben, ist reiner Zeitgeist – ein 
Intermezzo, das bald mit einem großen 
Knall beendet sein wird. Ich rate ab, sich 
dem Zeitgeist zu unterwerfen ... Die Zu-
kunft hat mit dem, was wir gerade veran-
stalten und verhandeln, nichts zu tun. Die 
Zukunft lacht darüber nur ... Das sind kol-
lektive Wahnvorstellungen. Die Mitläufer 
von heute wären die Mitläufer von damals 
gewesen, die sich heute ideologisch zu-
sammenrotten, hätten es auch damals ge-
macht.“

Roland Tichy ist entsetzt über die wüsten Be-
schimpfungen gegen Alice Schwarzer und 
Sahra Wagenknecht wegen ihrer Friedensin-
itiative. Auf „Tichys Einblick“ (27. Februar)
schreibt er:

„Wer in Deutschland nicht der Bundesre-
gierung applaudiert, lebt gefährlich: Me-
dien in ihrer neuen Rolle als Hilfspolizis-
ten und Denunziationsportale können 
Existenzen zerstören. Ausgrenzung ist 
wichtiger als Argumente. Die Räume des 
Sagbaren werden immer enger.“

Kaum einer hat ihn gewählt, aber jeder 
Student der Freien Universität Berlin 
(FU) muss ihn mit seinen Gebühren fi-
nanzieren: den „Allgemeinen Studieren-
denausschuss“ (AStA). An den jüngsten 
Wahlen zum Studentenparlament, aus 
dem der AStA hervorgeht, beteiligten sich 
nur 2,3 Prozent der Studenten. Dennoch 
kann der AStA über ein Jahresbudget von 
fast einer Million Euro verfügen. Zudem 
stellt ihm die Uni eine hübsche 16-Zim-
mer-Villa im noblen Dahlem mietfrei zur 
Verfügung, für welche die Hochschullei-
tung zudem monatlich knapp 2000 Euro 
an Unterhalts- und Instandhaltungskos-
ten berappt, wie Gunnar Schupelius in der 
„B.Z.“ berichtet. Der AStA unterhält ne-
ben einem Queer- auch ein Antifa-Referat 
und engagiert sich insbesondere stramm 
linksextrem. So polemisierte er unlängst 
ganz offen gegen den „Forschungsver-
bund SED-Staat“. Der hatte eine Studie 
zum Linksextremismus veröffentlicht, 
woraufhin der AStA die Schließung der 
Einrichtung forderte. Sie forscht halt in 
die falsche Richtung. � H.H.

„Wir leben in einer von 
uns selbst verhängten 
und stets verschärften 
Zensur, das 
Wahrheitsministerium 
aus Orwells ,1984‘, das 
sind wir selbst.“
Matthias Politycki, Schriftsteller, Mitte 
Februar in einem vom „Hamburger 
Abendblatt“ organisierten Streitgespräch 
zum Thema Gender-Sprache
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